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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser!

Die aktuelle Ausgabe der Quartalspublikation „Statistiken – Daten & Analysen“ 
der Oesterreichischen Nationalbank (OeNB) – Heft Q3/09 – befasst sich mit wesent-
lichen Fragestellungen, die in den letzten Wochen und Monaten im Hinblick auf die 
Situation des österreichischen Finanzwesens diskutiert wurden.

– Wie betrifft die anhaltende Finanzkrise die Institutionen des österreichischen  
Finanzwesens und deren Kunden?

– Wie hoch sind die Auslandsaktiva österreichischer Banken, insbesondere im inter
nationalen Vergleich?

– Erfüllt der österreichische Wertpapiermarkt noch seine Refinanzierungsfunktion und 
wie reagieren die Investoren auf das spürbar veränderte Umfeld?

– Zu welchen Bedingungen werden Kredite vergeben?

Entwicklungen im inländischen Finanzwesen

Es überrascht nicht weiter, dass die kumulierte Bilanzsumme der österreichischen  
Banken im ersten Quartal 2009 stagnierte. Während die Kreditvergabe an inlän-
dische Nichtbanken erstmals nach langer Zeit nachließ, erhöhten sich die Einlagen. 
Besonders erwähnenswert ist, dass sich das unkonsolidierte Betriebsergebnis der in  
Österreich tätigen Banken im Vergleich zum ersten Quartal 2008 verbesserte.

Auslandsaktiva 

Vergleicht man die globale Summe der konsolidierten Auslandsaktiva der österreichi
schen Banken mit den Werten anderer Industrieländer, so zeigt sich ein unterdurch-
schnittliches Engagement. Der Schwerpunkt der Aktivitäten liegt in der CESEE- 
Region. Österreichs Banken und deren Töchter vor Ort haben in den Ländern Zentral-, 
Ost- und Südosteuropas etwa ein Fünftel des Osteuropa-Exposures der BIZ-Melder. Die 
Aktiva beliefen sich Ende März 2009 auf 188,06 Mrd EUR, mehr als die Hälfte davon 
sind jene der ausländischen Geschäftsstellen (österreichischer Banken) gegenüber dem 
Sitzland in Sitzlandwährung. Deutlich erkennbar ist die ausgeprägte regionale Diver-
sifizierung.

Finanzkrise hinterlässt Spuren auf dem österreichischen Wertpapiermarkt

Durch die Zurückhaltung der – auch ausländischen – Investoren stand den öster
reichischen Banken in der zweiten Jahreshälfte 2008 der Kapitalmarkt als wichtige  
Refinanzierungsquelle nur noch sehr eingeschränkt zur Verfügung. Abhilfe brachten 
mit Jahresbeginn 2009 staatliche Garantien. Sowohl der Aktienmarkt als auch die 
Fondsindustrie waren von den Auswirkungen der Finanzkrise betroffen. In Österreich 
gab es, ebenso wie im internationalen Umfeld, kaum Börsenzugänge und deutliche 
Kursverluste waren zu beobachten. Die österreichischen Investmentfondsgesellschaften 
konnten sich dem internationalen Trend nicht entziehen – die Anleger reduzierten 
massiv ihre Fondsbestände.
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Bedingungen der Kreditvergabe – Bank Lending Survey 

In den vergangenen drei Monaten haben sich – laut Auskunft der befragten Banken – 
die Konditionen der Kreditvergabe weiter verschärft. Das trifft insbesondere auf die 
Neukreditvergabe an Großunternehmen zu. Verschärft wurden die Sicherheitenerfor-
dernisse und die Zusatzvereinbarungen bei Kreditverträgen. Ein Viertel der Unter
nehmen registriert eine Beschränkung des Kreditvolumens oder der Kreditlinien.

Wie gewohnt ergänzen verschiedene Kurzberichte sowie das ausführliche aktuelle 
Datenset das vorliegende Heft. Weitergehende Tabellen finden Sie auf der Homepage 
der OeNB unter http://statistik.oenb.at im Internet.

Sollten Sie Fragen zum Datenangebot der OeNB haben, wenden Sie sich bitte an 
unsere Statistik-Hotline, 01/40420-5555 oder statistik.hotline@oenb.at. 

Das nächste Heft „Statistiken – Daten & Analysen Q4/09“ erscheint Ende  
Oktober 2009.

Aurel Schubert
Gerhard Kaltenbeck
Michael Pfeiffer
Eva-Maria Springauf
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Das Gesamtvolumen der Kredite an 
Nichtbanken in Österreich1 betrug 
Ende April 2009 rund 309 Mrd EUR 
und sank damit gegenüber dem Vor­
monat um 1,1 Mrd EUR bzw. 0,3 %. 
Der Großteil des Rückgangs entfiel  
mit 0,7 Mrd EUR bzw. 0,3 % auf  
den EUR-Kreditbereich. Im Fremdwäh­
rungsbereich verringerte sich das um 
Wechselkurseffekte bereinigte Kredit­
volumen um rund 0,3 Mrd EUR. In 
Summe wurden an private Haushalte 
und nichtfinanzielle Unternehmen rund 
9,8 Mrd EUR an Neukrediten verge­
ben.

Nach Kreditnehmersektoren betrach-
tet ging die rückläufige Entwicklung 
im April 2009 hauptsächlich auf nicht­
finanzielle Unternehmen zurück. In 
diesem Bereich gab es im April 2009 
eine Reduktion des aushaftenden Volu­
mens um rund 0,9 Mrd EUR bzw. 
0,6 % auf rund 135 Mrd EUR, die  
nahezu zur Gänze den EUR-Kredit­
bereich betraf. Die Jahreswachstums­
rate lag zum Berichtstermin bei rund 
4,6 % (April 2008: 7,4 %). 

Auch wenn per saldo im Bestand 
ein Minus zu verzeichnen war, wurden 
im April dennoch weiterhin neue Kre­
dite vergeben. Das tatsächlich im Be­
richtsmonat vergebene Neukreditvolu­
men an Unternehmen lag bei 7,7 Mrd 
EUR und war somit, verglichen mit 
dem Vormonat (8,1 Mrd EUR), leicht 
rückläufig. Erneut muss betont wer­
den, dass der Großteil der darin ent­
haltenen neu vergebenen Kredite (rund 
6 Mrd EUR oder 78 %) auf Kredite mit 

sehr kurzer Laufzeit (bis 6 Monate) 
entfiel. Zusätzlich wurden allerdings 
im April 1,7 Mrd EUR an neuen Kre- 
ditrahmen vergeben, wobei hier die  
Tendenz steigend war (März: 1,5 Mrd 
EUR).

Kredite an private Haushalte fielen 
zum Berichtstermin um rund 0,4 Mrd 
EUR bzw. 0,5 % auf ein Niveau von 
rund 119 Mrd EUR. Die im April ver­
zeichnete Jahreswachstumsrate lag bei 
1,1 % und damit um rund 3,2 Prozent­
punkte niedriger als im Vergleichs­
monat des Vorjahres. Rund die Hälfte 
des Rückgangs gegenüber dem Vor­
monat entfiel auf den Fremdwährungs­
bereich – das Jahreswachstum der 
Fremdwährungskredite (die in diesem 
Subsektor noch einen Anteil von rund 
31 % aller Kredite ausmachen) lag im 
April 2009 bei niedrigen 0,1 %.

Trotz rückläufigem Trend gab es bei 
den privaten Haushalten noch Neukre­
ditvergaben in Fremdwährung. Diese 
bewegten sich allerdings nur mehr auf 
einem sehr niedrigen Niveau von rund 
0,2 Mrd EUR. Im EUR-Bereich gab  
es hingegen bei den Neukreditver- 
gaben leichte Anstiege zu beobachten 
(1,5 Mrd EUR gegenüber 1,4 Mrd EUR 
im März), wobei das Wachstum haupt­
sächlich auf den Wohnbaubereich zu­
rückzuführen war. Auch bei privaten 
Haushalten gab es bei neu vergebenen 
Rahmen Zuwächse (um rund 0,1 Mrd 
EUR auf 1 Mrd EUR). 

Beim aushaftenden Gesamtbestand 
konnte im April 2009 ein Anstieg des 
Kreditvolumens bei Krediten, die an 

Michael Strommer,
Gunther Swoboda

Rückläufiges Kreditvolumen bei Unternehmen 
und privaten Haushalten im April 2009

Kurzberichte

1 	 Dazu zählen die Subsektoren nichtfinanzielle Unternehmen, private Haushalte, Nichtbanken-Finanzintermediäre, 
Private Organisationen ohne Erwerbszweck und der Staat.
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den Staat vergeben wurden, beobach- 
tet werden. Das gesamte aushaftende 
Volumen stieg gegenüber dem Vor­
monat um rund 0,2 Mrd EUR oder 
0,8 %.

Bei den übrigen Subsektoren (Nicht­
banken-Finanzintermediäre bzw. Pri­
vate Organisationen ohne Erwerbs­
zweck) konnten keine nennenswerten 
Veränderungen beobachtet werden.

Von der Mitarbeiter­
vorsorgekasse zur  
Betrieblichen Vorsorgekasse
Vor sechs Jahren haben die neun Be­
trieblichen Vorsorgekassen (BV-Kassen) 
ihre Geschäftstätigkeit in Österreich 
aufgenommen. Somit gehören sie zu 
einem jüngeren, aber trotzdem bereits 
sehr bedeutenden Branchensegment. 

Im Jahr 2008 hat sich die Anzahl 
der Beitrittsverträge auf rund 658.000 
und die Anzahl der Anwartschafts­
berechtigten auf 3,04 Millionen er­
höht. Zum Stichtag 31. Dezember 2008 
wurden 119,8 Mio EUR von den BV-
Kassen ausgezahlt.

Seit Jänner 2008 sind auch die rund 
500.000 selbstständigen Erwerbstätigen, 
freien Dienstnehmer, Freiberufler und 
Land- und Forstwirte in das System der 
„Abfertigung NEU“ miteinbezogen. 
Durch die Umgestaltung des Systems 
wurde die Mitarbeitervorsorgekasse 
zur „Betrieblichen Vorsorgekasse“ aus­
gebaut. Im Zuge dessen wurden auch 
die rechtlichen Grundlagen umbenannt. 
Das BMVG wurde zum BMSVG (Be­
triebliches Mitarbeiter- und Selbstän­
digenvorsorgegesetz), das mit 1. Jänner 
2008 in Kraft getreten ist, und die  
2. MIQA-VO wurde zur BVQA-V  
(Betriebliche Vorsorgekassen-Quartals­
ausweisverordnung). 

Veranlagungsentwicklung
Der Prozentsatz der indirekten Veran­
lagungen am gesamten Vermögen der 

Veranlagungsgemeinschaften hat im 
Lauf der vergangenen Jahre immer 
stärker abgenommen (Rückgang im 
Jahr 2006: 3,42 Prozentpunkte, im 
Jahr 2007: 10,7 Prozentpunkte und im 
Jahr 2008: 12,8 Prozentpunkte). Be­
sonders in den letzten vier Berichts­
quartalen ist es aufgrund der Finanz­
marktturbulenzen zu einer markanten 
Umschichtung der Beiträge von den in­
direkten zu den direkten Veranla­
gungen gekommen. Dies wird beim 
Vergleich der indirekten und direkten 
Veranlagungen ersichtlich, da die di­
rekten Veranlagungen zum 31. Dezem­
ber 2008 49,7 % des Vermögens der 
Veranlagungsgemeinschaften betrugen, 
die indirekten 50,3 %. Zum Jahresul­
timo 2007 hatten die Anteile noch 
36,9 % bzw. 63,1 % betragen. 

Bei Betrachtung der einzelnen 
Wachstumsphasen in den Jahren 2003 
bis 2008 sind die Jahre 2004 und 2005 
jene mit den höchsten relativen Wachs­
tumsraten. Im Jahr 2004 stieg das Ver­
anlagungsvolumen um 152 %, gefolgt 
von einem Zuwachs um rund 92 % im 
Jahr 2005.

Die Performance der BV-Kassen für 
das Jahr 2008 (–1,82 %) war leicht ne­
gativ. Als Gründe werden die Turbu­
lenzen auf den Finanzmärkten und die 
derzeit gesetzlich vorgesehene kurze 
Veranlagungsdauer von 36 Beitragsmo­
naten genannt. Außerdem reduziert das 
Entnahmeverhalten der Verfügungsbe­
rechtigten (ein Drittel lässt sich das Ka­

Beatrix Jaksic

Entwicklungen im Bereich der  
Betrieblichen Vorsorgekassen im Jahr 2008
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pital auszahlen) das Volumen und damit 
den erzielbaren Ertrag der langfristigen 
Investitionen.

Anwartschaften und  
Kapitalgarantie

Im Bereich der Anwartschaften konnte 
Ende Dezember 2008 ein Volumen von 
2,12 Mrd EUR verzeichnet werden. Dies 
bedeutete einen Anstieg um 0,5 Mrd 
EUR oder rund 31,0 % gegenüber  
Ultimo 2007. Bei der Absicherung der 
Erfüllung der Kapitalgarantie ziehen 
alle BV-Kassen die Variante der Bildung 
einer Rücklage vor. Die Absicherung 
durch ein Kreditinstitut wird, zumin­
dest bis jetzt, von den BV-Kassen nicht 
in Erwägung gezogen. Die Höhe der 
Rücklage belief sich Ende Dezember 
2008 auf 2,01 Mio EUR (Jahresende 
2007: 1,75 Mio EUR). 

Verwaltungskosten

Der § 26 des BMSVG erlaubt den BV-
Kassen, von den eingenommenen Bei­
trägen Verwaltungskosten abzuziehen. 
Dabei müssen die Prozentsätze der  
Kosten für alle Beitragszahler gleich 
hoch sein; die Bandbreite liegt zwi­
schen 1 % und 3,5 %. Bei der Übertra­
gung einer Altanwartschaft auf eine 
BV-Kasse ist diese außerdem berech­
tigt, einen einmaligen Kostenbeitrag 
von höchstens 1,5 % des Übertragungs­
werts einzubehalten. Die von den BV-

Kassen derzeit veranschlagten Kosten 
für die Verwaltung liegen zwischen 
1,9 % und 3,5 %. Im Fall des Übertrags 
verrechnen die meisten BV-Kassen 
zwischen 0,5 % und 1,5 %. Die gesam­
ten Verwaltungskosten betrugen Ende 
Dezember 2008 3,76 Mio EUR (Jahres­
ende 2007: 2,84 Mio EUR).

Vermögenszusammensetzung

Um rentabel und risikoarm wirtschaf­
ten zu können, ist die Asset Allocation 
(Vermögensverteilung) der BV-Kassen 
so gestaltet, dass die Gelder möglichst 
risikoavers veranlagt werden. Ende 
2008 war das Vermögen der Veran­
lagungsgemeinschaften zu rund 90 % in 
Anleihen in Euro und der Rest in  
Aktien und Immobilien investiert.

Ende Dezember 2008 erreichten 
die direkten Veranlagungen ein Volu­
men von 1,06 Mrd EUR; das bedeutete 
eine Steigerung um 463,93 Mio EUR 
oder 77,5 % gegenüber Ultimo 2007. 
Die indirekten Veranlagungen betru­
gen Ende Dezember 2008 1,08 Mrd 
EUR; das entsprach einer Erhöhung 
um 0,06 Mrd EUR oder 5,1 % gegen­
über Ende Dezember 2007. 

Das Vermögen der Veranlagungs­
gemeinschaften betrug Ende Dezember 
2008 2,14 Mrd EUR und erhöhte sich 
um 0,52 Mrd EUR bzw. 31,8 % gegen­
über  Ende Dezember 2007.

Der Vermögens-, Erfolgs- und Risiko­
ausweis (VERA) bildet eine zentrale 
bankaufsichtliche Meldung im Rahmen 
des risikoorientierten Meldewesens. Er 
beruht auf § 74 Abs. 1 und 7 Bank­
wesengesetz (BWG) und der Verord­
nung des Bundesministers für Finanzen 

zur Durchführung des BWG hinsicht­
lich des VERA (VERA-Verordnung – 
Vera-V). Der VERA besteht aus einer 
Reihe unterschiedlicher Meldungen, 
mit denen diverse aufsichtsrechtliche 
Zielsetzungen verfolgt werden. Im 
Rahmen des Risikoausweises werden 

Thomas Schin

Kreditrisikostatistik im Rahmen  
des risikoorientierten Meldewesens
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drei Belege hinsichtlich des Kredit­
risikos der meldepflichtigen Banken er­
hoben. Die VERA-V trat mit 1. Jänner 
2007 in Kraft, wobei die Belege betref­
fend das Kreditrisiko zum Stichtag  
31. März 2008 erstmalig zu melden 
waren. 

Kreditrisiko unkonsolidiert

Die Meldung des unkonsolidierten Kre­
ditrisikos beruht auf der Anlage A3a 
gemäß § 5 Abs. 1 Z. 1 der VERA-V. 
Der Beleg wird vierteljährlich jeweils 
zu Quartalsende erhoben. Meldepflich­
tig sind alle in Österreich meldepflich­
tigen Kreditinstitute, ausgenommen 
jene Kreditinstitute aus Mitgliedstaaten 
des EWR, die in Österreich gemäß § 9 
Abs. 1 BWG über eine Zweigstelle tätig 
sind. 

Inhalt der Meldung sind die vier 
Bilanzpositionen 
–	 Forderungen an Kunden, 
–	 Forderungen an Kreditinstitute, 
–	 Schuldverschreibungen und andere fest-

verzinsliche Wertpapiere sowie 
–	 Schuldtitel öffentlicher Stellen und 

Wechsel, die zur Refinanzierung bei der 
Zentralbank zugelassen sind. 

Es sind sowohl inländische als auch aus­
ländische Posten zu melden. Die Forde­
rungen werden pro Schuldner zusam­
mengefasst und in Größenklassen ein­
geteilt. Die Größenklassen steigen bis 
350.000 EUR in Schritten zu jeweils 
70.000 EUR. Danach folgen die Grö­
ßenklassen 350.000 EUR bis 1 Mio 
EUR, 1 Mio EUR bis 5 Mio EUR und 
die Größenklasse über 5 Mio EUR. Pro 
Größenklasse werden die Anzahl der 
Schuldner und das Forderungsvolumen 
inklusive Wertberichtigungen ausge­
wiesen. Zu dem betroffenen Forde­
rungsvolumen werden zugehörige Ein­
zelwertberichtigungen, Sicherheiten und 
Ausfälle gemeldet. Dabei werden jene 
Sicherheiten gemeldet, die zur Redu­
zierung des Eigenmittelerfordernisses 

für das Kreditrisiko dienen (z. B. Bar­
einlagen, Garantien, Immobiliensicher­
heiten oder verpfändete Lebensver­
sicherungen). Als Ausfall werden we­
sentliche Forderungen gegen einen 
Schuldner definiert, die seit mehr als 
90 Tagen im Verzug sind. Wesentlich 
sind diese Forderungen dann, wenn 
unter Zugrundelegung der gesamten 
fälligen Forderungen und Kreditrah­
men die Summe aller überfälligen  
Kreditraten (inklusive offener Spesen 
und Zinsen) und die Überschreitung 
von Kreditrahmen größer als 2,5 % der 
Summe aller Überziehungsrahmen des 
Schuldners sind, und ein Betrag von 
250 EUR überschritten wurde.

Per Ende März 2009 meldeten 819 
Kreditinstitute ein gesamtes Forde­
rungsvolumen von 925,74 Mrd EUR. 
Die Gesamtanzahl der Schuldner belief 
sich auf 6,28 Millionen, wobei die  
meisten Schuldner (5,61 Millionen) in  
der kleinsten Forderungskategorie bis 
70.000 EUR gemeldet wurden. Das  
Sicherheitenvolumen bezifferte sich auf 
155,53 Mrd EUR und entsprach damit 
einem Anteil von 16,8 % am gesamten 
Forderungsvolumen. Per Ende März 
2009 wiesen die Einzelwertberichti­
gungen einen Anteil von 1,2 % und die 
Ausfälle einen Anteil von 1,9 % am  
gesamten Forderungsvolumen auf.

Kreditrisiko konsolidiert

Das konsolidierte Kreditrisiko wird  
gemäß der Anlage B3a bzw. C3a des § 9 
Abs. 1 Z. 1 der VERA-V gemeldet. 
Dieser Beleg wird, wie das unkonsoli­
dierte Kreditrisiko, vierteljährlich je­
weils zu Quartalsende erhoben. Melde­
pflichtig sind übergeordnete Kredit­
institute für die im Konzernabschluss 
nach § 59 bzw. 59a BWG dargestellte 
Kreditinstitutsgruppe. 

Im ersten Teil der konsolidierten 
Kreditrisikomeldung sind – analog der 
unkonsolidierten Meldung – die bereits 
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erwähnten vier Bilanzpositionen ent­
halten. Nach Größenklassen der Forde­
rungen sind die Anzahl der Schuldner, 
das Forderungsvolumen und die diesem 
Forderungsvolumen zugehörigen Ein­
zelwertberichtigungen, Sicherheiten und 
Ausfälle zu melden. Die Definitionen 
der gemeldeten Kategorien entsprechen 
jenen des unkonsolidierten Belegs. 

Die Größenklassen sind in diesem 
Beleg anders definiert als in der unkon­
solidierten Meldung. Zusammenge­
fasste Forderungen eines Schuldners 
unter 10.000 EUR werden in der kon­
solidierten Meldung nicht erfasst. Die 
niedrigste Größenklasse reicht von 
10.000 EUR bis 1 Mio EUR, die wei­
teren Größenklassen erhöhen sich in 
Schritten zu jeweils 1 Mio EUR. 

Per Ende März 2009 meldeten  
37 Melder ein gesamtes Forderungs­
volumen von 853,21 Mrd EUR. Mit 
einem Anteil von 18,9 % am Forde­
rungsvolumen bestand das größte  
Volumen in der kleinsten erhobenen 
Größenklasse von 10.000 EUR bis  
1 Mio EUR. Es wurden 3,08 Millionen 
Schuldner gemeldet, wobei die meisten 
Schuldner (2,96 Millionen) der kleins­
ten Forderungsklasse zuzuordnen wa­
ren. Das Sicherheitenvolumen bezif­
ferte sich auf 180,56 Mrd EUR und 
entsprach somit einem Anteil von 
21,16 % am gesamten Forderungsvo­
lumen. Die Einzelwertberichtigungen 
wiesen Ende März 2009 einen Anteil 
von 1,35 % und die Ausfälle einen  
Anteil von 2,21 % am Forderungsvolu­
men auf. 

Im zweiten Teil der konsolidierten 
Kreditrisikomeldung erfolgt, allerdings 
lediglich von Meldern nach dem Unter­
nehmensgesetzbuch (UGB-Meldern), 
eine Quartalsmeldung zu den Risiko­
kosten in Form einer Veränderungs­
rechnung. Die Risikokosten werden  
dabei in die Kategorien Kreditgeschäft 
und Andere aufgeteilt. Ende März 2009 

meldeten elf Kreditinstitutsgruppen Risi­
kokosten im Kreditgeschäft und vier in 
der Kategorie Andere.

Im dritten Teil der konsolidierten 
Kreditrisikomeldung wird sowohl von 
UGB-Meldern als auch von Meldern 
nach den International Financial Re­
porting Standards (IFRS-Meldern) der 
Saldo der Stillen Reserven/Verluste  
gemeldet. Der zu meldende Saldo  
bezieht sich auf die gesamten Stillen 
Reserven/Verluste und nicht nur auf 
jene, die die vier Bilanzpositionen be­
treffen, aus denen sich das Forderungs­
volumen der Kreditrisikomeldung zu­
sammensetzt.

Kreditrisiko Auslandstöchter

Übergeordnete Kreditinstitute haben 
für die im geprüften Konzernabschluss 
gemäß § 59 oder § 59a BWG vollkonso­
lidierten ausländischen Kreditinstitute 
die Kreditrisikomeldung gemäß der 
Anlagen D3a bzw. E3a des § 13 Abs. 1 
Z. 1 der VERA-V zu melden. 

Die Kreditrisikomeldung der Aus­
landstöchter erfolgt vierteljährlich je­
weils zu Quartalsende und beinhaltet 
im ersten Teil die Meldung zur Ver­
teilung des Kreditrisikos. Das Forde­
rungsvolumen besteht – wie in der  
unkonsolidierten und der konsoli­
dierten Kreditrisikomeldung – aus den 
vier bereits erwähnten Bilanzposi­
tionen. 

Nach Größenklassen der Forde­
rungen sind die Anzahl der Schuldner, 
das Forderungsvolumen, und die die­
sem Forderungsvolumen zugehörigen 
Einzelwertberichtigungen, Sicherheiten 
und Ausfälle zu melden. Die Defini­
tionen der gemeldeten Kategorien ent­
sprechen jenen des unkonsolidierten 
und des konsolidierten Belegs. Die 
Größenklassen sind analog der konsoli­
dierten Meldung definiert, Forderungs­
volumina unter 10.000 EUR werden 
nicht erfasst. 
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Per Ende März 2009 meldeten 88 
in Österreich meldepflichtige Auslands­
tochterbanken ein Forderungsvolumen 
von 238,16 Mrd EUR. Das größte  
Volumen bestand mit einem Anteil von 
31,6 % am gesamten Forderungsvolu­
men in der Größenklasse 10.000 EUR 
bis 1 Mio EUR. Es wurden 1,65 Millio­
nen Schuldner gemeldet, wobei die 
meisten Schuldner (1,63 Millionen)  
der Größenklasse von 10.000 EUR bis  
1 Mio EUR zuzuordnen waren; dies 
entsprach einem Anteil von 98,7 %  
an der gesamten Schuldneranzahl. An  
Sicherheiten, die zur Reduzierung des 
Eigenmittelerfordernisses dienen, wurde 
ein Gesamtvolumen von 60,33 Mrd 

EUR gemeldet, das einem Anteil von 
25,3 % am Forderungsvolumen ent­
sprach. Der Anteil der Einzelwert­
berichtigungen am Forderungsvolumen 
betrug 1,8 % und der Anteil der Aus­
fälle am Forderungsvolumen 2,6 %. 

Im zweiten Teil der Meldung er­
folgt von UGB-Meldern, wie im kon­
solidierten Kreditrisikoausweis, eine 
Quartalsmeldung zu den Risikokosten 
in Form einer Veränderungsrechnung. 
Die Risikokosten werden dabei in die 
Kategorien Kreditgeschäft und Andere 
aufgeteilt. Per Ende März 2009 mel­
deten sieben Auslandstöchter Risikokosten 
im Kreditgeschäft und eine Auslandstochter 
in der Kategorie Andere.

Wirtschaftliches Umfeld
Das verfügbare Einkommen der pri­
vaten Haushalte3 wuchs im ersten 
Quartal 2009 deutlich langsamer als im 
Vergleichszeitraum 2008. Diese Ent­
wicklung wurde stark vom Wachstum 
der Arbeitnehmerentgelte getrieben, 
die im ersten Quartal 2009 um 2,4 % 
anstiegen (erstes Quartal 2008: 5,3 %). 
Der HVPI schwächte sich zwischen 
Jänner und März 2009 auf 0,6 % ab 
und fiel in den Folgemonaten weiter 
(Mai: 0,1 %). Die Arbeitslosigkeit war 
im ersten Quartal 2009 mit 4,3 %  
ähnlich hoch wie zum Jahresultimo 
2008.

Die eigene Einschätzung der pri­
vaten Haushalte zeigt in der Befragung 

zum Konsumentenvertrauen,4 dass die finan­
zielle Situation im ersten Quartal 2009 
etwas besser eingeschätzt wird als im 
zweiten Halbjahr 2008. Laut dieser  
Befragung war die Bereitschaft zum 
Sparen hingegen seit dem zweiten 
Halbjahr 2008 deutlich rückläufig und 
fiel im ersten Quartal 2009 unter den 
Durchschnittswert der letzten zehn 
Jahre. Die realwirtschaftlichen Aggre­
gate, insbesondere die Sparquote, zei­
gen hingegen einen weiteren Anstieg 
der Ersparnisbildung in Relation zum 
verfügbaren Einkommen.

Geldvermögensbildung

Die Höhe der Geldvermögensbildung 
im ersten Quartal 2009 reflektierte die 

Michael Andreasch

Finanzverhalten der privaten Haushalte  
im ersten Quartal 20092 

2 	 Redaktionsschluss: 30. Juni 2009.
3 	 Realwirtschaftliche Indikatoren, wie verfügbares Einkommen, Konsum, Ersparnisbildung und Sachvermögens

bildung, sind nur für den Haushaltssektor (einschließlich der Privaten Organisationen ohne Erwerbszweck)  
verfügbar. Die Daten zu den Finanzanlagen erfassen private Haushalte einschließlich selbstständig Erwerbstäti-
ger, nicht aber Private Organisationen ohne Erwerbszweck sowie Privatstiftungen.

4 	 Quelle: GfK Austria GmbH.
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Entwicklung dieser Ersparnisbildung. 
Private Haushalte veranlagten 4,5 Mrd 
EUR in Finanzanlagen5, kumuliert 18,8 
Mrd EUR in den letzten vier Quar­
talen.

Die Bargeld- und Einlagenbestände 
der privaten Haushalte wurden zwischen 
Jänner und März 2009 um 3,8 Mrd 
EUR (in den letzten vier Quartalen  
kumuliert 14,1 Mrd EUR) erhöht, das 
entspricht 84 % der gesamten Geldver­
mögensbildung im ersten Quartal 2009. 
Die intensive Nutzung dieser Veran­
lagungsform im Jahr 2008 setzte sich 
damit fort und unterstreicht den  
„Sicherheitsgedanken“ in der Vermögens­
verwaltung der Privatanleger. Die pri­
vaten Haushalte platzierten ihre Gelder 
– im Gegensatz zu 2008 – verstärkt in 
Sichteinlagen (zum Teil aus Umschich­
tungen von Termineinlagen) mit einem 
Zuwachs von 2,0 Mrd EUR, wovon vor 
allem Direktbanken profitierten. Zu­
sätzlich wurden die Spareinlagen im  
ersten Quartal 2009 um 2,9 Mrd EUR 
(inklusive aufgelaufener Einlagenzinsen) 
erhöht. Die Veranlagungstätigkeit fand 
im Umfeld fallender Leitzinsen statt, 
die auch auf die Interbankzinssätze und 
auf die Bankenzinssätze im Kundenneu­
geschäft wirkten. Die sinkende Infla­
tion ermöglichte trotz des nominellen 
Rückgangs der Zinsen eine reale Ver­
zinsung zwischen 1,5 % und 2 % im  
ersten Quartal 2009.

Handelbare Wertpapiere6 wurden 
von den privaten Investoren im ersten 
Quartal 2009 per saldo um 0,8 Mrd 
EUR verkauft. Damit setzte sich der 
Nettoverkauf aus dem vierten Quartal 
2008 fort. In den letzten vier Quar­
talen ergab sich dennoch ein Netto­
erwerb von rund 1,0 Mrd EUR. Getra­

gen werden die jeweiligen Kauf- oder 
Verkaufbewegungen vor allem durch 
die Investitionstätigkeit in inländischen 
Bankanleihen und in Investmentzertifi­
katen (insbesondere Zertifikate von 
Rentenfonds und gemischten Fonds):
–	 Private Haushalte verkauften im ers­

ten Quartal 2009 verzinsliche Wert­
papiere in Höhe von 0,6 Mrd EUR 
(in den letzten vier Quartalen war 
es noch ein Nettoerwerb von 3,3 Mrd 
EUR), wovon der überwiegende 
Teil der Verkäufe auf Anleihe­
emissionen des inländischen Banken­
sektors zurückzuführen war. Pri­
vate Anleger, die noch im vierten 
Quartal 2008 massiv Bundesschatz­
scheine gekauft hatten, verkauften 
diese Titel im ersten Quartal 2009 
wieder mit 100 Mio EUR.

–	 Börsennotierte Aktien wurden von 
Privatinvestoren im ersten Quartal 
2009 in Höhe von 200 Mio EUR 
gekauft, womit in den letzten vier 
Quartalen insgesamt Aktien um 
rund 0,9 Mrd EUR gekauft wur­
den. Die größten Kauforders kamen 
für inländische Unternehmensak­
tien.

–	 Wie bereits im Jahr 2008 wurden 
auch im ersten Quartal 2009 Invest­
mentzertifikate verkauft (600 Mio 
EUR), wovon der größte Teil auf 
Anteile von inländischen gemisch­
ten Fonds (300 Mio EUR) entfiel. 
In den letzten vier Quartalen belief 
sich die kumulierte Verkaufsumme 
auf 3,2 Mrd EUR.

Das Wertpapierportefeuille der Privat­
anleger verzeichnete – im Vergleich zum 
zweiten Semester 2008 – einen mode­
raten Bewertungsverlust von 0,8 Mrd 
EUR (rund 1 % des gesamten Markt­

5 	 Einschließlich der kapitalisierten Einlagenzinsen sowie der aufgelaufenen und noch nicht durch Kuponzahlungen 
abgedeckten Zinsen aus Wertpapierveranlagungen.

6 	 Verzinsliche Wertpapiere einschließlich Bundesschatzscheinen, börsennotierter Aktien und Investmentzertifikaten.
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werts), der vor allem auf Kursverluste 
von Aktien und Aktienfonds zurückzu­
führen war. Kursanstiege auf den Ak­
tienmärkten im zweiten Quartal 2009 
glichen allerdings Teile der in den letz­
ten Quartalen verzeichneten buchmä­
ßigen Kursverluste wieder aus.

Die für die langfristige Absicherung 
verwendeten Ansprüche7 aus Lebens­
versicherungen und gegenüber betrieb­
lichen Pensionskassen stiegen transak­
tionsbedingt im ersten Quartal 2009 
um 0,8 Mrd EUR an.

Das gesamte Geldvermögen er­
reichte zum Ultimo März 2009 einen 
Wert von 419,4 Mrd EUR (bzw. 150 % 
des BIP) und lag damit auf dem Niveau 
von September 2008. Mit 52 % waren 
Bargeld- und Einlagenbestände die wich­
tigsten Finanzanlagen privater Haus­
halte. Handelbare Wertpapiere und An­
sprüche gegenüber Lebensversicherun­
gen sowie Pensionskassen hatten Ende 
März 2009 jeweils einen Anteil von 
18 %.

Finanzierung

Private Haushalte tilgten im ersten 
Quartal 2009 volumenmäßig mehr 
Kredite als sie neu aufnahmen, wo­
durch die Kreditfinanzierung per saldo 
um 0,6 Mrd EUR zurückging, wovon 

der größte Teil auf Nettotilgungen von 
Bankkrediten im Inland entfiel. Wie 
die Zahlen zum Neukreditgeschäft der 
Banken zeigen, sind die Kreditaufnah­
men nicht zum Erliegen gekommen: 
Private Haushalte nahmen im ersten 
Quartal 2009 Wohnbaukredite um rund 
2,2 Mrd EUR neu auf (und tilgten in 
nahezu gleicher Höhe ausstehende Kre­
dite), während Konsumkredite und  
sonstige Kredite zwar ebenfalls um 
rund 2,1 Mrd EUR erhöht wurden,  
die Tilgungen aber 2,7 Mrd EUR aus­
machten.

Die Verpflichtungen der privaten 
Haushalte erreichten zum Ultimo März 
2009 einen Wert von 148,2 Mrd EUR 
bzw. 53 % des BIP. Sowohl die Netto­
tilgungen als auch der gesunkene 
Wechselkurs aus aushaftenden Kre­
diten in Schweizer Franken und japa­
nischen Yen führten zu einem Rück­
gang der Verpflichtungen um 1,4 Mrd 
EUR. Wohnbaukredite dominierten 
mit einem Anteil von 63 % die Ver­
schuldungsposition der privaten Haus­
halte.

Die Nettovermögensposition er­
höhte sich von 266,4 Mrd EUR zum 
Jahresultimo 2008 um knapp 2 % auf 
271,2 Mrd EUR zum Ultimo März 
2009.

7 	 Einschließlich der Verwendung als Tilgungsträger für endfällige Kredite (rund 80 % der Tilgungsträger sind 
Lebensversicherungen, Details siehe Finanzmarktstabilitätsbericht 17).



16	�  Statistiken Q3/09

Kurzberichte

Finanzvermögen und Verpflichtungen der privaten Haushalte

Kapitalbewegungen Vermögen und Verpflichtungen 
zum Ultimo

Q1 09 Q2 08
bis
Q1 091

Dez. 08 März 09

in Mrd EUR Anteil in  %

Bargeld 0,2 0,7 14,4 14,7 3,5
Einlagen 3,6 13,4 198,9 202,5 48,3

im Inland 3,5 13,1 194,6 198,1 47,2
Nach Kategorien:
Sichteinlagen 2,0 3,4 34,2 36,2 8,6
Termineinlagen –1,4 1,3 10,3 8,8 2,1
Spareinlagen 3,0 8,5 150,0 153,0 36,5
Nach Laufzeit:
Täglich fällige Einlagen 2,8 4,0 46,1 48,8 11,6
Gebundene Einlagen 0,7 9,1 148,5 149,2 35,6

im Ausland 0,1 0,3 4,3 4,4 1,1
Verzinsliche Wertpapiere –0,6 3,3 38,8 38,4 9,1

inländischer Emittenten –0,5 3,2 34,0 33,7 8,0
ausländischer Emittenten –0,1 0,1 4,7 4,7 1,1

Börsennotierte Aktien 0,2 0,9 8,6 8,5 2,0
inländischer Emittenten 0,1 0,7 5,1 5,2 1,2
ausländischer Emittenten 0,1 0,2 3,6 3,3 0,8

Investmentzertifikate –0,4 –3,2 31,6 30,8 7,3
Beteiligungen 0,0 0,4 32,6 32,5 7,7
Lebensversicherungsansprüche 0,5 1,9 61,8 62,1 14,8
Pensionskassenansprüche 0,3 0,8 13,8 13,9 3,3
Sonstige Finanzinvestitionen 0,7 0,5 15,4 16,1 3,8
Geldvermögensbildung/Geldvermögen 4,5 18,8 416,0 419,4 x

Kredite –0,6 2,1 149,5 148,1 100,0
Nach dem Verwendungszweck:
Wohnbaukredite 0,1 3,4 94,4 93,9 63,1
Konsumkredite und sonstige Kredite –0,7 –1,3 55,1 54,2 36,9
Nach dem Kreditgeber:
Inländische Banken –0,7 1,4 127,6 126,0 85,3
Staat, Versicherungsunternehmen und Ausland 0,1 0,7 21,9 22,1 14,7

Finanzierung/Verpflichtungen –0,6 2,1 149,6 148,2 x

Finanzierungssaldo/Nettogeldvermögen 5,1 16,7 266,4 271,2 x

Quelle: OeNB.
1 kumulierter Jahreswert
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Ausgangssituation
Die Auswirkungen der anhaltenden 
Wirtschaftskrise machen sich europa­
weit in den Staatshaushalten negativ  
bemerkbar. Einerseits sinken aufgrund 
der verringerten Wirtschaftsleistung 
die Einnahmen und andererseits stei­
gen aufgrund der vielfach expansiven 
Fiskalpolitik die Staatsausgaben – somit 
steigen durchwegs auch die Staatsdefi­
zite in ganz Europa. Auch in Österreich 
wird das Staatsdefizit im Jahr 2009 
über die 3-Prozent-Marke steigen. Die 
Europäische Kommission geht in ihrer 
Frühjahrsprognose von einem Defizit 
im Jahr 2009 von 4,2 % des BIP aus 
und hat diesbezüglich auch bereits an­
gekündigt, gegen Österreich ein Defi­
zitverfahren einzuleiten, wenn das De­
fizit 2012 nicht wieder unter der 3-Pro­
zent-Grenze liegt. Diese Entwicklungen 
rücken die Finanzstatistiken des Staats 
in besonderem Maße in den Fokus der 
Öffentlichkeit. 

Im Folgenden werden die aktuellen 
Ergebnisse der quartalsweisen Finan­
zierungsrechnung des Staats vorge­
stellt.

Die Finanzkonten des Staats zeigen, 
wie diese Defizite finanziert werden, 
welche finanziellen Aktiva gegebenen­
falls erworben werden, wie hoch die 
Bestände an Finanzvermögen im Besitz 
des Staats sind, und wie hoch die Ver­
pflichtungen des Staats sind. Somit sind 
auch die kapitalstärkenden Maßnahmen 
für Banken aus dem „Bankenhilfspaket“ 
ersichtlich, und es wird dargestellt, wie 
die den Banken zur Verfügung gestell­
ten Finanzmittel finanziert werden.

Ergebnisse der quartalsweisen 
Finanzierungsrechnung des Staats
Im Oktober 2008 wurde von der Bun­
desregierung das Bankenhilfspaket im 
Volumen von 100 Mrd EUR beschlos­
sen, wovon vorerst 15 Mrd EUR für 
Kapitalstärkungsmaßnahmen der Ban­
ken reserviert wurden. Die restlichen 
85 Mrd EUR waren für Garan- 
tien für Interbankenkredite bzw. für  
die Einlagensicherung bestimmt; dies  
hat daher nicht unmittelbar Einfluss 
auf die Staatsfinanzen, da Garantien 
nach den Regeln des Europäischen Sys­
tems Volkswirtschaftlicher Gesamtrech­
nungen (ESVG) als Eventualverbind­
lichkeit gelten und somit erst bei In­
anspruchnahme im Kontensystem ver- 
bucht werden. 

Um unter anderem den poten­
ziellen Liquiditätsbedarf aus diesem 
Hilfspaket kurzfristig abdecken zu kön­
nen, wurden bereits im vierten Quartal 
2008 von der Österreichischen Bundes­
finanzierungsagentur (ÖBFA) verstärkt 
Finanzmittel über die Emission von 
Wertpapieren (knapp 8 Mrd EUR)  
lukriert (Tabelle 8.2.2 in diesem Heft). 
Da im vierten Quartal 2008 aber ledig­
lich die Hypo Alpe-Adria-Bank Inter­
national AG 900 Mio EUR in Form von 
Partizipationskapital aus dem Topf für 
Kapitalstärkungsmaßnahmen vorgese­
hene Mittel in Anspruch nahm, wurde 
ein Teil der über Wertpapieremissionen 
lukrierten Finanzmittel in Form von 
Einlagen „zwischengeparkt“. Insgesamt 
erhöhte der Sektor Staat (Bund, Län­
der, Gemeinden, Sozialversicherungen 
und sonstige Einheiten des Sektors 

Gerald Wimmer

Entwicklungen des Finanzvermögens und  
der Verpflichtungen des Staats angesichts  
der Finanzkrise 
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Staat) seine Einlagenbestände im vier­
ten Quartal um rund 6,6 Mrd EUR. 
Der Staat hatte damit per Jahresultimo 
2008 ein Vermögen in Form von Ein­
lagen bei in- und ausländischen Banken 
in Höhe von rund 21 Mrd EUR (Ta­
belle 8.2.1). Der Erwerb des Partizipa­
tionskapitals der Hypo Alpe-Adria-
Bank International AG ist in den Finanz­
konten des Staats als Erwerb von 
Anteilsrechten durch den Staat darge­
stellt. 

Durch die Ausweitung der Schuld­
aufnahmen infolge der Finanzkrise 
stieg der Maastricht-Schuldenstand per 
Jahresultimo 2008 auf 62,5 % des BIP 
(rund 176,5 Mrd EUR) und somit  
wieder über die 60-Prozent-Marke, 
nachdem im Jahr 2007 dieser Wert 
erstmals unterschritten wurde. In der 
Gesamtwirtschaftlichen Finanzierungs­
rechnung (GFR) werden die Verbind­
lichkeiten des Staats im Gegensatz zum 
Maastricht-Schuldenstand zu Markt­
werten auf nicht konsolidierter Basis 
ausgewiesen.8 Dieser Wert betrug am 
31. Dezember 2008 rund 205 Mrd 
EUR. Die Nettoverpflichtungen des 
Staats, das heißt die Verbindlichkeiten 
abzüglich der finanziellen Vermögens­
werte im Besitz des Staats, betrugen 
Ende 2008 rund 91,5 Mrd EUR. 

Im ersten Quartal 2009 hat der 
Bund Partizipationskapital der Erste 
Group Bank AG in Höhe von 1 Mrd 
EUR gezeichnet. Neben dieser Trans­
aktion wurden im ersten Quartal 2009 
keine weiteren Mittel aus dem Banken­
hilfspaket in Anspruch genommen. Im 
zweiten Quartal 2009 wurde die Mög­

lichkeit der Zeichnung von Partizipa­
tionskapital für mehrere Banken umge­
setzt. So erhielt die Erste Bank weitere 
224 Mio EUR, die Österreichische 
Volksbanken AG 1 Mrd EUR und die 
Raiffeisen Zentralbank Österreich AG 
1,75 Mrd EUR. Diese Transaktionen 
werden in der Finanzierungsrechnung 
des Staats für das zweite Quartal, die 
im Oktober 2009 publiziert wird, aus­
gewiesen. 

Der Liquiditätsbedarf wurde auch 
im ersten Quartal 2009 hauptsächlich 
über die Emission von Geldmarkt­
papieren (vor allem Austrian Treasury 
Bills) und über Anleihen abgedeckt. 
Insgesamt wurden netto (Emissionen 
minus Tilgungen) rund 8 Mrd EUR 
emittiert. Da nicht die gesamten luk­
rierten Finanzmittel zur Abdeckung 
des Liquiditätsbedarfs aus dem Banken­
hilfspaket bzw. für die Finanzierung 
des realwirtschaftlichen Defizits benö­
tigt wurden, wurde ein Teil in Form 
von Einlagen bei Banken investiert.  
So stockte der Staat seine Einlagen­
bestände bei Banken im ersten Quartal 
abermals um 2,9 Mrd EUR auf. Ins­
besondere der Bund erhöhte seinen  
Finanzpolster in Form von Einlagen im 
vierten Quartal 2008 und im ersten 
Quartal 2009 in Summe um rund  
9,6 Mrd EUR und kann somit auf  
beachtliche Liquiditätsreserven zur Kri­
senbekämpfung zurückgreifen. 

Die Nettoverpflichtungen des Staats 
betrugen per Quartalsultimo März 
2009 rund 95 Mrd EUR. Dieser Stand 
stellt den Saldo aus Verpflichtungen in 
Höhe von rund 212 Mrd EUR (wobei 

8 	 Die wesentlichsten Unterschiede dieser beiden Darstellungskonzepte sind die Differenz zwischen Marktwert 
(inklusive aufgelaufener Zinsen) und Nominalwert, die Einschränkung des Maastricht-Schuldenstands auf ver-
zinsliche Wertpapiere und Kredite und die Darstellung des Schuldenstands nach Maastricht auf konsolidierter 
Basis. In den Maastricht-Schuldenstand nicht einzubeziehen sind somit Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen (Handelskredite) sowie sonstige dem ESVG 95-Finanzierungsinstrument „sonstige Verbindlichkeiten“ 
zuzuordnende Verbindlichkeiten. Konsolidierung bedeutet, dass der Besitz eigener Schuldtitel durch den öffent-
lichen Sektor, ebenso wie Kreditgewährungen innerhalb der einzelnen Subsektoren des Staats, außer Betracht 
bleibt.
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rund 84 % der Verpflichtungen (177 
Mrd EUR) aus Wertpapieremissionen 
resultieren) und aus Vermögensbestän­
den in Höhe von rund 117 Mrd EUR 
dar. Die größten aktivseitigen Positio­
nen sind Einlagen im Volumen von 
rund 24 Mrd EUR, verzinsliche Wert­
papiere in Höhe von rund 16 Mrd EUR, 
wobei es sich dabei überwiegend um 
den Besitz des Bundes an eigenen  
Bundespapieren handelt,9 und Kredite 
mit rund 31 Mrd EUR (hauptsächlich 
Wohnbaudarlehen und Kredite, die im 
Rahmen der sogenannten Rechtsträger­

finanzierung an staatsnahe Unterneh­
men und an Bundesländer bzw. an 
Wien vergeben werden). Die restlichen 
Vermögenswerte sind überwiegend Be­
teiligungen an staatsnahen Unterneh­
men, wie z. B. dem Verbund, der 
ÖIAG, der Wiener Stadtwerke Hol­
ding AG usw. Zu den Anteilsrechten ist 
auch das Partizipationskapital aus dem 
Bankenhilfspaket zu zählen. 

Insgesamt wurden vom Staat per 
Quartalsultimo März 2009 Anteils­
rechte in Höhe von rund 37 Mrd EUR 
gehalten. 

9 	 Bei der konsolidierten Darstellungsweise der Staatsverpflichtungen (Maastricht-Schuld) gelten diese Wertpapiere 
nicht als Verbindlichkeiten des Staats.

Im ersten Quartal 2009 wurde für 
Österreich ein Leistungsbilanzüber­
schuss in Höhe von 3,2 Mrd EUR ver­
zeichnet. Damit haben die Erlöse, die 
seit rund zehn Jahren aus der realen 
Außenwirtschaft per saldo erzielt wer­
den, und im Vergleichszeitraum des 
Vorjahres ein Rekordergebnis erreich­
ten, eine rückläufige Entwicklung im 
Ausmaß von rund einem Drittel einge­
schlagen. Erste Auswirkungen der welt­
weiten Wirtschafts- und Finanzkrise 
waren bereits im Schlussquartal 2008 
zu verzeichnen, zu Jahresbeginn 2009 
haben sich diese verstärkt. Das Verhält­
nis des Leistungsbilanzergebnisses zum 
BIP fiel von 7,5 % im ersten Quartal 
2008 auf 4,8 %.

Der Handelssaldo bei Gütern kippte 
ins Minus (–0,8 Mrd EUR). Das Defi­
zit aus einkommensrelevanten Trans­
aktionen (Erwerbs- und Vermögens­
einkommen, Laufende Transfers) blieb 

annähernd stabil (–1,4 Mrd EUR). Die 
Nettoeinnahmen aus dem Reiseverkehr 
waren, ausgehend von einem hohen Ni­
veau im ersten Quartal 2008, rückläufig 
(um –0,6 auf 4,1 Mrd EUR). Der Ein­
nahmenüberschuss aus unternehmens­
nahen Dienstleistungen konnte hingegen 
aufrechterhalten werden (1,4 Mrd EUR).

Die negative Entwicklung im Waren­
handel, die im Schlussquartal 2008  
eingesetzt hatte, beschleunigte sich im 
ersten Quartal 2009 deutlich: Die Güter­
exporte verringerten sich im Jahres­
abstand um –24 %, die Importe um 
–20 %. Neben dem Einbruch der Im­
portnachfrage fielen, verursacht durch 
die Entspannung des Rohölpreises, auch 
die Einfuhrpreise. Ein Nachlassen war 
auch bei den Ausfuhrpreisen der hei­
mischen Exporteure zu beobachten, 
was im Hinblick auf die Wettbewerbs­
position Österreichs im internationalen 
Warenhandel positiv zu beurteilen ist.

Patricia Walter

Österreichische Leistungsbilanz im  
ersten Quartal 2009
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Die mit Abstand wichtigste Produkt­
gruppe unter den Warenausfuhren, 
Maschinen und Fahrzeuge, war im ers­
ten Quartal 2009 im Vorjahresver­
gleich von einem Rückgang des wert­
mäßigen Volumens im Ausmaß von 
rund einem Drittel betroffen. In fast 
demselben, relativen Ausmaß nahmen 
Ausfuhren von „bearbeiteten Waren“ 
(Metall, Holz, Papier, Textilien) ab. 
Relativ geringer fielen Einbußen bei 
konsumnahen Fertigwaren sowie Nah­
rungs- und Genussmitteln aus; die Aus­
fuhren chemisch-pharmazeutischer Er­
zeugnisse entwickelten sich in Summe 
stabil. Die Wareneinfuhren zeigten im 
ersten Quartal 2009 ein ähnliches Bild, 
wobei ein deutlicher Rückgang bei 
Rohstoffen und Energie hinzukam.

Ein Einbruch des Handels fand  
nicht nur im Warenverkehr im engeren 
Sinn statt, sondern  betraf ebenso Ein- 
und Ausfuhren zum Zweck der Wei- 
terbearbeitung (Lohnveredelung) und 
den Reparaturverkehr. Die Suche nach  
sicheren Anlageformen schlug sich hin­
gegen in einem markanten Anstieg der 
Transaktionen in nicht monetärem 
Gold nieder.

Während im Schlussquartal 2008 
die Güterexporte in Länder der EU-15 
bereits stagniert hatten, konnte noch 
ein robustes Jahreswachstum im Han­
del mit den 2004 und 2007 beigetre­
tenen EU-Mitgliedstaaten verbucht wer­
den. Zu Jahresbeginn 2009 wurde hin­
gegen der gesamte EU-Handel vom 
wirtschaftlichen Abschwung erfasst. 
Insbesondere schlug der Nachfrageein­
bruch aus Deutschland, dessen Export­
industrie schwere Einbußen verzeich­
nete, in der österreichischen Außen­
wirtschaft zu Buche.

In den Wirtschaftsbeziehungen mit 
Ländern außerhalb der EU zeigt sich 
ebenfalls ein umfassender Abschwung. 
So waren die Exporte in wichtige Ziel­
länder, wie in die Schweiz und die 

EWR-Staaten, die USA, nach Japan so­
wie in osteuropäische Länder, insbe­
sondere nach Russland, im Jahresab­
stand deutlich rückläufig. Eine nachlas­
sende Nachfrage ist auch aus Ent- 
wicklungsländern zu beobachten. Der 
Außenhandel mit China sowie den 
OPEC-Staaten erweist sich hingegen 
bisher als robust.

Unternehmensnahe Dienstleistungen 
stehen in engem Zusammenhang mit 
dem Austausch von Waren. Der welt­
weite Nachfragerückgang trifft die  
österreichischen Dienstleistungsexpor­
teure jedoch mit zeitlicher Verzöge­
rung: Der Export hatte im Schluss­
quartal 2008 stagniert und ist erst An­
fang 2009 in ein Negativwachstum auf 
Jahresbasis umgeschlagen. Mit –9 % ist 
das Nachlassen der Auslandsnachfrage 
nach heimischen Dienstleistungen im 
Vergleich zu den Güterexporten bisher 
moderat. Die Importnachfrage Öster­
reichs hat sich mit –11 % etwas stärker 
verringert.

Der Abschwung im Dienstleistungs­
export hat fast alle Dienstleistungsarten 
erfasst, sowohl traditionelle Dienstleis­
tungen, wie den Transport – die wich­
tigste Exportkategorie – Handels- und 
Bauleistungen, als auch Versicherungs- 
und Finanzdienstleistungen. In der Ver­
sicherungswirtschaft ist vor allem ein 
Rückgang der Nachfrage nach Lebens­
versicherungen, die eine Kapitalspar­
komponente beinhalten, gegenüber dem 
ersten Quartal 2008 zu beobachten so­
wie bei Transaktionen in der Rückver­
sicherung.

Im vielfältigen Dienstleistungsange­
bot Österreichs gibt es jedoch Ausnah­
men vom Negativtrend. Das betrifft 
den Export von Dienstleistungen mit 
einem technischen Innovationscharak­
ter, wozu Architektur-, Ingenieur- und 
sonstige technische Dienstleistungen, 
Leistungen der Forschung und Ent­
wicklung sowie EDV- und Informa­
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tionsleistungen zählen. Diese Entwick­
lung ist auch bei den österreichischen 
Dienstleistungsimporten zu beobachten.

Regional betrachtet hat der Nach­
fragerückgang bei unternehmensnahen 
Dienstleistungen im ersten Quartal 
2009 sowohl Länder der EU-15 als 
auch der ersten EU-Beitrittsrunde er­
fasst. Dynamisch zeigt sich hingegen die 
Nachfrage aus Bulgarien und Rumänien, 
wo, ausgehend von einem niedrigen  
Niveau, ein hoher Nachholbedarf an 
unternehmensnahen Dienstleistungen 
bestehen dürfte. Der Dienstleistungs­
export in das wichtigste Handelspart­
nerland, Deutschland, entwickelte sich 
im ersten Quartal 2009 im Jahresab­
stand annähernd stabil, was den Nach­
frageabschwung insgesamt bremste.

Wie bei den Gütern ist auch im 
Dienstleistungshandel der Rückgang des 
Exports in Drittstaaten breit gestreut. 
Betroffen waren im ersten Quartal so­
wohl die Handelsbeziehungen mit dem 
EWR-Raum, der Schweiz, Osteuropa 
als auch mit den USA. Hingegen ent­
wickelte sich der Export in die OPEC-
Staaten, asiatische Tigerstaaten und 
nach China weiter dynamisch.

Im Reiseverkehr wurde im Ver­
gleich zum ersten Quartal 2008 ein 
Rückgang der Einnahmen um –11 % 
verzeichnet, die damit auf das Niveau 
des Jahres 2007 sanken. Das Ver­
gleichsjahr 2008 war einerseits vom  
außergewöhnlich erfolgreichen Verlauf 
der Wintersaison und andererseits von 
den frühen Osterferien im März ge­
kennzeichnet. Für die Wintersaison 
2008/09 stellte Statistik Austria das 
zweitbeste Nächtigungsergebnis seit dem 
Beginn der statistischen Aufzeichnun­
gen in Österreich fest. Es muss jedoch 
berücksichtigt werden, dass die Durch­
schnittsausgaben der Touristen sanken. 
Zum Teil trugen dazu Preisnachlässe 

der heimischen Tourismusbetriebe bei, 
die damit auf die erwarteten negativen 
Auswirkungen der Wirtschafts- und 
Finanzkrise reagierten. 

Gegliedert nach Herkunftsmärkten 
betraf die Verringerung der Reisever­
kehrseinnahmen die drei wichtigsten 
Länder, Deutschland, die Niederlande 
und das Vereinigte Königreich, darü­
ber hinaus die Schweiz, Russland sowie 
die USA. Das dynamische Wachstum 
der Einnahmen aus neuen Mitglied­
staaten der EU, insbesondere aus der 
Tschechischen Republik und aus Polen, 
konnte hingegen fortgesetzt werden.

Angesichts der verheerenden Aus­
wirkungen der Finanzkrise auf die Ka­
pitalmärkte ist die Verringerung von 
Erlösen und Aufwendungen Österreichs 
aus Vermögenseinkünften im ersten 
Quartal 2009 mit –3 % und –6 % im 
Jahresabstand als moderat einzustufen. 
Als Puffer fungierten die heimischen 
Banken, die ihre Einnahmen aus Kre­
diten und Einlagen ausbauen konnten, 
während ihre Zinsbelastung gegenüber 
dem Ausland abnahm.

Nur geringe Einbußen waren ge­
genüber dem ersten Quartal 2008  
bei Einkünften aus Direktinvestitionen 
zu verzeichnen. Die positive Entwick­
lung von Dividendenerträgen aus aus­
ländischen Tochterfirmen wurde durch 
die Verringerung der in den Unter­
nehmen belassenen Gewinne sowie 
durch niedrigere Zinserträge aus kon­
zerninternen Krediten überkompensiert. 
Wie zu erwarten, waren die höchs- 
ten Rückgänge bei Einkünften aus  
internationalen Wertpapierveranlagun­
gen zu verzeichnen. Die negative  
Entwicklung bei Aktien und Anleihen 
konnte jedoch zum Teil durch ge­
stiegene Kapitalerträge aus kurzfris­
tigen Geldmarktpapieren kompensiert 
werden.
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Aktive Direktinvestitionen
Wie schon die Zahlungsbilanz 2007  
gezeigt hatte, war das Jahr, in dem die 
Subprime-Krise zum Ausbruch kam, 
gleichzeitig das Jahr mit den höchsten 
Direktinvestitionen. Die jüngste Erhe­
bung der Oesterreichischen National­
bank (OeNB) zum Stand der Direktin­
vestitionen zum Jahreswechsel 2007/08 
bestätigt dieses Ergebnis: 1.069 öster­
reichische Investoren hielten zum Stich­
tag 31. Dezember 2007 3.699 strate­
gische Firmenbeteiligungen im Aus­
land im Wert von 102,5 Mrd EUR. 
Gegenüber dem Jahr 2006 war dies 
eine wertmäßige Steigerung um mehr 
als ein Viertel. Eine noch nie dagewe­
sene Zunahme verzeichnet die Statistik 
auch bei der Anzahl der Arbeitsplätze 
in den ausländischen Tochterfirmen – 
einen Anstieg um nahezu 100.000 
(+20%) auf mittlerweile 573.000. Re­
kordniveau erreichte mit 9,7 Mrd EUR 
auch der bilanzielle Jahresgewinn, den 
die österreichischen Investoren 2007 
erzielen konnten.

Im Zentrum der Expansion stand 
weiterhin die Region Zentral-, Ost- 
und Südosteuropa, einschließlich der 
neu beigetretenen EU-Mitgliedstaaten. 
Zwei Drittel der Ausweitung der ak­
tiven Direktinvestitionen entfielen auf 
diese Region. Die größte Ausweitung 
des österreichischen Direktinvestitions­
bestands verzeichneten 2007 Deutsch­
land (+3,6 Mrd EUR) und Kroatien 
(+3,4 Mrd EUR), vor der Türkei  
(+2,3 Mrd EUR) und Russland (+1,9 Mrd 
EUR). Um mehr als 1 Mrd EUR stie­
gen die Investitionen darüber hinaus in 
Ungarn, Kasachstan, der Tschechischen 

Republik, der Ukraine, in Bulgarien 
und in der Slowakei. Unter Branchen­
gesichtspunkten entfiel die Hälfte des 
Zuwachses auf Banken und Versiche­
rungen. Deutliche Ausweitungen gab 
es weiters bei Holdings und im Immo­
biliensektor, bei der Mineralölgewin­
nung, in der Papierindustrie und im 
Maschinenbau.

Die meisten Arbeitsplätze bei öster­
reichischen Auslandstöchtern gab es 
2007 in der Tschechischen Republik 
(73.000), in Ungarn (68.000) und in 
Rumänien (61.000). Auf Platz vier liegt 
– als einziges westeuropäisches Land 
unter den ersten zehn – Deutschland 
mit 50.000 Beschäftigten. Es folgen die 
Slowakei und Russland mit 35.000 und 
30.000 Beschäftigten, sowie in abstei­
gender Reihenfolge die Ukraine, Polen, 
Serbien und Kroatien mit jeweils mehr 
als 20.000 Beschäftigten.

Sehr gut war 2007 auch die Ertrags­
lage der Auslandsbeteiligungen. Der  
bilanzielle Jahresgewinn stieg um mehr 
als 2 Mrd EUR auf 9,7 Mrd EUR, was 
einem „Return on Equity“ von mehr als 
10% entspricht. Mit Ausnahme eines 
Jahres erwirtschafteten die österreichi­
schen Auslandsbeteiligungen seit dem 
Berichtsjahr 2003 höhere Erträge als 
die unter Auslandseinfluss stehenden 
Beteiligungen im Inland.

Passive Direktinvestitionen
Noch stärker als der Wert der aktiven 
Direktinvestitionen hat im Jahr 2007 
der Wert der strategischen Unterneh­
mensbeteiligungen des Auslands in  
Österreich zugenommen. Er betrug 
zum Jahreswechsel 2007/08 108 Mrd 

René Dell’mour

Direktinvestitionen durchbrechen die  
Schallmauer von 100 Mrd EUR
Ergebnisse der Direktinvestitionsbefragung der OeNB 2007
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EUR, das waren um 24 Mrd EUR mehr 
als im vorangegangenen Berichtsjahr. 
Dabei hat jedoch die Anzahl der auslän­
dischen Investoren leicht abgenommen 
(auf 2.890), während die Anzahl der 
österreichischen Unternehmen unter 
direktem Auslandseinfluss geringfügig 
auf 2.486 angestiegen ist. Ebenfalls 
leicht rückläufig war die Anzahl der 
Beschäftigten unter direktem Aus­
landseinfluss, die sich 2007 auf 235.000 
belief. Die unterschiedliche Entwick­
lung von Wert und Beschäftigung bei 
aktiven bzw. passiven Direktinvesti­
tionen wird verständlich, wenn man 
sich in Erinnerung ruft, dass die mit 
Abstand bedeutendste Transaktion des 
Jahres 2007 die Übertragung der ost­
europäischen Beteiligungen der italie­
nischen UniCredit Group an die Bank 
Austria war. Die Statistik erfasst aktiv­
seitig die Beschäftigten in den osteuro­
päischen Bankfilialen, in Österreich 
hingegen nur die zahlenmäßig be­
schränkten Managementfunktionen. 

Am stärksten zugenommen haben 
2007 die Direktinvestitionen unter US-
amerikanischem Einfluss, dank der 
Aktivitäten diverser Private Equity 
Funds (+5,1 Mrd EUR), vor Italien mit 
+4,1 Mrd EUR. Die Ausweitung des 
japanischen Eigentums (+3,3 Mrd 
EUR) ist in erster Linie eine Folge der 
Übernahme von British Tobacco, wo­
durch die Austria Tabak einem neuen 
Stammhaus zuzurechnen war, ohne 
dass eine Transaktion mit Österreich­
bezug stattgefunden hätte. Der vierte 
Platz Deutschlands (+3,0 Mrd EUR) 
entspricht seiner traditionellen Rolle 
als wichtigster ausländischer Kapital­

geber der österreichischen Wirtschaft. 
Relativ neu ist das verstärkte Engage­
ment russischer Investoren (+2,5 Mrd 
EUR), die damit auf Platz neun unter 
den ausländischen Geldgebern vor­
rücken konnten. Nahezu die Hälfte der 
passiven Direktinvestitionen wird mitt­
lerweile über Holdinggesellschaften ab­
gewickelt, was die Aussagekraft einer 
Branchengliederung zunehmend in 
Frage stellt. Zusätzliches Auslandskapi­
tal floss 2007 jedoch auch in Banken 
(+4,5 Mrd EUR) und Handelsunter­
nehmen (+3,2 Mrd EUR).

Auch die passiven Direktinvesti­
tionen erwirtschafteten 2007 Rekord­
gewinne in Höhe von 9,1 Mrd EUR, 
eine Zunahme von mehr als 2 Mrd 
EUR gegenüber 2006.

Fortschreibung 2008
Obwohl die vorläufige Zahlungsbilanz 
des Jahres 2008 weiterhin sehr rege 
Direktinvestitionsaktivitäten ausweist 
(aktiv: 19,3 Mrd EUR; passiv: 9,3 Mrd 
EUR), dürfte das Wachstum der Be­
stände deutlich an Dynamik verloren 
haben. Durch die Bewertung von bör­
sennotierten Aktiengesellschaften zu 
Marktpreisen wird sich der Börsen-
Crash des Jahres 2008 auch bei den  
Direktinvestitionen niederschlagen. An­
gesichts der Abwertung der Währun­
gen einiger wichtiger Zielländer öster­
reichischer Direktinvestitionen rechnet 
die OeNB damit, dass zum Jahres­
wechsel 2008/09 der Stand aktiver  
Direktinvestitionen etwa 112 Mrd EUR 
und der Bestand passiver Direktinvesti­
tionen 116 Mrd EUR betragen haben 
dürfte.





Analysen
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Total Asset Growth Stagnates
In the first quarter of 2009, Austrian banks’ total 
assets did not post any growth. Credit growth 
shrank for the first time in a long time. The refi­
nancing of credits via deposits reached a record 

level. Despite the crisis, unconsolidated operat­
ing profits improved during the first three 
months of 2009 compared with the first quarter 
of 2008.

Austrian Banks’ Total International Exposure Low Relative to That of  
Other European Countries’ Banks
Austrian banks’ total international exposure at 
end-2008 was low compared to that of other 
Western European countries. Austrian banks’ 
hold less than one-fifth of the BIS reporting 
countries’ exposure to Eastern Europe, and more 

than half of this exposure consisted of their for­
eign offices’ claims in local currency on local 
residents. Austrian banks’ exposure to Eastern 
Europe is significant (end of March 2009: EUR 
188.06 billion) but regionally well diversified. 

The Financial Crisis Takes a Toll on the Austrian Securities Market
The international bond market is an important 
funding source for Austrian banks, which have 
been affected by the impact of cautious and  
nervous investors on the international securities 
markets since July 2007 – and consequently by 
the repercussions of international developments 
on the Austrian securities market. Especially after 
October 2008, foreign investors hardly satisfied 
domestic funding needs, but in the first months 

of 2009, government guarantees supported bond 
issues at low prices. The stock and investment 
funds markets have also suffered in the wake of 
the financial crisis. Fewer IPOs (initial public  
offers) and capital increases were launched; the 
pressure to sell resulted in dramatically reduced 
prices. Moreover, investors sold off large hold­
ings of investment fund shares.

Banks Remain Cautious in Lending to Enterprises
The crisis on international financial markets 
continued to affect the refinancing conditions of 
Austrian banks. However, the negative effects 
eased somewhat in the second quarter of 2009. 
Those are the key results of the July 2009 bank 
lending survey. According to the bank managers 
surveyed, part of this relaxation was the result of 
public aid (recapitalization support and state 
guarantees for debt securities issued by banks). 
In the second quarter of 2009, credit standards 
for corporate loans were tightened somewhat for 

the eighth time in a row. In retail banking, the 
effects of the crisis were less pronounced; credit 
standards for both housing and consumer loans 
were tightened only somewhat in the second 
quarter of 2009. The introduction of Basel II led 
to a slight tightening of credit standards espe­
cially for loans to enterprises compared to the 
beginning of 2008. Loan demand by both enter­
prises and private households fell in the second 
quarter of 2009, according to the bank managers 
surveyed.

Executive Summary
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Übersicht

Bilanzsumme stagniert
Die Bilanzsumme stagnierte im ersten Quartal 
2009. Die Kreditvergabe an inländische Nicht­
banken ging erstmals nach langer Zeit zurück. 
Die Refinanzierung der Kredite durch Einlagen 
erreichte einen Höchstwert. Das unkonsolidierte 

Betriebsergebnis der in Österreich tätigen Ban­
ken verbesserte sich im ersten Quartal 2009 
trotz der Finanzmarktkrise gegenüber dem Ver­
gleichszeitraum 2008.

Konsolidierte Auslandsaktiva österreichischer Banken  
im internationalen Vergleich gering
Im internationalen Vergleich mit anderen west­
lichen Industrieländern Ende 2008 war das  
Volumen des Auslandsobligos österreichischer 
Banken gegenüber allen Ländern niedrig. Gegen­
über Osteuropa hielten Österreichs Banken we­
niger als ein Fünftel des Osteuropa-Exposures 
der BIZ-Melder, wobei mehr als die Hälfte der 

konsolidierten Ost-Auslandsaktiva österreichi­
scher Banken Aktiva der ausländischen Geschäfts­
stellen gegenüber dem Sitzland in Sitzlandwäh­
rung waren. Das Engagement österreichischer 
Banken in Osteuropa ist bedeutend (Ende März 
2009: 188,06 Mrd EUR), aber regional sehr 
stark diversifiziert. 

Finanzkrise hinterlässt tiefe Spuren auf dem österreichischen  
Wertpapiermarkt 
Die internationalen Wertpapiermärkte – und da­
mit auch der österreichische Wertpapiermarkt – 
sind seit Mitte 2007 von viel Vorsicht und Zurück­
haltung der Investoren geprägt. Für Österreichs 
Banken ist die Finanzierung auf dem interna­
tionalen Kapitalmarkt bedeutend. Ausländische 
Investoren standen speziell in den Monaten ab 
Oktober 2008 allerdings nur noch sehr einge­
schränkt als Finanzierungsquelle zur Verfügung. 
Staatliche Garantien unterstützten jedoch in den 
ersten Monaten 2009 die Refinanzierung der 

Banken zu verhältnismäßig günstigen Konditio­
nen. Insbesondere auf dem Aktienmarkt, aber 
auch in der Fondsindustrie, zeigen sich die Aus­
wirkungen der Finanzkrise. In Österreich gab 
es, wie auch im internationalen Umfeld, kaum 
Börsenzugänge, die Kurse börsennotierter Aktien 
fielen deutlich. Auch Investmentfondsgesellschaf­
ten spürten die Zurückhaltung der Anleger –  
sowohl in Österreich als auch international  
reduzierten Anleger massiv ihre Fondsbestände. 

Banken bleiben bei der Kreditvergabe an Unternehmen zurückhaltend
Die Finanzkrise beeinträchtigt weiterhin die Re­
finanzierungsbedingungen der österreichischen 
Banken. Die Beeinträchtigungen haben sich  
jedoch im zweiten Quartal 2009 etwas abge­
schwächt. Das zeigen die Ergebnisse der Um­
frage über das Kreditgeschäft im Juli 2009.  
Einen Beitrag zu dieser leichten Entspannung 
der Refinanzierungsbedingungen der Banken 
dürften laut Aussagen der befragten Kredit­
manager die staatlichen Unterstützungsmaß­
nahmen (Rekapitalisierungen sowie Staatsgaran­
tien für Bankschuldverschreibungen) geleistet 
haben. Im zweiten Quartal 2009 wurden im  
Firmenkundengeschäft die Kreditrichtlinien zum 

achten Mal in Folge leicht verschärft. Im Privat­
kundengeschäft waren die Effekte der Finanz­
marktturbulenzen deutlich weniger ausgeprägt, 
sowohl für Wohnbaufinanzierungen als auch für 
Konsumkredite wurden die Kreditrichtlinien im 
zweiten Quartal 2009 nur leicht angehoben. Die 
Einführung von Basel II hat seit Jahresbeginn 
2008 vor allem bei den Krediten an große Un­
ternehmen leicht zur Verschärfung der Kredit­
richtlinien beigetragen. Die Kreditnachfrage der 
Unternehmen und der privaten Haushalte war 
nach Einschätzung der befragten Kreditmanager 
im zweiten Quartal 2009 rückläufig.
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1  Kein Bilanzsummenwachstum
Die unkonsolidierte Bilanzsumme der 
in Österreich meldepflichtigen Kredit­
institute belief sich Ende März 2009 
auf 1.069,53 Mrd EUR. Gegenüber 
dem Vorquartal wurde eine Stagnation 
beobachtet (+0 % bzw. +0,43 Mrd EUR). 
Auf der Aktivseite stiegen die Forde­
rungen an Kreditinstitute (+4,41 Mrd 
EUR) und die titrierten Kredite  
(+6,73 Mrd EUR), die Kassenliquidität 
(–4,16 Mrd EUR), die Direktkredite 
an inländische Nichtbanken (–2,40 Mrd 
EUR) und die Auslandsforderungen 
(–3,74 Mrd EUR) gingen hingegen  
zurück. Passivseitig standen –9,97 Mrd 
EUR im Interbankeneinlagengeschäft 
und –3,03 Mrd EUR bei sonstigen  
Inlandsverbindlichkeiten positiven Quar­
talsveränderungen bei Einlagen von in­

ländischen Nichtbanken (+5,97 Mrd 
EUR) und Auslandsverbindlichkeiten 
(+6,21 Mrd EUR) gegenüber.

Aufgrund des dynamischen Bilanz­
summenwachstums im Jahr 2008 lag 
das Wachstum der Bilanzsumme im 
Zwölf-Monats-Vergleich bis zum ersten 
Quartal 2009 mit 138,04 Mrd EUR 
(+14,8 %) noch deutlich über dem 
Zwölf-Monats-Wachstum der Vergleichs­
periode 2008 in Höhe von 98,50 Mrd 
EUR (+11,8 %).1

Bei den Bankensektoren konnten 
die markanten Rückgänge der Aktien­
banken (–5,33 Mrd EUR bzw. –1,7 %) 
und Sparkassen (–4,41 Mrd EUR bzw. 
–2,5 %) durch Bestandszuwächse der 
mehrstufigen Bankensektoren Raiffeisen 
(+7,08 Mrd EUR bzw. +2,7 %) und 
Volksbanken (+2,93 Mrd EUR bzw. 

Bilanzsumme stagniert
Wesentliche Entwicklungen im inländischen Finanzwesen  
im ersten Quartal 2009

Die Bilanzsumme stagnierte im ersten Quartal 2009. Die Kreditvergabe an inländische Nicht­
banken ging erstmals nach langer Zeit zurück. Die Refinanzierung der Kredite durch Einlagen 
erreichte einen Höchstwert. Das unkonsolidierte Betriebsergebnis der in Österreich tätigen 
Banken verbesserte sich im ersten Quartal 2009 trotz der Finanzmarktkrise gegenüber dem 
Vergleichszeitraum 2008.

Norbert Schuh, 
Peter Steindl1

1 	 norbert.schuh@oenb.at; peter.steindl@oenb.at. Die Autoren danken den Mitarbeitern der Abteilung für 
Aufsichts- und Monetärstatistik für wertvolle Vorarbeiten.
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+3,7 %) wettgemacht werden. Bei den 
restlichen Bankensektoren war nur noch 
der Bilanzsummenanstieg (+1,17 Mrd 
EUR bzw. +9,9 %) der Zweigstellen 
gemäß § 9 BWG erwähnenswert.

Der Aktienbankensektor hielt Ende 
März 2009 mit 28,3 % Marktanteil  
gemessen an der Gesamtbilanzsumme 
weiterhin die erste Marktposition. An 
zweiter Stelle folgte der Raiffeisensektor 
(25,5 %), vor den Sparkassen mit 16,1 %. 
Die Sonderbanken erzielten einen Markt­
anteil von 10,2 %, die Landes-Hypo­
thekenbanken 9,0 %, die Volksbanken 
7,7 %, die Bausparkassen 2,0 % und die 
Zweigstellen gemäß § 9 BWG 1,2 %.

Der Marktanteil der zehn größten 
Banken fiel im Vergleich zum Ultimo 
2008 um 0,5 Prozentpunkte. Die Top-
Ten-Banken gemessen an der Bilanz­
summe erreichten Ende März 2009 ein 
Niveau von 54,0 %.

2 � Rückgang der Kredite an  
inländische Nichtbanken 

Die um Wechselkurseffekte bereinigte 
Kreditvergabe an inländische Nicht­
banken ging im ersten Quartal 2009 

um 0,6 Mrd EUR zurück, während sie 
in den ersten drei Monaten 2008 um 
fast 2 Mrd EUR angestiegen war. Am 
stärksten betroffen waren die Kredite 
an Unternehmen, die nach einem Zu­
wachs von 2,6 Mrd EUR im ersten 
Quartal 2008 in der Vergleichsperiode 
2009 nahezu stagnierten (0,2 Mrd 
EUR). Die privaten Haushalte (inklu­
sive Freier Berufe) verzeichneten nach 
einem Zuwachs von 0,5 Mrd EUR von 
Jänner bis März 2008 einen Rückgang 
der Kredite um rund 0,6 Mrd EUR in 
den ersten drei Monaten 2009. Die 
Kreditvergabe an Nichtbanken-Finanz­
intermediäre (vor allem Finanzhol­
dings) ging im ersten Quartal 2009 in 
ähnlichem Ausmaß zurück wie in der 
Vergleichsperiode 2008. Die Kredite 
an öffentliche Haushalte verzeichneten 
dagegen einen Zuwachs.

Aufgrund der relativ großzügigen 
Kreditvergabe an nichtfinanzielle Un­
ternehmen in der zweiten Jahreshälfte 
2008 ergibt sich eine noch relativ zu­
friedenstellende Entwicklung der Kre­
dite, wenn man den Jahresabstand 
(Grafik 2) betrachtet. 

in %

Wechselkursbereinigte Zwölf-Monats-Wachstumsraten der Kredite
an private Haushalte und nichtfinanzielle Unternehmen

Grafik 2

Quelle: OeNB.
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3 � Anstieg der Einlagen führt zu 
einem Rekordwert der Ein­
lagenrefinanzierung der Kredite

Die Gesamteinlagen bei allen in Öster­
reich meldepflichtigen Kreditinstituten 
verzeichneten gegenüber dem Jahres­
ende 2008 einen Zuwachs um 2,2 % 
(+5,97 Mrd EUR) auf 281,71 Mrd 
EUR. Dieser verteilte sich zu 56,1 % 
auf Spareinlagen (158,12 Mrd EUR), 
27,8 % auf Sichteinlagen (78,25 Mrd 
EUR) und 16,1 % auf Termineinlagen 
(45,34 Mrd EUR). Sowohl die Sparein­
lagen als auch die Sichteinlagen nahmen 
mit jeweils 2,75 Mrd EUR kräftig zu, 
während der Anstieg bei den Termin­
einlagen mit 0,48 Mrd EUR geringer 
ausfiel.

Durch das deutliche Ansteigen der 
Einlagenstände und den Rückgang der 
Direktkredite im ersten Quartal 2009 
lag die unkonsolidierte Loan-Deposit-
Ratio2 im Kundengeschäft mit 107,9 % 
auf einem Rekordtiefstwert. Im lang­
jährigen Durchschnitt – vor Beginn  
der Finanzmarktturbulenzen im Juni 
2007 – lag diese Kennzahl noch bei 
über 121 %. Somit hat sich der Trend 
zur stabilen Refinanzierung weiter ver­
stärkt. Per Ende März 2009 wurden 
fast 93 % der Kredite durch Einlagen 
refinanziert, das sind um fast 10 Pro­

zentpunkte mehr als im langjährigen 
Durchschnitt bis Mitte 2007.

4 � Banken geben Leitzins­
senkungen insbesondere  
an Unternehmen weiter

In der Folge der EZB-Leitzinssenkungen 
(um 1 Prozentpunkt im ersten Quartal 
2009 auf 1,50 %)3 konnten im Kunden­
geschäft der Banken im ersten Quartal 
2009 deutliche Rückgänge beobachtet 
werden. Über das aushaftende Gesamt­
volumen führte der hohe Anteil an  
variabel verzinsten Krediten in Öster­
reich dazu, dass Österreichs Kredit­
nehmer die Rückgänge des Zinsniveaus 
schneller in ihren Konditionen fanden 
als der durchschnittliche Kunde des 
Euroraums. Im Kreditbereich profitier­
ten im Neugeschäft – unabhängig von 
den jeweils vereinbarten Laufzeiten – 
insbesondere Unternehmen von den 
günstigeren Konditionen. Die jeweili­
gen Zinssätze reduzierten sich im ersten 
Quartal 2009 je nach Kreditvolumen – 
unabhängig von den jeweils vereinbar­
ten Laufzeiten – im Durchschnitt um 
1,52 Prozentpunkte auf 3,37 % (bis  
1 Mio EUR) bzw. um 1,74 Prozent­
punkte auf 2,77 % (über 1 Mio EUR). 
Für Unternehmenskredite wurden so­
mit im Neugeschäft die Leitzinssen­

2 	 Loan-Deposit-Ratio: inländische Forderungen an Nichtbanken/inländische Verbindlichkeiten an Nichtbanken, 
exklusive Verbriefungen und Nachrangkapital.

3 	 Mittlerweile erfolgten zwei weitere Zinssenkungsschritte auf 1 %.

in %

Einlagenfinanzierung der Kredite

Grafik 3

Quelle: OeNB.
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kungen zwischen Oktober 2008 und 
März 2009 (um insgesamt 2,75 Pro­
zentpunkte) nahezu vollständig weiter­
gegeben. Die entsprechenden Reduk­
tionen betrugen 2,62 bzw. 2,83 Pro­
zentpunkte. In allen Kreditkategorien 
– mit Ausnahme der Wohnbaukredite – 
durften sich die österreichischen Kun­
den niedrigerer Zinssätze erfreuen als 
die Kunden im Euroraum-Durch­
schnitt.

5 � Verbessertes unkonsolidiertes 
Betriebsergebnis

Das unkonsolidierte Betriebsergebnis 
der in Österreich tätigen Kreditinsti­
tute belief sich im ersten Quartal 2009 
auf 1,67 Mrd EUR. Verglichen mit der 
Vorjahresperiode stellte dies eine Stei­
gerung um 0,25 Mrd EUR bzw. 17,7 % 
dar. Dieses Ergebnis errechnet sich aus 
den um 0,23 Mrd EUR bzw. 5,5 % ge­
wachsenen Betriebserträgen und den 

Cost-Income-Ratio der in Österreich tätigen Kreditinstitute

Grafik 5

Betriebserträge (linke Achse)

Quelle: OeNB.
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leicht gesunkenen Betriebsaufwendun­
gen (–0,02 Mrd EUR bzw. –0,9 %).

In der Folge sank die Cost-Income-
Ratio auf 61,5 % und fiel sogar leicht 
besser aus als der bisherige, langjährige 
Bestwert in einem ersten Quartal 
(61,7 % im ersten Quartal 2007). Die 
beste Relation aller Sektoren wiesen 
die Sparkassen mit 55,6 % auf.

Die unkonsolidierten Betriebser­
träge betrugen im ersten Quartal 2009 
4,34 Mrd EUR und stellten somit den 
höchsten Wert der letzten Jahre dar. 
Dies war auf den erhöhten Nettozins­
ertrag4 von 2,18 Mrd EUR (+0,26 Mrd 
EUR bzw. +13,8 % gegenüber der Ver­
gleichsperiode 2008 – gestützt durch 
das Auslandszinsgeschäft) und auf den 
erstmals wieder positiven Saldo aus dem 
Finanzgeschäft in Höhe von +0,23 Mrd 
EUR (+0,28 Mrd EUR) zurückzu­
führen.

Die restlichen Bestandteile der Be­
triebserträge waren im Vergleich zum 
ersten Quartal 2008 rückläufig. Die 
Erträge aus Wertpapieren und Beteili­
gungen verringerten sich um 0,13 Mrd 

EUR bzw. 16,2 % auf 0,65 Mrd EUR. 
Die größte absolute Abnahme gab es 
bei den Erträgen aus Anteilen an ver­
bundenen inländischen Unternehmen 
(–0,05 Mrd EUR bzw. –14,2 % auf 
0,27 Mrd EUR). Beim Saldo aus dem 
Provisionsgeschäft gab es einen Rück­
gang um 0,19 Mrd EUR bzw. 16,9 % 
auf 0,93 Mrd EUR. Auf diese Position 
wirkte sich vor allem der rückläufige 
Saldo aus dem Wertpapierprovisions­
geschäft aus (–0,14 Mrd EUR bzw. 
–33,7 % auf 0,28 Mrd EUR). Die sons­
tigen betrieblichen Erträge nahmen  
geringfügig um 0,06 % ab. Aufgrund 
dieser Entwicklungen erhöhte sich der 
Anteil des Nettozinsertrags an den ge­
samten Betriebserträgen auf über 50 % 
(46,6 % im ersten Quartal 2008).

Die Betriebsaufwendungen der in 
Österreich tätigen Kreditinstitute san­
ken im Vergleich zum ersten Quartal 
2008 um 0,02 Mrd EUR bzw. 0,9 % 
auf 2,67 Mrd EUR. Die größten  
absoluten Rückgänge wurden bei der 
Dotierung der Pensionsrückstellung 
(–0,03 Mrd EUR bzw. –61,1 % auf 
0,02 Mrd EUR) und beim Sachaufwand 
(–0,01 Mrd EUR bzw. –1,5 % auf  
0,90 Mrd EUR) verzeichnet.

6 � Weitere Verringerung der 
Anzahl der Bankstellen

Aufgrund von zwei Schließungen 
(American Express Bank Ltd. und Euro­
tours GmbH) sowie einer Fusion 
(Sparda Bank AG) bei einer Neugrün­
dung (Erste Asset Management GmbH) 
verringerte sich die Anzahl der Haupt­
anstalten im ersten Quartal 2009 von 
867 auf 865; die Anzahl der Zweigstel­
len wurde gleichzeitig um 28 reduziert.

Somit hat sich gegenüber Dezember 
2008 im österreichischen Bankstellen­
netz ein Rückgang um 30 auf 5.091 
Standorte ergeben. 

4 	 Die Erhöhung war auf eine Großbank zurückzuführen.

Struktur der Betriebserträge

Grafik 6

Quelle: OeNB.
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Die 39 Schließungen betrafen regio­
nal betrachtet folgende Bundesländer: 
In Wien wurden 20, in der Steiermark 
acht, in Tirol vier, in Kärnten, Nieder- 
und Oberösterreich jeweils zwei Bank­
stellen sowie eine in Salzburg geschlos­
sen. Regional wirkten sich die neu  
hinzugekommenen Bankstellen (9) auf 
Wien mit fünf sowie auf Nieder- und 
Oberösterreich mit jeweils zwei aus.

7 � Erhöhung des Vermögens­
bestands der Pensionskassen

Der Vermögensbestand der 19 Pensions­
kassen erhöhte sich im ersten Quartal 
2009 leicht (um 0,9 % oder 107 Mio 
EUR) auf insgesamt 12,0 Mrd EUR. 
Diese leichte Steigerung dürfte – bei 
nur mehr geringen Wertverlusten der 
vorhandenen Aktiva (Gesamtperfor­
mance von –1,04 % im ersten Quartal 
2009) – auf einige Neukunden und ins­
besondere auf Nachschüsse bei beste­
henden Verträgen zurückzuführen sein.

Im ersten Quartal 2009 gab es  
für die Pensionskassen ein Minus bei 
den inländischen Investmentzertifikaten 
(–101 Mio EUR). Zuwächse waren vor 

allem wieder bei den Guthaben bei in­
ländischen Banken (+109 Mio EUR), 
aber auch bei den Sonstigen Aktiva 
(+49 Mio EUR), bei ausländischen 
Rentenwerten (+29 Mio EUR) sowie 
bei vergebenen Darlehen und Krediten 
(+26 Mio EUR) zu verzeichnen.

Damit waren die inländischen In­
vestmentzertifikate mit 78,4 % Anteil 
am gesamten Vermögensbestand un­
verändert die bei weitem wichtigste 
einzelne Anlageform. Dahinter nah­
men allerdings die Guthaben bei inlän­
dischen Banken mit einem Anteil von 
7,5 % erstmals den zweiten Platz ein, 
gefolgt von den ausländischen Invest­
mentzertifikaten mit 7,0 %.

Laut Oesterreichische Kontrollbank 
AG haben die Aktivpositionen der Pen­
sionskassen seit Beginn 2009 1,04 % 
und seit Ende März 2008 9,85 % ihres 
Werts verloren. Dabei schnitten die 
überbetrieblichen Pensionskassen mit 
–0,78 % bzw. –8,79 % vergleichsweise 
besser ab als die betrieblichen, die 
2,80 % bzw. 14,96 % Wertverlust hin­
nehmen mussten.

Q4

Pensionskassen – Vermögensbestand

Grafik 7

Vermögensbestand (linke Achse) Pensionskassen (rechte Achse)

Quelle: OeNB.
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8 � Betriebliche Vorsorgekassen: 
3,10 Millionen Anwartschafts­
berechtigte 

Nach mehr als sechsjähriger Geschäfts­
tätigkeit ist die Anzahl der Anwart­
schaftsberechtigten der neun BV-Kassen 
mittlerweile auf 3,10 Millionen gestie­
gen. Ende März 2009 wurde ein Ver­
anlagungsvolumen von 2,30 Mrd EUR 
verzeichnet. Dies bedeutete einen An­
stieg um 0,18 Mrd EUR oder rund 
8,4 % gegenüber dem Ultimo 2008.

Die BV-Kassen verzeichneten bei 
den anrechenbaren Eigenmitteln Ende 
des ersten Quartals 2009 ein Volumen 
von 27,35 Mio EUR; das entsprach  
einer geringen Reduktion um 0,56 Mio 
EUR oder rund 2,0 % gegenüber dem 
31. Dezember 2008.

Für die Erfüllung der Kapitalgaran­
tie haben alle neun BV-Kassen eine Rück­
lage zur Sicherung gebildet. Diese be­
lief sich Ende März 2009 auf 1,91 Mio 
EUR (2,01 Mio EUR Ende Dezember 
2008).

Ende März 2009 erreichten die  
direkten Veranlagungen ein Volumen 
in Höhe von 1,08 Mrd EUR. Das be­
deutete eine Steigerung um 0,02 Mrd 
EUR oder rund 2,0 % gegenüber dem 
Ultimo 2008. Die indirekten Veran­
lagungen betrugen Ende März 2009 
1,22 Mrd EUR und verzeichneten so­
mit einen Zuwachs um 0,14 Mrd EUR 
oder 13,2 % gegenüber dem Jahresende 
2008.

Ausgewählte Kennzahlen aus dem Bereich der Finanzstatistik

unkonsolidiert Stand März 09 Kumulative Veränderung

Q1 09 Q1 08

Anzahl der Hauptanstalten 865 –2 3
Anzahl der Auslandstöchter (>25%) 104 –1 –3

in Mio EUR in %

Bilanzsumme 1.069.534 0,0 3,6
Direktkredite 303.829 –0,8 1,3
Spareinlagen 158.124 1,8 1,9
Vermögensbestand Pensionskassen 12.043 0,9 –3,7
Verwaltetes Vermögen Investmentfonds 123.036 –3,4 –7,5

in % in Prozentpunkten

Anteil der FW-Kredite an Gesamtkrediten 17,8 –0,3 1,3
Anteil der Kredite in JPY an FW-Krediten insgesamt 5,5 0,0 0,2
Anteil der Kredite in CHF an FW-Krediten insgesamt 85,8 –0,3 0,5
Anteil Auslandsaktiva an der Bilanzsumme 34,9 –0,3 0,3
Anteil Auslandspassiva an der Bilanzsumme 25,8 0,6 –0,2
Volumen Derivativgeschäfte in % der Bilanzsumme 211,4 0,3 –25,6
Cost-Income-Ratio 61,5 6,0 3,6
Relation Nettozinsertrag/Betriebserträge 50,2 10,1 4,4
Relation Personalaufwand/Betriebsaufwendungen 52,8 2,2 2,3
Solvency Ratio 17,4 0,2 –0,4

Quelle: OeNB.
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Der erste Teil der vorliegenden Analyse 
erklärt den Aufbau der konsolidierten 
Bankenstatistik der Bank für Internationa-
len Zahlungsausgleich (BIZ) anhand eines 
kurzen Streifzugs durch die Geschichte 
der Erhebung. Gleichzeitig finden sich 
an passender Stelle Beschreibungen der 
Auswirkungen dieser BIZ-Vorgaben auf 
die Daten des österreichischen Banken­
sektors. Im zweiten Teil wird auf die 
aktuellsten Daten der österreichischen 
Banken eingegangen. Den Abschluss 
bildet ein internationaler Vergleich der 
österreichischen Daten mit jenen aus­
gewählter westlicher Industrieländer. 

1 � Konsolidierte Bankenstatistik 
der BIZ liefert Informationen 
zum Länderrisiko

Die konsolidierte Bankenstatistik1 lie­
fert international vergleichbare Mess­
größen des vom Bankensektor der ein­
zelnen Länder eingegangenen Länder­
risikos.2 Sie ist eine von mehreren 
Statistiken, die von der BIZ erhoben 
werden, um die Entwicklung im inter­
nationalen Bankengeschäft wiederzuge­
ben und entstand als Reaktion auf die 
Ausweitung des internationalen Ban­
kengeschäfts in der Karibik und auf  
anderen Offshore-Finanzplätzen in den 

1970er-Jahren. Die älteste Datenerhe­
bung der BIZ, die standortbezogene 
Statistik, beruht auf dem Sitzland der 
berichtenden Bank und erfasst auch die 
Positionen von Banken gegenüber ihren 
eigenen Auslandsniederlassungen. Die 
konsolidierte BIZ-Bankenstatistik hin­
gegen beruht auf der Nationalität der 
berichtenden Bank und klammert Posi­
tionen zwischen verbundenen Bank­
niederlassungen aus. Genauer gesagt 
basiert die konsolidierte Bankenstatis­
tik auf jenem Land, in dem der Haupt­
sitz der berichtenden Bank angesiedelt 
ist; dies ist die Konzernmutter. Im Fall 
der UniCredit Bank Austria AG ver­
anschaulicht, bedeutet dies, dass ihre 
Werte in jenen der konsolidierten 
Daten der berichtenden, italienischen 
Konzernmutter, der UniCredit Group, 
enthalten sind. Im Fall der BAWAG 
P.S.K. werden die Daten dem öster­
reichischen Bankensektor zugerechnet, 
da der US-amerikanische Eigentümer 
Cerberus Capital Management (Invest­
mentfonds-Managementunternehmen) 
keine Bank ist und somit die letzte 
meldepflichtige Bank des Konzerns in 
Österreich ihren Hauptsitz hat. 

Die unterschiedlichen Erhebungs­
methoden der standortbezogenen und 

Konsolidierte Auslandsaktiva 
österreichischer Banken  
im internationalen Vergleich gering

Im internationalen Vergleich mit anderen westlichen Industrieländern Ende 2008 war das 
Volumen des Auslandsobligos österreichischer Banken gegenüber allen Ländern niedrig. Gegen­
über Osteuropa hielten Österreichs Banken weniger als ein Fünftel des Osteuropa-Exposures 
der BIZ-Melder, wobei mehr als die Hälfte der konsolidierten Ost-Auslandsaktiva österrei­
chischer Banken Aktiva der ausländischen Geschäftsstellen gegenüber dem Sitzland in Sitz­
landwährung waren. Das Engagement österreichischer Banken in Osteuropa ist bedeutend 
(Ende März 2009: 188,06 Mrd EUR), aber regional sehr stark diversifiziert. 

Stephan Binder

1 	 Siehe dazu Ausweisrichtlinien der BIZ zur konsolidierten Bankenstatistik und McGuire und Wooldridge im 
BIZ-Quartalsbericht (September 2005).

2 	 Die konsolidierte BIZ-Bankenstatistik wird vierteljährlich in einer Pressemitteilung und unter www.bis.org/ mit 
einer Verzögerung von rund vier Monaten veröffentlicht. 
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3 	 30 Länder melden die konsolidierte BIZ-Bankenstatistik auf Basis des unmittelbaren Kreditnehmers, 24 auf Basis 
des Letztrisikos, darunter Österreich.

4 	 Tabellen 9A bis 9D des BIZ-Quartalsberichts.

konsolidierten Statistik spiegeln die 
unterschiedlichen Zwecke wider, für 
die die jeweiligen Daten gesammelt 
werden. Diente die standortbezogene 
Statistik ursprünglich der Ergänzung 
der Geldmengen- und Kreditaggregate 
(und wird daher methodologisch ähn­
lich wie die Daten der Zahlungsbilanz 
und der Volkswirtschaftlichen Gesamt­
rechnung erhoben), so wird die konso­
lidierte Statistik zur Abschätzung des 
Länderrisikos verwendet. 

In letzterer Erhebung werden erhal­
tene Garantien und andere Bonitäts­
verbesserungen erfasst, die dazu führen, 
dass die Risikoengagements der be­
richtenden Institute vom unmittelbaren 
Kreditnehmer auf einen anderen (letzt­
lichen) Kontrahenten übertragen wer­
den.3 Dieser ist für die Bedienung der 
ausstehenden Verbindlichkeit verant­
wortlich, falls der unmittelbare Kredit­
nehmer ausfällt. Das Sitzland des letzt­
endlichen Schuldners ist definiert als 
Sitzland des Garanten einer finanziellen 
Forderung bzw. als Land des Haupt­
sitzes einer rechtlich unselbstständigen 
Bankzweigstelle. 

Wichtig bei Verwendung der kon­
solidierten Bankenstatistik ist die Be­
achtung des Unterschieds zwischen 
Auslandsaktiva auf Basis des unmittel­
baren Kreditnehmers und Auslandsak­
tiva auf Basis des Letztrisikos. Letztere 
entspricht der Summe der Auslandsak­
tiva auf Basis des unmittelbaren Kredit­
nehmers zuzüglich des Saldos (Netto­
betrag) des Risikotransfers, bestehend 
aus Garantien, Sicherheiten und son­
stigem Risikotransfer. Die Nettorisiko­
transfers entsprechen der Differenz 
zwischen den Risikotransfers in das 
Land des letztlichen Schuldners und 
den Risikotransfers aus dem Land des 

unmittelbaren Kreditnehmers. Da also 
nur eine Risikoübertragung von einem 
Land in ein anderes Land stattfinden 
kann, wäre die Summe der Aktiva ge­
genüber allen Ländern (inklusive Hei­
matland) auf Basis des unmittelbaren 
Kreditnehmers gleich der Summe der 
Auslandsaktiva gegenüber allen Län­
dern (inklusive Heimatland) auf Basis 
des Letztrisikos. In der konsolidierten 
Bankenstatistik kann diese Äquivalenz 
jedoch nicht nachvollzogen werden, da 
Werte gegenüber dem Heimatland 
nicht gemeldet werden. 

Die Daten auf Basis des unmittel­
baren Kreditnehmers sind am ehesten 
mit den herkömmlichen Messgrößen 
für Auslandsverschuldung vergleichbar. 
Risikotransfers bzw. Daten auf Basis 
des Letztrisikos können jedoch hilf­
reiche zusätzliche Informationen liefern. 
Seit den jüngsten Verbesserungen, resul­
tierend aus einer Empfehlung des Aus­
schusses für das weltweite Finanzsys­
tem (Committee on the Global Finan­
cial System – CGFS) im Jahr 2000, 
werden in der Statistik zusätzlich Werte 
zu Derivativgeschäften, gegebenen Ga­
rantien und Kreditzusagen gemeldet. 

Derzeit sind in der konsolidierten 
BIZ-Statistik sechs Aufschlüsselungen 
verfügbar: nach Sitzland des Schuld­
ners, nach Basis der Risikoallokation, 
nach Art des Risikoengagements, nach 
Ort der Transaktionsverbuchung, nach 
Sektor des Schuldners und nach Rest­
laufzeit. Zwar ergänzen sich die ver­
schiedenen Aufgliederungen, doch wäre 
es für die meldenden Banken sehr auf­
wendig, eine komplette Matrix von  
Positionen bereitzustellen. Aus diesem 
Grund müssen die Banken nur eine be­
grenzte Anzahl disaggregierter Daten 
liefern.4 
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Ein sehr wertvolles Element der 
konsolidierten Bankenstatistik ist die 
vollständige Länderaufgliederung der 
von den Banken inklusive ihrer Nie­
derlassungen weltweit verbuchten Aus­
landsaktiva.5 Die Länderaufgliederung 
beruht auf dem Sitzland des Schuldners 
und nicht auf seiner Nationalität. 

2 � Ergebnisse der österreichischen 
Länderrisikostatistik  
Ende März 2009

Die österreichische Länderrisikostatis­
tik6 dient der konsolidierten Banken­
statistik der BIZ als Quelle. Da aus 
diesem Grund Daten zu Österreichs 
Banken früher verfügbar sind als jene 
für internationale Vergleiche, kann be­
reits jetzt eine Beschreibung der aktu­

ellsten verfügbaren Daten zu Öster­
reichs Banken erfolgen.7 

Die konsolidierten Auslandsaktiva 
österreichischer Banken auf Basis des 
unmittelbaren Kreditnehmers gegen­
über allen Ländern beliefen sich Ende 
März 2009 auf 358,86 Mrd EUR. 
Davon entfielen 52,4 % bzw. 188,06 Mrd 
EUR auf Osteuropa.8 Nach Berücksich­
tigung des Risikotransfers, bestehend 
aus Garantien, Sicherheiten und sons­
tigen Risikotransfers verblieb den öster­
reichischen Banken ein Letztrisiko ge­
genüber Osteuropa in Höhe von 185,89 
Mrd EUR. Dies entspricht einem  
Quartalsrückgang von 11,04 Mrd EUR 
(5,6 %) – der stärkste Quartalsrück­
gang (sowohl auf Obligo- als auch auf 
Letztrisikobasis), der je gemeldet wurde. 

Stand: Q1 09; in %

Diversifikation des Osteuropa-Exposures österreichischer Banken

Grafik 1

Quelle: OeNB.
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5 	 Passiva werden nicht gemeldet.
6 	 Siehe Vermögens-, Erfolgs- und Risikoausweisverordnung, Anlagen A3d, B3d und C3d der Finanzmarktaufsicht 

(FMA); eine Meldepflicht ist in § 74 des Bankwesengesetzes (BWG) geregelt.
7 	 Geplanter Publikationstermin der konsolidierten Bankenstatistik mit provisorischen Daten zum ersten Quartal 

2009: 23. Juli 2009; geplante Publikation der geprüften Daten zum ersten Quartal 2009: 14. September 2009.
8 	 Mit „Osteuropa“ sind die Länder Zentral-, Ost- und Südosteuropas gemeint. Sie umfassen die 2004 und 2007 

beigetretenen EU-Mitgliedstaaten sowie andere Staaten Südosteuropas und die Mitglieder der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten (GUS). 
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2.1 � Österreichs konsolidierte 
Auslandsaktiva gegenüber 
Osteuropa am stärksten  
regional diversifiziert

Auf Einzellandebene entfielen 20,9 % 
(39,32 Mrd EUR) des Osteuropa-Ex­
posures auf die Tschechische Republik, 
16,1 % (30,28 Mrd EUR) auf Rumänien, 
13,5 % (25,40 Mrd EUR) auf Ungarn 
und 10,8 % (20,24 Mrd EUR) auf die 
Slowakei. Die Anteile der anderen Län­
der waren jeweils unter 9 % (16,93 Mrd 
EUR). Wie der IWF bestätigt, sind die 
konsolidierten Auslandsaktiva österrei­
chischer Banken gegenüber Osteuropa 
im internationalen Vergleich regional 
am stärksten diversifiziert (Grafik 1).

3 � Ergebnisse der konsolidierten 
Bankenstatistik der BIZ  
Ende Dezember 2008

3.1 � Volumen der konsolidierten 
Auslandsaktiva österreichischer 
Banken niedrig

Österreichs Banken hatten Ende De­
zember 2008 360,93 Mrd EUR kon­
solidierte Auslandsaktiva auf Basis des 
unmittelbaren Kreditnehmers gegen­

über allen Ländern weltweit. In Pro­
zent des BIP 2008 sind dies geringe 
121,0 %. Im internationalen Vergleich 
beliefen sich die konsolidierten Aus­
landsaktiva der Schweizer Banken z. B. 
auf 406,5 % des BIP und jene der 
Banken Belgiens auf 189,0 % des BIP. 

Von den gesamten konsolidierten 
Auslandsaktiva österreichischer Banken 
entfielen geringe 3,76 Mrd EUR (1,0 %) 
auf Irland. Belgiens konsolidierte Aus­
landsaktiva gegenüber Irland beliefen 
sich auf 56,19 Mrd EUR (6,4 % der  
gesamten konsolidierten Auslandsaktiva 
Belgiens). Gegenüber den Offshore-
Zentren hielten Österreichs Banken 
zum 31. Dezember 2008 7,78 Mrd EUR 
(2,2 % der österreichischen Auslands­
aktiva). Der dementsprechende Wert 
Belgiens belief sich auf 22,70 Mrd EUR 
(2,6 %), jener Deutschlands auf 170,77 
Mrd EUR (5,2 %), jener der Nieder­
lande auf 43,27 Mrd EUR (2,9 %), jener 
der Schweiz auf 124,46 Mrd EUR (7,6 %) 
und jener des Vereinigten Königreichs 
auf 347,55 Mrd EUR (12,3 %). 

Gegenüber den aufstrebenden Volks­
wirtschaften exklusive Osteuropa (z. B. 

in Mrd EUR

Vergleich der konsolidierten Auslandsaktiva westlicher Banken

Grafik 2
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die Länder Afrikas und Lateinamerikas) 
hatten Österreichs Banken Ende 2008 
sehr geringe 9,25 Mrd EUR an konsoli­
dierten Auslandsaktiva. Das entspricht 
einem Anteil von 2,6 % an den gesam­
ten konsolidierten Auslandsaktiva öster- 
reichischer Banken. Frankreichs Ban­
ken hielten 176,17 Mrd EUR (5,6 %) an 
Auslandsaktiva gegenüber dieser Län­
dergruppe. Die dementsprechenden 
Werte der Niederlande (87,71 Mrd 
EUR oder 5,8 %) und des Vereinigten 
Königreichs (389,03 Mrd EUR oder 
13,8 %) sind noch höher. 

3.2 � Österreichs Banken hielten 
weniger als ein Fünftel des 
Osteuropa-Exposures

Im Folgenden wird das Auslandsobligo 
gegenüber der Region Osteuropa auf 
Basis der Daten der konsolidierten Ban­
kenstatistik der BIZ näher betrachtet.

Das Auslandsobligo österreichischer 
Banken gegenüber Osteuropa belief sich 
Ende Dezember 2008 auf 199,51 Mrd 
EUR (Ende September 2008: 201,93 Mrd 
EUR). Das ergab einen Anteil von 18,1 % 
am gesamten Osteuropa-Exposure der 
BIZ-Melder (1.100,55 Mrd EUR). 
Deutsche Banken hielten Ende De­
zember 2008 einen Anteil von 14,5 % 
(159,53 Mrd EUR) am gesamten ge­
meldeten Exposure und Italiens Ban­
ken 13,5 % (148,28 Mrd EUR). 

3.3 � Rund drei Viertel des Osteuropa-
Exposures gegenüber EU-Staaten

145,09 Mrd EUR bzw. 72,7 % der Ost-
Auslandsaktiva österreichischer Banken 
bestanden gegenüber den zehn EU- 
Staaten Osteuropas. Vom Osteuropa-Ex­
posure aller BIZ-Melder entfiel ein An­
teil von 717,03 Mrd EUR bzw. 65,2 % 
auf die EU-Staaten dieser Region. Im 
internationalen Vergleich zeigt sich also, 
dass im österreichischen Osteuropa-
Auslandsaktiva-Portfolio ein deutlich 
höherer Anteil gegenüber EU-Staaten 
besteht als bei anderen BIZ-Meldelän­
dern (z. B. Deutschland: 58,8 %, Frank­
reich: 58,4 %, Niederlande: 55,8 %). 

3.4 � Mehr als die Hälfte des  
Osteuropa-Exposures lokale 
Aktiva in lokaler Währung

Die Aktiva der ausländischen Geschäfts­
stellen gegenüber dem Sitzland in Sitz­
landwährung vis-à-vis Osteuropa belie­
fen sich auf 50,6 % der konsolidierten 
Osteuropa-Auslandsaktiva. Der Durch­
schnitt der BIZ-Melder lag bei 39,7 %, 
jener der deutschen Banken bei 15,7 %. 
Somit wiesen Österreichs Banken einen 
weitaus höheren Anteil an lokalen For­
derungen gegenüber Osteuropa auf als 
vergleichbare BIZ-Melder. Umgekehrt 
ist daher der Anteil der grenzüberschrei­
tenden Forderungen der österreichischen 
Banken gegenüber Osteuropa geringer. 

Obligo der BIZ-Melder gegenüber
Osteuropa

Grafik 3
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3.5 � Mehr als zwei Fünftel der 
konsolidierten Osteuropa- 
Auslandsaktiva kurzfristig

Von allen Aktiva gegenüber Osteuropa 
belief sich der Anteil der Aktiva mit 
einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr 
auf 40,4 %.9 Dieser Wert liegt über dem 
Durchschnitt der BIZ-Melder (35,9 %); 
auch im internationalen Vergleich ist 
dieser Wert sehr hoch. So weisen ver­
gleichbare westliche Länder meist einen 
niedrigeren Anteil an kurzfristigen Ak­
tiva auf (Deutschland: 31,6 %, Italien: 
29,7 %, Griechenland: 38,4 %). 

3.6 � Konsolidierte Osteuropa-
Auslandsaktiva auf Basis des 
Letztrisikos geringer als auf 
Basis des Obligos

Nach Berücksichtigung des Saldos aus 
dem Risikotransfer (Garantien, Sicher­
heiten und sonstiger Risikotransfer) in 
Höhe von 2,52 Mrd EUR bzw. 1,3 % 
verblieb den österreichischen Banken 
Ende 2008 ein Letztrisiko gegenüber 
Osteuropa von 196,93 Mrd EUR. Die 
höchsten absoluten Risikominderun- 
gen der Osteuropa-Exposures österrei- 
chischer Banken wurden gegenüber der 
Tschechischen Republik (–1,44 Mrd 
EUR bzw. –3,8 %), Russland (–0,59 
Mrd EUR bzw. –3,8 %) und Polen 
(–0,51 Mrd EUR bzw. –4,7 %) ver­
zeichnet. Risikoerhöhungen wurden 
gegenüber Rumänien (1,38 Mrd EUR 
bzw. 4,7 %), Bosnien-Herzegowina 
(0,08 Mrd EUR bzw. 2,8 %) und 
Kasachstan (0,05 Mrd EUR bzw. 
10,9 %) gemeldet. 

Alle BIZ-Meldeländer hatten Ende 
2008 gegenüber Osteuropa 1.071,98 
Mrd EUR an konsolidierten Auslands­
aktiva. Nach Berücksichtigung des nega­
tiven Nettorisikotransfers (–27,90 Mrd 

EUR) verblieb den BIZ-Meldern ein 
Letztrisiko in Höhe von 1.044,09 Mrd 
EUR. 

Die höchsten absoluten Risikomin­
derungen verzeichneten die BIZ-Mel­
der gegenüber Russland (–5,19 Mrd 
EUR bzw. –3,5 %), Polen (–4,81 Mrd 
EUR) und der Türkei (–3,60 Mrd EUR 
bzw. 3,7 %). Risikoerhöhungen wur­
den gegenüber Serbien (0,85 Mrd EUR 
bzw. 5,4 %), Kasachstan (0,15 Mrd 
EUR bzw. 1,4 %) und Mazedonien 
(0,04 Mrd EUR bzw. 2,1 %) gemeldet. 

Die höchsten relativen Risikomin­
derungen (Saldo des Risikotransfers im 
Verhältnis zu den konsolidierten Aus­
landsaktiva der Melder gegenüber dem 
betrachteten Land auf Basis des unmit­
telbaren Kreditnehmers) wurden ge­
genüber Usbekistan, Kirgisistan, Aser­
baidschan und Turkmenistan verzeich­
net. Gegenüber diesen Ländern hiel- 
ten die BIZ-Melder 0,3 % ihrer gesam- 
ten konsolidierten Osteuropa-Auslands­
aktiva. Auch Österreichs Banken mel­
deten die größten relativen Risikomin­
derungen gegenüber diesen Ländern, 
wobei der Anteil der konsolidierten 
Auslandsaktiva der heimischen Banken 
gegenüber diesen Ländern nur 0,1 % 
der gesamten Osteuropa-Auslandsaktiva 
betrug. 

3.7 � Gut zwei Drittel der  
konsolidierten Osteuropa- 
Auslandsaktiva auf Basis des 
Letztrisikos gegen Nichtbanken

Von den Auslandsaktiva österreichischer 
Banken auf Basis des Letztrisikos gegen­
über Osteuropa Ende 2008 waren 
66,7 % gegen Nichtbanken (exklusive 
Sektor Staat). Der dementsprechende 
Wert Frankreichs belief sich auf 67,2 % 
und jener Italiens auf 70,5 %.10

9 	 Exklusive Aktiva der ausländischen Geschäftsstellen gegenüber dem Sitzland in Sitzlandwährung.
10 	Werte sind nicht für alle BIZ-Meldeländer verfügbar.
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Dieser Beitrag beleuchtet die Entwick­
lung des österreichischen Wertpapier­
marktes in den letzten Jahren. Ein  
spezieller Fokus wird auf die Quartale 
nach Mitte des Jahres 2007 gelegt. Das 
ist jener Zeitpunkt, der mit dem  
Platzen der Immobilienblase auf dem  
US-amerikanischen Hypothekenmarkt 
allgemein als Beginn der aktuellen  
Finanzmarktkrise gesehen wird. Es 
werden sowohl der österreichische 
Rentenmarkt (langfristige verzinsliche 
Wertpapiere und Geldmarktpapiere) 
als auch der Aktien- und der Invest­
mentfondsmarkt analysiert.

Kapitel 1 gibt einen Überblick über 
den österreichischen Wertpapiermarkt. 
Kapitel 2 hat den österreichischen Ren­
tenmarkt zum Thema. Es wird unter­
sucht, inwieweit die Finanzkrise die 
Refinanzierungsmöglichkeiten öster­
reichischer Emittenten (Banken, nicht­
finanzielle Unternehmen, Staat) auf 
dem Wertpapiermarkt beeinträchtigt 
hat. Kapitel 3 beleuchtet den öster­
reichischen Aktienmarkt und analysiert 
das Verhalten der Anleger etwas ge­
nauer, und Kapitel 4 beschäftigt sich 

mit den Auswirkungen der Finanzkrise 
auf die österreichische Fondsindustrie. 
Kapitel 5 fasst die wichtigsten Entwick­
lungen zusammen.

1 � Der österreichische  
Wertpapiermarkt

Der österreichische Wertpapiermarkt1 
zeigte zwischen 1999 und erstem Halb­
jahr 2007 eine kontinuierliche Zunah- 
me des Marktwerts sowohl in Absolut­
beträgen (von 346 auf 773 Mrd EUR) 
als auch in Relation zu den Gesamt­
verbindlichkeiten2 der österreichischen 
Volkswirtschaft. Dies unterstreicht die 
zunehmende Bedeutung von Wertpa­
pieren neben den traditionellen Refi­
nanzierungsquellen bzw. Veranlagungs­
formen in Form von Einlagen und  
Krediten. Seit Mitte 2007 ist allerdings 
die relative Bedeutung des Wertpapier­
marktes in Österreich auf das Niveau 
des Jahres 1999 zurückgegangen (29 % 
der Gesamtverbindlichkeiten bzw. 667 
Mrd EUR Ende 2008). Dies ist vor 
allem auf – durch Verkaufsdruck ent­
standene – Kursverluste bei Aktien zu­
rückzuführen. Unter diesen auch inter­

Finanzkrise hinterlässt tiefe Spuren auf dem 
österreichischen Wertpapiermarkt 

Die internationalen Wertpapiermärkte – und damit auch der österreichische Wertpapier­
markt – sind seit Mitte 2007 von viel Vorsicht und Zurückhaltung der Investoren geprägt. Für 
Österreichs Banken ist die Finanzierung auf dem internationalen Kapitalmarkt bedeutend. 
Ausländische Investoren standen speziell in den Monaten ab Oktober 2008 allerdings nur 
noch sehr eingeschränkt als Finanzierungsquelle zur Verfügung. Staatliche Garantien unter­
stützten jedoch in den ersten Monaten 2009 die Refinanzierung der Banken zu verhältnis­
mäßig günstigen Konditionen. Insbesondere auf dem Aktienmarkt, aber auch in der Fonds­
industrie, zeigen sich die Auswirkungen der Finanzkrise. In Österreich gab es, wie auch im  
internationalen Umfeld, kaum Börsenzugänge, die Kurse börsennotierter Aktien fielen deut­
lich. Auch Investmentfondsgesellschaften spürten die Zurückhaltung der Anleger – sowohl in 
Österreich als auch international reduzierten Anleger massiv ihre Fondsbestände. 

Michael Andreasch,
Günther Sedlacek

1 	 Langfristige verzinsliche Wertpapiere (Anleihen, Pfandbriefe etc.), Geldmarktpapiere, Aktien und Investment-
fondsanteile; durch die Berücksichtigung von Investmentfondsanteilen sind österreichische Aktien, verzinsliche 
Wertpapiere und Investmentfonds, die in österreichischen Fonds enthalten sind, gemäß der sektoralen Betrach-
tungsweise der Gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsrechnung doppelt in den Werten enthalten.

2 	 Die Gesamtverbindlichkeiten enthalten neben Wertpapieren im Wesentlichen noch Einlagen, Kredite, sonstige 
Anteilsrechte und versicherungstechnische Rückstellungen.
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national zu beobachtenden Kursver­
lusten bei Aktien litten auch die 
österreichischen Fonds, die zudem auch 
seit Mitte 2007 weit mehr Anteile von 
Investoren zurücknehmen mussten als 
sie neue Anteile ausgeben konnten;  
daher ging das Fondsvolumen seither 
deutlich zurück (Grafik 1).

Für die gesamte Volkswirtschaft be-
deutet dies nach einer Bewegung in 
Richtung marktbasiertem Finanzsystem 
spätestens seit Herbst 2008 eine Re­
dimensionierung des österreichischen 
Kapitalmarktes und eine – zumindest 
zwischenzeitliche – Konzentration auf 
traditionelle Finanzierungsquellen.

Im Euroraum war der Einbruch der 
Marktwerte handelbarer Wertpapiere 
im Jahr 2002 weitaus ausgeprägter als 
in Österreich und bedeutete eine Re­
duktion sowohl in Relation zum BIP als 
auch in Relation zu den Gesamtver­
bindlichkeiten. Seit 2002 entwickelte 
sich der Wertpapiermarkt in Öster­
reich parallel zum Durchschnitt des 

Euroraums, allerdings auf einem um  
4 Prozentpunkte (gemessen an den Ge­
samtverbindlichkeiten) höheren Niveau.

 
2 � Der österreichische  

Rentenmarkt 

Zwischen 1999 und 2008 hat sich  
das ausstehende Nominalvolumen an  
(kurz-3 und langfristigen) verzinslichen 
Wertpapieren von Emittenten mit Sitz 
in Österreich mehr als verdoppelt (von 
214 auf 465 Mrd EUR). Die Aufnah­
men auf den Kapitalmärkten wuchsen 
damit um 50 Prozentpunkte schneller 
als das BIP. 

Maßgeblichen Anteil an dieser Ent­
wicklung haben die österreichischen 
Banken, die ihr Nominalvolumen in 
den letzten zehn Jahren von 91 auf  
265 Mrd EUR (Ende 2008) annähernd 
verdreifachten. Für österreichische nicht­
finanzielle Unternehmen spielt die 
Fremdfinanzierung über verzinsliche 
Wertpapiere (sogenannte Corporate 
Bonds) eine weniger wichtige Rolle 

Welche Bedeutung hat der österreichische Wertpapiermarkt?

Grafik 1

Langfristige, verzinsliche Wertpapiere (linke Achse)

Quelle: OeNB.
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3 	 Kurzfristig: Laufzeit bis zu einem Jahr.
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(rund 37 Mrd EUR4 Nominale ausste­
hend Ende 2008); ihre Kreditschulden 
sind etwa fünfmal so hoch. Für den 
Staat hat die Finanzierung über verzins­
liche Wertpapiere hingegen eine zen­
trale Bedeutung (rund 159 Mrd EUR5 
Nominale Ende 2008). Rund 85 % der 
Bruttoschulden entfallen auf Wertpa­
piere (Grafik 2). 

Mehr als 80 % der Verbindlich­
keiten aus verzinslichen Wertpapieren 
sind in Euro denominiert. Den größten 
Fremdwährungsanteil – vor allem zur 
Refinanzierung der Fremdwährungs­
kredite – haben die Banken (etwa 21 % 
bzw. 56 Mrd EUR Ende 2008). Der 
Fremdwährungsanteil des Staats (rund 
12 %) ist großteils in Euro „geswapt“, 
um die Fremdwährungsrisiken mög­
lichst gering zu halten.

2.1 � Welche Bedeutung hat  
die Finanzierung über  
verzinsliche Wertpapiere  
für österreichische Banken?

Die Refinanzierung über den Kapital­
markt spielt für Österreichs Banken 
(ohne OeNB) eine wichtige Rolle. Mit 
rund einem Viertel der (unkonsoli­
dierten) Gesamtverbindlichkeiten (1.026 
Mrd EUR) bilden verzinsliche Wertpa­
piere Ende 2008 eine ähnlich wichtige  
Finanzierungsquelle wie die Einlagen 
von inländischen Nichtbanken (286 Mrd 
EUR). 

Ausländische Investoren sind die 
wichtigsten Kapitalgeber für Banken in 
diesem Segment. Dies zeigen sowohl 
die Nettotransaktionen zwischen dem 
ersten Quartal 2006 und dem dritten 
Quartal 2008 als auch die Bestands­

Welche Rolle spielen verzinsliche Wertpapiere für die Finanzierung?

Grafik 2

Banken

Quelle: OeNB.
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4 	 Im Unterschied zu den publizierten Daten der OeNB-Emissionsstatistik wurde in diesen Zahlen auch die Telekom 
Finanzmanagement GmbH zum Sektor nichtfinanzielle Unternehmen gezählt. In der Emissionsstatistik findet 
sich dieses Unternehmen im Sektor sonstige finanzielle Kapitalgesellschaften.

5 	 Internet-Bundesschatzscheine (bundesschatz.at, das sind großteils kurzfristige Einlagen beim Bund über das In-
ternet) sind im Unterschied zur Emissionsstatistik in diesen Zahlen inkludiert.
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daten (zu Marktwerten6) vom März 
2009; 153 Mrd EUR (57 %) wurden zu 
diesem Zeitpunkt von ausländischen 
Investoren gehalten (Grafik 3). Unter 
schwierigen Rahmenbedingungen, wie 
es zu Beginn der Finanzmarktkrise im 
dritten Quartal 2007 und – seit der 
Verschärfung nach der Insolvenz von 
Lehman Brothers – zwischen Septem­
ber 2008 und März 2009 der Fall war, 
ist es für heimische Banken allerdings 
schwer, auf das Ausland als Finanzie­
rungsquelle zurückzugreifen. In den 
letzten fünf Jahren traten ausländische 
Investoren nur in diesem Zeitraum als 
Nettoverkäufer verzinslicher Bankpa­
piere auf. Vor allem Geldmarktpapiere 
kamen zuletzt unter Druck (–7,4 Mrd 
EUR Nettotransaktionen mit dem Aus­

land zwischen Oktober 2008 und März 
2009).

Im ersten Quartal 2009 stützten 
Bankanleihen mit Staatsgarantie die 
Refinanzierung einiger österreichischer 
Banken (Absatz: 10,8 Mrd EUR Nomi­
nale, davon rund 6,5 Mrd EUR ins 
Ausland).7 Der Nettoabsatz von (kurz- 
und langfristigen) Bankpapieren insge­
samt kam im ersten Quartal 2009 den­
noch zum Erliegen. In den letzten fünf 
Jahren war dies nur im dritten Quartal 
2007 der Fall.8 

Vom ausstehenden Volumen (Ende 
März 2009) sind rund 70 % erst ab 
März 2011 und damit – aus heutiger 
Sicht – zu wahrscheinlich einfacheren 
Refinanzierungsbedingungen fällig. 

6 	 Inklusive aufgelaufener Zinsforderungen.
7 	 Bis Ende Mai erhöhte sich das abgesetzte Volumen an staatsgarantierten Anleihen auf 15,5 Mrd EUR. Weitere 

Garantien zur Haftungsübernahme wurden bereits unterzeichnet, die Emissionen sind aber bis Ende Mai 2009 
noch nicht erfolgt.

8 	 Im vierten Quartal 2008 dominierten Liquiditätssicherungsmaßnahmen innerhalb des inländischen Bankensek-
tors das Nettoabsatz-Bild.

Welche Investoren stehen Banken auf dem Kapitalmarkt als Finanzierungsquelle
zur Verfügung?

Grafik 3

Inländische Banken (inklusive OeNB)

Quelle: OeNB.
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2.2 � Unternehmensanleihen als 
Alternative zu Krediten

Nichtfinanzielle Unternehmen hatten 
zum Ultimo März 2009 rund 37 Mrd 
EUR (Marktwert) an verzinslichen Wert­
papieren (Corporate Bonds) in Umlauf; 
das sind rund 7 % der Gesamtverpflich­
tungen bzw. 15 % der gesamten Ver­
bindlichkeiten aus Fremdkapital (Kre­
dite und Anleihen).9 Diese Anteile 
liegen dennoch deutlich über dem je­
weiligen Durchschnitt aller Euroraum-
Länder. Für ausgewählte Unternehmen 
spielt diese Finanzierung auf dem Kapi­
talmarkt eine bedeutende Rolle. Die 
fünf wichtigsten Emittenten sind für 
mehr als 60 % des Umlaufvolumens 
verantwortlich. Mehr als die Hälfte  
aller ausstehenden Unternehmensanlei­
hen wurde von nichtfinanziellen Un­
ternehmen öffentlicher Gebietskörper­
schaften (wie ASFINAG, ÖBB, Bundes­
immobiliengesellschaft – BIG) emit- 
tiert, ein großer Teil der anderen Hälfte 
von Aktiengesellschaften, an denen der 
Staat direkt oder indirekt über die 
ÖIAG beteiligt ist (z. B. EVN, OMV). 

Rund 20 % der Ende März 2009 aus­
stehenden Unternehmensanleihen ha­
ben eine Laufzeit zwischen 1 und 5 Jah­
ren, 60 % zwischen 5 und 15 Jahren. 
Vom ausstehenden Volumen sind mehr 
als 80 % erst ab März 2011 und damit 
– aus heutiger Sicht – zu wahrscheinlich 
einfacheren Refinanzierungsbedingungen 
fällig.

Der Absatz von Wertpapieren kon­
zentrierte sich in der Vergangenheit 
tendenziell auf einzelne Emissionen; im 
Fall großvolumiger Platzierungen, wie 
beispielsweise im vierten Quartal 2007 
bzw. 2008, wurden vorwiegend aus- 
ländische Investoren angesprochen. Un­

ternehmensanleihen sind zu 63 % in 
ausländischer Hand, gegenüber 21 % 
bei inländischen Banken und nur etwas 
mehr als 3 % im Besitz inländischer pri­
vater Haushalte. Neuemissionen, wie 
jene der voestalpine und der OMV, wa­
ren 2009 jedoch auch stark von pri­
vaten Haushalten gefragt. Diese Neu­
emissionen konnten nur mit höheren 
Risikoaufschlägen platziert werden, 
was private Haushalte (und andere An­
leger) als alternative Anlage anzuspre­
chen schien. Gestützt wurde dieses In­
teresse der inländischen Anleger auch 
vom Vertrauen in die österreichische 
Wirtschaft. 

2.3 � Bedeutung verzinslicher Wert­
papiere für den Staat

Für den Staat (in Österreich wird der 
größte Anteil über den Bund emittiert) 
spielt die Finanzierung über verzins­
liche Wertpapiere, wie in vielen euro­
päischen Ländern, eine zentrale Rolle. 
Die bedeutendsten Kapitalgeber kom­
men aus dem Ausland; sie hielten Ende 
März 2009 rund 79 % (140 Mrd EUR) 
des ausstehenden Volumens. Für die 
Schwankungen bei den Nettotransakti­
onen mit dem Ausland sorgte in den 
letzten Jahren zumeist die kurzfristige 
Finanzierung über Austrian Treasury 
Bills (ATBs). Der Bund emittierte diese 
Geldmarktpapiere großteils in der ers­
ten Jahreshälfte und baute sie am Ende 
des Jahres wieder ab. 2008 hingegen 
erweiterte der Bund im Zusammen­
hang mit der Entscheidung über das 
Bankenhilfspaket seine Finanzierungen 
über den Geldmarkt am Ende des Jah­
res (Grafik 4). 

Aufgrund steigender Zinssätze und 
höherer Risikobereitschaft waren Besit­

9 	 Die Analyse wird erschwert durch den Umstand, dass manche Unternehmen, wie der Verbund, Anleihen über aus-
ländische Finanztöchter begeben und in Folge einen Kredit bei der ausländischen Tochter aufnehmen. Weiters 
sind auch Konzernfinanzierungen über Anleihen in diesen Zahlen enthalten.
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zer von Staatsanleihen zwischen 2006 
und Mitte 2008 mit sinkenden Kursen 
konfrontiert. Im Spätsommer 2008 
drehte sich das Bild und bescherte An­
legern deutliche Kurssteigerungen. Ne­
ben sinkenden Renditen war dafür auch 
die Rolle des Staats als sicherer Hafen 
verantwortlich. Die Suche nach einem 
sicheren Hafen war es auch, die bei pri­
vaten Haushalten im vierten Quartal 
2008 zu einem Boom bei bundesschatz.at 
führte. Die Einlagen verdoppelten sich 
von 1 auf über 2 Mrd EUR. In den ers­
ten fünf Monaten 2009, speziell im 
April, verließen einige Anleger aller­
dings wieder diesen sicheren Hafen 
(rund –400 Mio EUR). Dies kann ei­
nerseits auf das im Durchschnitt gerin­
gere Zinsniveau gegenüber Bankenein­
lagen und andererseits auf die bereits 
wieder allgemein geringere Bedeutung 
des sicheren Hafens zurückgeführt 
werden.

3 � Entwicklungen auf dem  
österreichischen Aktienmarkt

Nach jahrelangem Wachstum (seit 
2001) ging die Marktkapitalisierung 
von österreichischen börsennotierten 
Aktiengesellschaften im Jahr 2008 dras­
tisch von 169 auf knapp 60 Mrd EUR 
(–64 %) zurück und fiel sowohl in Ab­
solutbeträgen als auch in Relation zum 
BIP (21 %) unter den Wert des Jahres 
2004 (Grafik 5). Dafür zeichneten nach 
Jahren mit außergewöhnlich hohen 
Kursgewinnen die Kurseinbrüche im 
Jahr 2008 hauptverantwortlich. Aber 
auch die Börsenabgänge der Bank Aus­
tria und von Böhler-Uddeholm (Über­
nahme durch voestalpine) sorgten für 
einen Rückgang der Börsenkapitalisie­
rung. Das schwierige Marktumfeld ließ 
2008 keine größeren Börsengänge bzw. 
Kapitalerhöhungen – abgesehen von je­
nen der Vienna Insurance Group und 
der etwas kleineren der UNIQA – zu. 

Wer finanziert den Staat?

Grafik 4

Inländische Banken (inklusive OeNB)

Quelle: OeNB.
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Die Anleger von österreichischen 
börsennotierten Immobilienaktienge­
sellschaften10 – rund 30 % werden von 
österreichischen privaten Haushalten 
gehalten – litten besonders unter den 
Kursrückgängen. Ende 2006 hatten die 
österreichischen Immobilienaktienge­
sellschaften noch einen Börsenwert von 
knapp 15 Mrd EUR (mit Atrium Euro­
pean Real Estate11, vormals Meinl 
European Land, waren es sogar rund 
18,5 Mrd EUR); Ende 2008 waren es 
(trotz einiger Kapitalerhöhungen in 
diesem Zeitraum) aufgrund von Kurs­
verlusten nur noch rund 1,7 Mrd EUR 
(knapp –90 %). Im Jahr 2009 setzte 
dann wie auf dem Gesamtmarkt (bis­
her) eine leichte Erholung ein. Im Euro­
raum ging der Marktwert der börsen­
notierten Aktiengesellschaften 2008 

um rund 46 % zurück. Da im gesamten 
Euroraum in dieser Periode wenig Bör­
senzugänge oder -abgänge erfolgten, 
spiegelt die Veränderung weitgehend 
den Rückgang der Aktienkurse wider. 
Die Marktkapitalisierung in Relation 
zum BIP lag Ende 2008 mit 38 % unter 
dem Wert von 2002 (43 %).

Rund 41 % der Marktkapitalisie­
rung österreichischer börsennotierter 
Aktien (rund 25 Mrd EUR) können für 
Ende 2008 dem Streubesitz (inklusive 
Mitarbeiterbeteiligungen) zugerechnet 
werden. Der Rest fällt auf strategische 
Beteiligungen, großteils aus dem In­
land. Dieser Streubesitz wird zu zwei 
Drittel von ausländischen Investoren 
(16 Mrd EUR) und zu mehr als 20 % 
(5,5 Mrd EUR) vom inländischen 
Haushaltssektor (inklusive Mitarbeiter­

10 	Das sind jene Aktiengesellschaften, die auch im Immo-ATX enthalten sind (Immoeast, Immofinanz, CA Immo
bilien Anlagen, CA Immo International, Sparkassen Immobilien, Warimpex, Eco Business-Immobilien, Conwert 
Immobilien).

11 	Atrium European Real Estate Ltd. hat ihren Sitz auf den Jersey Islands und gilt daher als ausländische Aktien
gesellschaft. An der Wiener Börse notieren im Dritten Markt sogenannte Austrian Depository Certificates (ADCs).

Dynamik auf dem österreichischen Aktienmarkt

Grafik 5

Finanzaktien (linke Achse)

Quelle: OeNB.
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beteiligungen) gehalten. Der Haushalts­
sektor hält somit im Inland die höch­
sten Streubesitzanteile.

Während alle Investoren im Jahr 
2008 deutliche Kursverluste erleiden 
mussten, zeigten sich beim Investitions­
verhalten der verschiedenen Anleger­
gruppen interessante Unterschiede: 
Der inländische Haushaltssektor trat 
als Stütze des inländischen Aktien­
marktes auf und kaufte netto – speziell 
im vierten Quartal 2008 – zu (2008: 
insgesamt rund 1 Mrd EUR). Auslän­
dische Investoren hingegen verkauften 
österreichische börsennotierte Aktien 
in signifikantem Ausmaß (2008: rund 
–2,5 Mrd EUR). Auch im ersten Quar­
tal 2009, das Anfang März den nied­
rigsten ATX-Stand (1.412 Punkte) seit 
Ausbruch der Finanzkrise erreichte, 
traten ausländische Investoren wieder 
als Nettoverkäufer (–150 Mio EUR) 
und inländische private Haushalte 
(+120 Mio EUR) als Nettokäufer auf. 
Zwischen Mitte März und Mitte Juni 
2008 war eine Erholung auf den inter­
nationalen Aktienmärkten zu beobach­
ten. Speziell der österreichische Markt 

(+50 %) zog, wie auch viele osteuro­
päische Börsen, in diesem Zeitraum 
überdurchschnittlich an.

4 � Deutliche Rückgänge  
bei österreichischen  
Investmentfonds

Bei den österreichischen Investment­
fonds hat die Finanzkrise ebenfalls 
deutliche Spuren hinterlassen. Dem in­
ternationalen Trend folgend wurden 
seit Beginn der Finanzkrise nun schon 
seit sieben Quartalen in Folge mehr 
Fondsanteile zurückgegeben als neue 
ausgegeben (negative Nettomittelver­
änderung). Neben Marktängsten war 
dies unter anderem sicher auch auf Kurs­
gewinnrealisierungen aus den voran­
gegangenen positiven Quartalen zu­
rückzuführen. Betroffen von dieser 
Entwicklung waren alle Fondskatego­
rien. Auch die Kurswertveränderun-
gen (inklusive Zins- und Dividenden­
erträge) zeigten sich seit Mitte 2007 in 
der Quartalsbetrachtung im Durch­
schnitt aller Fonds durchwegs negativ. 
Damit wurden die positiven Verände­
rungen der vorangegangenen zweiein­

Was determinierte die Veränderung der Volumina österreichischer Fonds?

Grafik 6
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Quelle: OeNB.
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halb Jahre wieder zunichte gemacht 
(Grafik 6).

Insgesamt ging das Nettofondsvolu­
men (exklusive Investitionen in inlän­
dische Investmentzertifikate) zwischen 
Mitte 2007 und März 2009 von 145 auf 
103 Mrd EUR (–30 %) zurück (davon 
rund –15 Mrd EUR Nettomittelab­
gänge, –6 Mrd EUR Ausschüttungen, 
–31 Mrd EUR Kursverluste, +10 Mrd 
EUR Erträge). Im ersten Quartal 2009 
verlangsamte sich dieser Trend aller­
dings etwas; leichte Nettozuflüsse und 
deutlich positive Kurswertveränderun­
gen im April und Mai 2009 lassen hof­
fen, dass der Trend der sieben vorange­
gangenen negativen Quartale im zwei­
ten Quartal 2009 gebrochen werden 
konnte. Auf europäischer Ebene zeigt 
sich ein ganz ähnliches Bild. Die Fonds­
volumina fielen bis Ende 2008 auf das 
Niveau von Mitte 2005 zurück. Fonds 
aller Anlagekategorien und fast aller 
Länder wurden seit Mitte 2007 ver­
kauft.

Die wichtigste Investorengruppe ist 
der inländische Haushaltssektor; Ende 
März 2009 hielt er knapp ein Drittel 
(32 Mrd EUR) des Nettovolumens in­
ländischer Investmentfonds, etwas we­
niger als die Hälfte davon in Renten- 
und Geldmarktfonds. Immobilienfonds 
werden zu zwei Drittel (1 Mrd EUR) 
von privaten Haushalten gehalten. Der 
Haushaltssektor trug mit seinen Netto­
verkäufen (ebenso wie ausländische 
Anleger) seit Mitte 2007 erheblich zu 
den Nettomittelabgängen bei. Teil­
weise wurden die Gelder in andere 
Veranlagungsformen, insbesondere in 
Bankeinlagen, umgeschichtet.

Auch Versicherungen und Pensions­
kassen sind eine bedeutende Veran­
lagungsgruppe (insgesamt knapp 28 % 
oder 28 Mrd EUR). Für Versiche­
rungen stellen inländische Investment­
fonds rund 20 % des Gesamtvermögens 
dar, bei Pensionskassen sind es etwa 

80 %. Hinter diesen Investoren steckt 
indirekt auch das Interesse privater 
Haushalte.

Insgesamt sind die österreichischen 
Investmentfonds eher konservativ aus­
gerichtet: 47 % aller Fonds werden von 
den Fonds selbst als Renten- bzw. Geld­
marktfonds klassifiziert, 42 % als Misch­
fonds. Dies lässt sich auch vom Vermö­
gensbestand ableiten, der Ende 2008 zu 
rund 80 % aus in- und ausländischen 
verzinslichen Wertpapieren sowie aus 
Bankguthaben bestand (der Rest teilt 
sich hauptsächlich auf Aktien und aus­
ländische Investmentzertifikate auf). 
Mit ihrem direkt und indirekt über 
ausländische Investmentzertifikate ge­
haltenen Aktienanteil von rund 15 % 
liegen österreichische Fonds deutlich 
unter dem internationalen Durchschnitt.

Für (den Großteil der) Investoren 
inländischer Fonds war 2008 ein ra­
benschwarzes Jahr. Im Durchschnitt 
musste eine negative Performance von 
rund –13 % in Kauf genommen werden 
(Publikums- und Spezialfonds).

Schuld waren hier in erster Linie 
Aktien (gehalten in Aktien- und Misch­
fonds), aber auch Renten- sowie Geld­
marktfonds performten insgesamt 2008 
schwach (–0,5 %). Für Letztere zeich­
neten Investitionen auf dem Verbrie­
fungsmarkt (Mortgage Backed Securi­
ties, Collateralized Debt Obligations 
etc.) sowie in Island bzw. im Lehman-
Brothers-Konzern mitverantwortlich. 
Diese Vermögenswerte in den Porte­
feuilles der Fonds mussten stark  
abgewertet werden. Der insgesamt 
schwachen Performance der Renten- 
und Geldmarktfonds standen lediglich 
einige wenige Fonds mit sehr guter 
Performance gegenüber. Diese Fonds 
waren hauptsächlich in Staatsanleihen 
investiert und konnten vor allem im 
vierten Quartal 2008 außergewöhnlich 
stark zulegen.
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Die von privaten Haushalten gehal­
tenen Immobilienfonds weisen seit Be­
stehen eine konstante positive Perfor­
mance auf. Im Gegensatz zu den an der 
Wiener Börse notierten Immobilien­
aktien konnten sie auch 2007 und 2008 
positiv performen (4,6 % bzw. 3,6 %). 
Im ersten Quartal 2009 mussten aller­
dings auch Immobilienfonds (in Summe) 
leichte Kursrückgänge und Nettomit­
telabgänge in Kauf nehmen.

Das erste Quartal 2009 bescherte 
allen Fondskategorien im Durchschnitt 
eine leicht negative Performance (im 
Durchschnitt über alle Fonds rund 
–1 %), im April und Mai konnte diese 
negative Performance aus den ersten 
Monaten allerdings wieder mehr als 
wettgemacht werden.

5  Schlussfolgerungen

Die Daten zum österreichischen Wert­
papiermarkt zeigen deutlich die tiefen 
Spuren, die die Finanzmarktkrise hin­
terlassen hat. Die Vorsicht und Zurück­
haltung der Investoren ist in allen  
Anlagekategorien spürbar. Banken konn­
ten kurzfristige Wertpapiere (Geld­
marktpapiere) kaum mehr zur kurz­
fristigen Refinanzierung nutzen. Staats­
garantien unterstützten die Finanzie- 
rung über langfristige Bankanleihen zu 
vertretbaren Konditionen. Während 
bei Banken davon auszugehen ist, dass 
die Bruttoschulden aus Wertpapieren 
langsamer wachsen werden als in den 

letzten zehn Jahren, als es eine Verdrei­
fachung gab, kann man davon ausge­
hen, dass jene des Staats aufgrund des 
Bankenhilfspakets und anderer kon­
junkturstützender Maßnahmen steigen 
werden.

Auch auf dem Aktienmarkt war 
monatelang eine Ausverkaufstimmung 
zu spüren. Die Kurse stürzten im 
Herbst 2008 innerhalb kürzester Zeit 
dramatisch, und viele Indizes fanden 
sich auf Mehrjahrestiefs wieder. Auch 
danach blieben die Märkte sehr volatil, 
ein weiterer Tiefpunkt folgte im März 
2009. Erst im April und Mai war ein 
gewisser Hoffnungsschimmer zu spüren, 
und die Anleger trauten sich wieder 
vermehrt als Käufer auf das Börsenpar­
kett. Aufgrund der trüben Konjunk­
turaussichten bleibt abzuwarten, wie 
nachhaltig die Erholung der letzten 
Monate ist und ob der österreichische 
und internationale Aktienmarkt ähn­
lich schnell wie nach der Dotcom-Blase 
wieder zur alten Stärke finden wird.

Investmentfonds hängen von der 
Entwicklung auf den internationalen 
Aktien- und Anleihemärkten ab. Erst 
wenn wieder ausreichend Vertrauen in 
Aktien- und Unternehmensanleihe­
märkte einkehrt sowie die Wachstums­
phantasie für bestimmte Regionen und 
Branchen zurückkehrt, werden Inves­
toren wieder nachhaltig auf dieses Ins­
trument setzen.

Begriffserklärungen

Der österreichische Wertpapiermarkt beschreibt Wertpapiere, die von Emittenten mit Sitz in 
Österreich begeben worden sind, auch wenn die Wertpapiere selbst im Ausland begeben wor­
den sind bzw. an einer ausländischen Börse notieren. Wertpapiere ausländischer Emittenten, 
auch wenn sie in Österreich begeben worden sind oder an der Wiener Börse notieren (z. B. 
Atrium European Real Estate), zählen bei dieser Betrachtungsweise nicht zum österreichischen 
Wertpapiermarkt.
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Emittenten und Anleger:
−− Banken: Monetäre Finanzinstitute (MFI) entsprechend der Definition der EZB (inklusive  
Zentralbank); alle anderen Banken zählen zu den sonstigen Finanzinstituten;

−− Sonstige finanzielle Emittenten/Investoren:
−− Investmentfonds: nationale Abgrenzung; in dieser Präsentation werden Geldmarkt­
fonds (gemäß Definition der EZB) als Investmentfonds betrachtet; 

−− Versicherungen und Pensionskassen: nichtstaatliche Versicherungen und kapital­
gedeckte, betriebliche oder überbetriebliche Pensionskassen;

−− Sonstige Finanzinstitute: Banken, die keine MFI sind, Finanzholdings, Unternehmen, 
die Hilfstätigkeiten für Banken oder Versicherungen leisten, finanzielle Mantelgesell­
schaften, Börsen;

−− Nichtfinanzielle Emittenten/Investoren: 
−− Nichtfinanzielle Unternehmen: Unternehmen, die als Marktproduzent Waren und 
nichtfinanzielle Dienste anbieten (z. B. OMV, voestalpine); dazu zählen auch nicht­
finanzielle Beteiligungsholdings (z. B. ÖIAG) sowie vom Staat ausgegliederte Ein­
heiten (z. B. ASFINAG, ÖBB, Bundesimmobiliengesellschaft);

−− Staat: Zentralstaat, Länder, Gemeinden, Sozialversicherungen;
−− Haushaltssektor: Private Haushalte, Private Organisationen ohne Erwerbszweck 
(einschließlich Privatstiftungen);

−− Private Haushalte: Selbstständig Erwerbstätige, Einpersonenfirmen, Konsumen­
tenhaushalte;

−− Private Organisationen ohne Erwerbszweck: Nichtmarktproduzenten im Dienst 
von Haushalten (z. B. Kirchen, Gewerkschaften);

−− Privatstiftungen: Stiftungen gemäß Privatstiftungsgesetz;
−− Ausländische Investoren: umfasst alle Investoren, die ihren Sitz nicht in Österreich haben.

Wertpapierkategorien:
−− Verzinsliche Wertpapiere (= Schuldverschreibungen): Wertpapiere mit einer vertraglich  
vereinbarten Verzinsung; dazu zählen Geldmarktpapiere (Commercial Papers), Anleihen 
(einschließlich Wandelschuldverschreibungen, Aktienanleihen etc.), Pfand- und Kommunal­
briefe, Asset Backed Securities und andere Verbriefungsprodukte; 

−− Börsennotierte Aktien: Aktien eines Unternehmens, das (teilweise) an einer Börse gehandelt 
wird; dazu zählen Stammaktien, Vorzugsaktien, die auf einen Inhaber lauten (keine  
Namensaktien);

−− Investmentzertif ikate: Anteile von Fonds, die als Sondervermögen von Kapitalanlagegesell­
schaften emittiert werden; Klassifizierung der Fondstypen nach dem Veranlagungsschwer­
punkt.

Marktwert in Euro: 
Die Bewertung erfolgt zu Marktwerten (Kurs zum jeweiligen Stichtag) einschließlich aufge­
laufener und noch nicht bezahlter Zinsen im Fall von verzinslichen Wertpapieren.

Nominale in Euro: 
Beschreibt den Nennwert eines verzinslichen Wertpapiers.

Nettoabsatz von verzinslichen Wertpapieren: 
(Platzierte) Neuemissionen minus Tilgungen (auf dem Primärmarkt).

Nettofondsvolumen: 
Entspricht der Summe der Volumina aller österreichischen Fonds abzüglich der Investments in 
inländische Investmentzertif ikate (im Fall von Dachfonds).
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Tabelle 1

Emittenten- und Holderstruktur von inländischen Wertpapieren

Inländische Emittenten Banken 
insgesamt

Investment-
fonds

Versiche-
rungen, 
Pensions
kassen, 
sonstige 
Finanz
institute

Staat Nicht
finanzielle 
Unter
nehmen1

Haushalts-
sektor

Ausland Insgesamt

Marktwert2 zum 31. März 2009 in Mrd EUR

Verzinsliche Wertpapiere 79,4 15,3 16,0 11,3 6,4 37,0 318,8 484,2
Banken 55,1 6,7 11,8 2,2 4,4 32,1 153,0 265,3
Sonstige Finanzinvestoren 1,0 0,1 1,1 0,0 0,3 0,1 2,3 4,9
Staat 15,3 7,4 1,9 8,7 0,7 2,9 140,1 177,0
Nichtfinanzielle Unternehmen 8,0 1,1 1,2 0,4 1,0 1,9 23,4 37,0

Börsennotierte Aktien 1,7 1,4 8,7 4,7 15,4 7,5 19,1 58,5
Banken 1,2 0,2 1,7 0,0 1,1 0,7 1,8 6,7
Sonstige Finanzinvestoren 0,2 0,1 5,8 0,0 0,5 0,4 1,1 8,1
Nichtfinanzielle Unternehmen 0,3 1,1 1,2 4,7 13,8 6,4 16,2 43,7

Investmentzertifikate 11,2 20,2 33,1 3,1 8,3 31,9 15,1 122,9

Veränderung3 zum 30. Juni 2007 in Mrd EUR

Verzinsliche Wertpapiere 37,3 –0,3 3,1 –0,2 1,0 6,1 13,7 60,7
Banken 30,4 0,0 1,9 0,3 0,8 3,7 10,2 47,3
Sonstige Finanzinvestoren –0,3 0,0 0,2 0,0 0,0 0,0 –0,6 –0,7
Staat 6,1 –0,3 0,3 –0,8 0,4 1,8 0,6 8,1
Nichtfinanzielle Unternehmen 1,1 0,0 0,7 0,3 –0,2 0,6 3,5 6,0

Börsennotierte Aktien –14,7 –2,8 –28,0 –1,8 –16,9 –12,1 –40,8 –117,1
Banken –1,0 –0,3 –25,2 0,0 –0,3 –0,9 –7,9 –35,6
Sonstige Finanzinvestoren –12,0 –0,3 –0,6 0,0 –0,1 –0,5 –4,4 –17,9
Nichtfinanzielle Unternehmen –1,7 –2,2 –2,2 –1,8 –16,5 –10,7 –28,5 –63,6

Investmentzertifikate –5,9 –9,6 –8,3 –0,7 –6,1 –13,7 –7,2 –51,5

Quelle: OeNB.
1 Inklusive ÖIAG.
2 Marktwert inklusive aufgelaufener und noch nicht abgedeckter Zinsen.
3 Veränderung aus Transaktionen, Preisveränderungen und Reklassif ikationen (z. B. Delistings bei Aktien).
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Die Krise auf den internationalen Finanz-
märkten beeinträchtigte im zweiten 
Quartal 2009 weiterhin die Refinan­
zierungsbedingungen und vor allem im 
Firmenkundenbereich die Kreditver­
gabepolitik der österreichischen Ban­
ken. Das zeigen die Ergebnisse der 
Umfrage über das Kreditgeschäft im 
Juli 2009. Im Rahmen der aktuellen 
Befragungsrunde wurde – wie bereits 
bei den vorangegangenen sieben Um­
frageterminen – zusätzlich zum regu­
lären Fragenkatalog wieder eine Reihe 
von Zusatzfragen über die Effekte der 
Krise auf die Refinanzierung und Kre­
ditpolitik der Banken in den Frage­
bogen aufgenommen.

Laut Aussage der befragten Kredit­
manager haben die staatlichen Unter­
stützungsmaßnahmen für die Banken 
(Eigenkapitalzufuhr und Übernahme 
staatlicher Garantien für Bankschuld­
verschreibungen) die Refinanzierungs­
bedingungen der österreichischen Ban­
ken auf den Finanzmärkten im zweiten 
Quartal 2009 (wie bereits in der Vor­
periode) leicht verbessert. Für die 
nächsten drei Monate werden – wenn 

auch in abgeschwächter Form – weitere 
positive Effekte auf den Zugang der 
Banken zu großvolumiger Finanzierung 
erwartet. 

Die Refinanzierungsmöglichkeiten 
der Banken waren im Berichtszeitraum 
krisenbedingt weiterhin beeinträchtigt, 
wenn auch in geringerem Ausmaß als 
bei den vorangegangenen Befragungs­
terminen. Das galt für die Mittelauf­
nahme auf dem Geld- und Anleihe­
markt ebenso wie für Verbriefungen. 
Die ungünstigen Refinanzierungsbe­
dingungen haben weiterhin negative 
Konsequenzen für das Ausleihungs­
geschäft der Banken. Dabei waren im 
zweiten Quartal 2009 die Auswir­
kungen auf die Margen etwas deut­
licher als die Effekte auf den Umfang. 

Überdies wurden die Banken dies­
mal auch gefragt, inwieweit die Einfüh­
rung des Basel II-Abkommens über  
risikosensitivere Eigenkapitalanforde­
rungen die Kreditvergabepolitik – über 
potenzielle Auswirkungen auf die Eigen­
kapitalposition der Banken – beein­
flusst hat. Dabei zeigte sich, dass der 
Übergang zur Eigenkapitalrichtlinie 

Banken bleiben bei der Kreditvergabe  
an Unternehmen zurückhaltend
Österreich-Ergebnisse der euroraumweiten Umfrage  
über das Kreditgeschäft im Juli 2009

Die Finanzkrise beeinträchtigt weiterhin die Refinanzierungsbedingungen der österreichischen 
Banken. Die Beeinträchtigungen haben sich jedoch im zweiten Quartal 2009 etwas abge­
schwächt. Das zeigen die Ergebnisse der Umfrage über das Kreditgeschäft im Juli 2009. Einen 
Beitrag zu dieser leichten Entspannung der Refinanzierungsbedingungen der Banken dürften 
laut Aussagen der befragten Kreditmanager die staatlichen Unterstützungsmaßnahmen  
(Rekapitalisierungen sowie Staatsgarantien für Bankschuldverschreibungen) geleistet haben. 
Im zweiten Quartal 2009 wurden im Firmenkundengeschäft die Kreditrichtlinien zum achten 
Mal in Folge leicht verschärft. Im Privatkundengeschäft waren die Effekte der Finanzmarkt­
turbulenzen deutlich weniger ausgeprägt, sowohl für Wohnbaufinanzierungen als auch für 
Konsumkredite wurden die Kreditrichtlinien im zweiten Quartal 2009 nur leicht angehoben. 
Die Einführung von Basel II hat seit Jahresbeginn 2008 vor allem bei den Krediten an große 
Unternehmen leicht zur Verschärfung der Kreditrichtlinien beigetragen. Die Kreditnachfrage 
der Unternehmen und der privaten Haushalte war nach Einschätzung der befragten Kredit­
manager im zweiten Quartal 2009 rückläufig.

Walter Waschiczek



Banken bleiben bei der Kreditvergabe an Unternehmen zurückhaltend

54	�  Statistiken Q3/09

1 	 Kreditrichtlinien sind die internen, schriftlich festgelegten und ungeschriebenen Kriterien, die festlegen, welche 
Art von Krediten eine Bank als wünschenswert erachtet.

2 	 Unter Kreditbedingungen sind die speziellen Verpflichtungen zu verstehen, auf die sich Kreditgeber und Kredit-
nehmer geeinigt haben.

seit Jahresbeginn 2008 vor allem bei 
den Krediten an große Unternehmen 
leicht zur Verschärfung der Kredit­
richtlinien beigetragen hat. Bei Kre­
diten an kleine Unternehmen und bei 
Krediten an private Haushalte war der 
Effekt noch geringer.

Die Antworten auf den regulären 
Fragebogen zeigen, dass die österrei­
chischen Banken im Firmenkundenge
schäft im zweiten Quartal 2009 ihre 
Kreditrichtlinien1 zum achten Mal in 
Folge etwas verschärft haben. Der Grad 
der Restriktion war nach einer deut­
lichen Reduktion im Vorquartal etwas 
stärker als beim letzten Umfragetermin. 
Die zusätzliche Restriktion ging in  
erster Linie auf eine geänderte Risiko­
einschätzung – in Bezug auf die allge­
meinen Konjunkturaussichten sowie 
branchen- oder firmenspezifische Fak­
toren – zurück. Darüber hinaus trugen 
die Finanzierungsbedingungen der 
Banken auf dem Geld- und Anleihe­
markt – wenngleich in deutlich gerin­
gerem Umfang – dazu bei. Auslei­
hungen an große Betriebe waren etwas 
stärker betroffen als Finanzierungen 
kleiner und mittlerer Unternehmen 
(KMU).

Für das dritte Quartal 2009 erwar­
ten die befragten Banken eine weitere 
leichte Verschärfung der Kreditricht­
linien.

Die Kreditbedingungen2 der Banken 
wurden im zweiten Quartal weiter  
– aber weniger stark als beim letzten 
Umfragetermin – verschärft. Die Zins­
spannen für risikoreichere Kredite und  
– in etwas geringerem Ausmaß – für 
Kreditnehmer durchschnittlicher Boni­
tät wurden zum achten Mal in Folge 
angehoben. Die Verschärfung war al­

lerdings etwas schwächer als im Vor­
quartal. Zwei der abgefragten Bedin­
gungen für die Vergabe von Unterneh­
menskrediten, die Kreditnebenkosten 
und die Kredithöhe, wurden zum  
ersten Mal seit dem dritten Quartal 
2007 unverändert belassen. Die Sicher­
heitenerfordernisse, die Fristigkeit der 
vergebenen Kredite sowie die Zusatz- 
oder Nebenvereinbarungen wurden 
hingegen weiter leicht verschärft. Nach 
Unternehmensgröße betrachtet war 
der Grad der Restriktion für Kredite 
an Großunternehmen in den meisten 
Fällen etwas stärker als für Kredite an 
KMU.

Die Kreditnachfrage der Unternehmen 
hat sich im zweiten Quartal 2009 nach 
Einschätzung der befragten Kredit­
manager nun schon das dritte Mal in 
Folge vermindert. Dabei gab es keine 
Unterschiede in Bezug auf die Unter­
nehmensgröße; die Abschwächung be­
traf Kredite an große und kleine Be­
triebe gleichermaßen. Nachfragedämp­
fend wirkte im ersten Quartal 2009 der 
geringere Finanzierungsbedarf für Fu­
sionen und Übernahmen bzw. Unter­
nehmensumstrukturierungen sowie für 
Anlageinvestitionen. Demgegenüber ließ 
das verringerte Mittelaufkommen der 
Unternehmen aus der Begebung von 
Schuldverschreibungen die Kreditnach­
frage per saldo leicht ansteigen. Für  
das dritte Quartal 2009 erwarten die  
Banken eine Stabilisierung der Kredit­
nachfrage der Unternehmen.

Im Privatkundengeschäft waren die 
Effekte der Finanzmarktturbulenzen 
weiterhin deutlich weniger ausgeprägt. 
Sowohl für Wohnbaufinanzierungen als 
auch für Konsumkredite wurden die 
Kreditrichtlinien im zweiten Quartal 
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2009 nur leicht verschärft. Für das 
dritte Quartal 2009 erwarten die Ban­
ken unveränderte Vergabekriterien für 
Wohnbau- und Konsumkredite an pri­
vate Haushalte. 

Die Zinsmargen für Wohnbaufinan­
zierungen wurden im zweiten Quartal 
2009 weiter leicht angehoben, und 
zwar für Kredite mit durchschnitt­
lichen Risiken und für risikoreichere 
Kredite gleichermaßen. Auch die Belei­
hungsquote und die Sicherheitenerfor­
dernisse wurden leicht erhöht. Für 

Konsumkredite blieben die Kredit­
bedingungen im zweiten Quartal 2009 
hingegen unverändert. 

Die Nachfrage der privaten Haus­
halte nach Wohnbau- und Konsumkre­
diten war im zweiten Quartal 2009 
nun schon das vierte Mal in Folge rück­
läufig. Hauptfaktor dafür war laut Ein­
schätzung der befragten Banken wieder 
die Verschlechterung des Verbraucher­
vertrauens. Für das dritte Quartal 
2009 erwarten die Banken eine weitere 
Abschwächung der Kreditnachfrage.

–1 = deutlich verschärft / –0,5 = leicht verschärft / 0 = nicht verändert / 0,5 = leicht gelockert / 1 = deutlich gelockert

Richtlinien für die Gewährung von Krediten an Unternehmen

Grafik 1

Quelle: OeNB.
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Quelle: OeNB.
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–1 = deutlich verschärft / –0,5 = leicht verschärft / 0 = nicht verändert / 0,5 = leicht gelockert / 1 = deutlich gelockert

Richtlinien für die Gewährung von Krediten an private Haushalte

Grafik 3

Quelle: OeNB.

Wohnbaukredite Konsumkredite und sonstige Kredite

Veränderung in den letzten drei Monaten

1 Einschätzung der Banken für die Entwicklung in den nächsten drei Monaten.
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Nachfrage nach Krediten durch private Haushalte

Grafik 4

Quelle: OeNB.
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Die Darstellung der Verpflichtungen der nichtfinanziellen Unternehmen um-
fasst die Transaktionen als Nettogro‹§e (Aufnahme abzu‹glich Tilgung) aus der
Fremdkapitalfinanzierung (Kredite, Handelskredite, festverzinsliche Wert-
papiere und sonstige Verpflichtungen) und aus der Eigenkapitalfinanzierung
(Anteilsrechte) — beide Bereiche bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B.
Preiseffekte und Wechselkursschwankungen — und den daraus resultieren-
den Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende der Berichts-
periode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

8.2.1 Geldvermo‹gen des Sektors Staat
Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Finanz-
veranlagungen des volkswirtschaftlichen Sektors ªStaat� (Bund, La‹nder, Ge-
meinden, Sozialversicherungen und sonstige Einheiten des Sektors Staat).
Die Darstellung der finanziellen Aktiva des Sektors Staat umfasst die Trans-
aktionen als Nettogro‹§e (Veranlagung/Gewa‹hrung abzu‹glich Abdisponie-
rung/Ru‹ckzahlung) aus der Veranlagung in Bargeld/Einlagen, Wertpapieren,
Anteilsrechten und Investmentzertifikaten sowie aus der Gewa‹hrung von
Krediten — bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B. Preiseffekte und Wech-
selkursschwankungen — und den daraus resultierenden Sta‹nden (einschlie§-
lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende der Berichtsperiode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 501/2004 bzw. EU-Verordnung
2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, O‹ BFA, Statistik Austria.

8.2.2 Verpflichtungen des Sektors Staat
Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Verpflichtun-
gen des volkswirtschaftlichen Sektors ªStaat� (Bund, La‹nder, Gemeinden,
Sozialversicherungen und sonstige Einheiten des Sektors Staat).
Die Darstellung der Verpflichtungen des Sektors Staat umfasst die Trans-
aktionen als Nettogro‹§e (Aufnahme abzu‹glich Tilgung) aus der Fremdkapi-
talfinanzierung (Kredite, Handelskredite, festverzinsliche Wertpapiere und
sonstige Verpflichtungen) — bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B. Preis-
effekte und Wechselkursschwankungen — und den daraus resultierenden
Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende der Berichts-
periode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 501/2004 bzw. EU-Verordnung
2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, O‹ BFA, Statistik Austria.

8.3.1 Geldvermo‹gen des privaten
Haushaltssektors

Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Finanz-
veranlagungen des volkswirtschaftlichen Sektors ªprivater Haushaltssektor�.
In diesem Sektor sind gema‹§ Konvention auch die privaten Organisationen
ohne Erwerbszweck (z. B. Gewerkschaften, Kirchen, Stiftungen) und die
selbststa‹ndig Erwerbsta‹tigen enthalten. Die Darstellung der finanziellen
Aktiva der privaten Haushalte umfasst die Transaktionen als Nettogro‹§e
(Veranlagung abzu‹glich Abdisponierung) aus der Veranlagung in Bargeld/
Einlagen, Wertpapieren, Anteilsrechten, Investmentzertifikaten und
Produkte zur privaten Vorsorge (Anspru‹che gegenu‹ber Versicherungen
aus Lebensversicherung, Schaden- und Unfallversicherung, gegenu‹ber nicht
o‹ ffentlichen Pensionskassen und Betrieblichen Vorsorgekassen) — bereinigt
um Bewertungseffekte wie z. B. Preiseffekte und Wechselkursschwankungen
— und den daraus resultierenden Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nde-
rungen) am Ende der Berichtsperiode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

8.3.2 Verpflichtungen des privaten
Haushaltssektors

Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus der Verschuldung
des volkswirtschaftlichen Sektors ªprivater Haushaltssektor�. In diesem Sek-
tor sind gema‹§ Konvention auch die privaten Organisationen ohne Erwerbs-
zweck (z. B. Gewerkschaften, Kirchen, Stiftungen) und die selbststa‹ndig Er-
werbsta‹tigen enthalten. Die Darstellung der Verschuldung der privaten
Haushalte umfasst Transaktionen als Nettogro‹§e (Kreditaufnahmen
abzu‹glich Ru‹ckzahlungen) aus Krediten von Banken, Versicherungen, Staat
und Ausland — bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B. Wechselkurs-
schwankungen bei Fremdwa‹hrungskrediten — und den daraus resultieren-
den Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende der Berichts-
periode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

8.4.1 Geldvermo‹gen der privaten Haushalte
Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Finanz-
veranlagungen des volkswirtschaftlichen Sektors ªprivate Haushalte� (ESVG
Code S.14) . In diesem Sektor sind private Haushalte und selbststa‹ndig Er-
werbsta‹tige (auch mit Angestellten) enthalten. Die Darstellung der finanz-
iellen Aktiva der privaten Haushalte umfasst die Transaktionen als Netto-
gro‹§e (Veranlagung abzu‹glich Abdisponierung) aus der Veranlagung in
Bargeld/Einlagen, Wertpapieren, Anteilsrechten, Investmentzertifikaten und
Produkte zur privaten Vorsorge (Anspru‹che gegenu‹ber Versicherungen
aus Lebensversicherung, Schaden- und Unfallversicherung, gegenu‹ber nicht
o‹ ffentlichen Pensionskassen und Betrieblichen Vorsorgekassen) — bereinigt
um Bewertungseffekte wie z. B. Preiseffekte und Wechselkursschwankungen
— und den daraus resultierenden Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nde-
rungen) am Ende der Berichtsperiode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

8.4.2 Verpflichtungen der privaten Haushalte
Beschreibung: Finanzierungsstro‹me und Besta‹nde aus den Finanz-
veranlagungen des volkswirtschaftlichen Sektors ªprivate Haushalte� (ESVG
Code S.14) . In diesem Sektor sind private Haushalte und selbststa‹ndig Er-
werbsta‹tige (auch mit Angestellten) enthalten. Die Darstellung der Verschul-
dung der privaten Haushalte umfasst Transaktionen als Nettogro‹§e (Kredit-
aufnahmen abzu‹glich Ru‹ckzahlungen) aus Krediten von Banken, Versicherun-
gen, Staat und Ausland — bereinigt um Bewertungseffekte wie z. B. Wechsel-
kursschwankungen bei Fremdwa‹hrungskrediten — und den daraus
resultierenden Sta‹nden (einschlie§lich Bewertungsa‹nderungen) am Ende
der Berichtsperiode.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: EU-Verordnung 2223/96.
Methodik: Vollerhebungen aus Prima‹rstatistiken, eigene Berechnungen in-
klusive Scha‹tzungen, viertelja‹hrliche Berechnungen.
Melderkreis: OeNB, FMA, Statistik Austria.

9 Au§enwirtschaft

9.1.1 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht — Global
Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungs-
bilanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und
beruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie
an die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie
unterliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen
Detaillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
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Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.2 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht —
Intra-Euroraum

Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungsbi-
lanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und be-
ruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie an
die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie un-
terliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen De-
taillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.3 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht —
Extra-Euroraum

Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungs-
bilanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und
beruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie
an die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie
unterliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen
Detaillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.4 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht —
Intra-EU

Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungs-
bilanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und
beruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie
an die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie
unterliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen
Detaillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.

Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.5 Zahlungsbilanz — Gesamtu‹bersicht —
Extra-EU

Beschreibung: Die Zahlungsbilanz stellt eine systematische Erfassung der
grenzu‹berschreitenden Transaktionen (Rechtsgescha‹fte) O‹ sterreichs mit
dem Ausland dar. Sie setzt sich aus einem realwirtschaftlichen (Leistungs-
bilanz) und einem finanzwirtschaftlichen Teil (Kapitalbilanz) zusammen und
beruht auf dem Prinzip der doppelten Buchhaltung. Methodisch knu‹pft sie
an die internationalen Konventionen des Balance of Payments Manual des
IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen an. Sie
unterliegt des Weiteren tourlichen Revisionen und beinhaltet einen hohen
Detaillierungsgrad.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, Moneta‹rstatistik, administrative Daten; eigene
Scha‹tzungen. Die Erhebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise
oder monatlich. Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.1.6 Leistungsbilanz — Quartalsdaten — Global
Beschreibung: Die Leistungsbilanz ist der realwirtschaftliche Teil der Zah-
lungsbilanz. Sie umfasst grenzu‹berschreitende Transaktionen (Rechts-
gescha‹fte) O‹ sterreichs mit dem Ausland. Sie besteht aus den vier Haupt-
komponenten Gu‹ter, Dienstleistungen, Einkommen und laufende Transfers.
Methodisch knu‹pft sie an die internationalen Konventionen des Balance of
Payments Manual des IWF und an das System volkswirtschaftlicher Gesamt-
rechnungen an. Sie unterliegt des weiteren tourlichen Revisionen und bein-
haltet einen hohen Detaillierungsgrad. Credit-Werte zeigen O‹ sterreichs
Leistungen an das Ausland; Debet-Werte zeigen die vom Ausland angekauf-
ten Leistungen.
Quelle: OeNB, Statistik Austria.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004;
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline,
EU-Regulation.
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Au§enhandelsdaten der Statistik Austria. Vor 2006 Devisensta-
tistisches Meldesystem. Ab 2006 Direkterhebung bei wirtschaftlichen Einhei-
ten abha‹ngig von Schwellenwerten (Konzentrationsstichproben); Erhebung
von Wertpapiertransaktionen und -besta‹nden bei Depot fu‹hrenden Banken
auf Einzelwertpapierbasis, administrative Daten; eigene Scha‹tzungen. Die Er-
hebungen erfolgen je nach Transaktionsart quartalsweise oder monatlich.
Vor 2006 Ru‹ckrechnungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.1 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Global

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird.
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Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres erstellt und entspricht im
Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesentlichen den Richtlinien des Ba-
lance of Payments Manual des IWF (derzeit 5. Fassung, 1993).
Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewertet.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-
nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Die im Rahmen der Internationalen Vermo‹gensposition (IVP) sowie in der
Zahlungsbilanzstatistik (ZABIL) ausgewiesenen Nettoforderungen/-ver-
pflichtungen O‹ sterreichs gegenu‹ber dem Ausland weichen aus methodolo-
gischen Gru‹nden vom entsprechenden Wert in der Gesamtwirtschaftlichen
Finanzierungsrechnung (GFR) ab. Letztere beru‹cksichtigt im Gegensatz zur
IVP auch Verrechnungsforderungen/-verpflichtungen gegenu‹ber dem ESZB,
die sich aus der Banknotenemission im Euroraum ergeben. Diese verrech-
nungstechnischen Intra-ESZB-Salden sind aus gesamtwirtschaftlicher Sicht
zur Aufrechterhaltung der Saldenkonsistenz erforderlich, wu‹rden aber bei
grenzu‹berschreitender Betrachtungsweise zu einseitigen Verbuchungen
und zu einer Statistischen Differenz fu‹hren.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und Stu-
dien, Heft 1/1999 enthalten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.2 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Intra-Euroraum

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird. Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres
erstellt und entspricht im Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesent-
lichen den Richtlinien des Balance of Payments Manual des IWF (derzeit
5. Fassung, 1993). Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewer-
tet. Die Gliederung nach Intra-Euroraum richtet sich nach dem Sitz des aus-
la‹ndischen Gescha‹ftspartners. Die erwa‹hnte regionale Gliederung erfolgt
nur fu‹r jene Aggregate, fu‹r die aussagekra‹ftige regionale Daten vorliegen.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-
nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und
Studien, Heft 1/1999 enthalten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.3 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Extra-Euroraum

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird. Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres

erstellt und entspricht im Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesent-
lichen den Richtlinien des Balance of Payments Manual des IWF (derzeit
5. Fassung, 1993). Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewer-
tet. Die Gliederung nach Extra-Euroraum richtet sich nach dem Sitz des aus-
la‹ndischen Gescha‹ftspartners. Die erwa‹hnte regionale Gliederung erfolgt
nur fu‹r jene Aggregate, fu‹r die aussagekra‹ftige regionale Daten vorliegen.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-
nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und
Studien, Heft 1/1999 enthalten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.4 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Intra-EU

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird. Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres
erstellt und entspricht im Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesent-
lichen den Richtlinien des Balance of Payments Manual des IWF (derzeit
5. Fassung, 1993). Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewer-
tet. Die Gliederung nach Extra-Euroraum richtet sich nach dem Sitz des aus-
la‹ndischen Gescha‹ftspartners. Die erwa‹hnte regionale Gliederung erfolgt
nur fu‹r jene Aggregate, fu‹r die aussagekra‹ftige regionale Daten vorliegen.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-
nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und
Studien, Heft 1/1999 enthalten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.2.5 Internationale Vermo‹gensposition —
Gesamtu‹bersicht — Extra-EU

Beschreibung: Diese Tabelle beinhaltet das Finanzvermo‹gen, das O‹ ster-
reicher im Ausland halten und das Finanzvermo‹gen von Ausla‹ndern, das in
O‹ sterreich gehalten wird. Die IVP wird zum 31. Dezember eines jeden Jahres
erstellt und entspricht im Aufbau und im inhaltlichen Umfang im Wesent-
lichen den Richtlinien des Balance of Payments Manual des IWF (derzeit
5. Fassung, 1993). Die Besta‹nde sind zu Marktpreisen (Ultimokurse) bewer-
tet. Die Gliederung nach Extra-Euroraum richtet sich nach dem Sitz des aus-
la‹ndischen Gescha‹ftspartners. Die erwa‹hnte regionale Gliederung erfolgt
nur fu‹r jene Aggregate, fu‹r die aussagekra‹ftige regionale Daten vorliegen.
Die grenzu‹berschreitenden Vermo‹gensbesta‹nde werden sowohl in Summe
(Vermo‹gensposition) dargestellt, als auch gegliedert nach den Finanzierungs-
instrumenten Direktinvestitionen, Portfolioinvestitionen, sonstige Investitio-
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nen, Finanzderivate und offizielle Wa‹hrungsreserven. Innerhalb der genann-
ten Aggregate sind jeweils Aktiva (Finanzforderungen), Passiva (Finanz-
verpflichtungen) sowie der daraus resultierende Saldo (Nettoauslandsver-
mo‹gensposition) zu finden.
Nettovermo‹gensposition mit positivem Vorzeichen: O‹ sterreich ist Netto-
gla‹ubiger, Nettovermo‹gensposition mit negativem Vorzeichen: O‹ sterreich
ist Nettoschuldner.
Eine detaillierte Beschreibung des Konzepts der IVP ist in Berichte und
Studien, Heft 1/1999 enthalten.
Quelle: OeNB.
Rechtsgrundlagen: Rechtsgrundlage fu‹r die Erstellung:
National: ⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
International: SDDS und Articles of Agreements des IWF, EZB-Guideline;
Rechtsgrundlage fu‹r die Datenerhebung:
⁄ 44 Nationalbankgesetz, Devisengesetz 2004.
Methodik: Devisenstatistisches Meldesystem, eigene Berechnungen
inklusive Scha‹tzungen.
Melderkreis: Banken, Unternehmen, Private, o‹ ffentliche Stellen.

9.4 Au§enhandel
Beschreibung: Die Au§enhandelsstatistik dokumentiert den grenzu‹ber-
schreitenden Warenverkehr und wurde mit dem Beitritt O‹ sterreichs zur
EU am 1. Ja‹nner 1995 grundlegend vera‹ndert. Seither wird der Au§enhandel
gema‹§ INTRASTAT (Warenverkehr mit EU-Staaten) und EXTRASTAT
(Warenverkehr mit Drittla‹ndern) erhoben. Das La‹nderverzeichnis fu‹r die
Au§enhandelsstatistik unterscheidet zurzeit rund 235 La‹nder und Gebiete.
In der Einfuhr wird grundsa‹tzlich das Ursprungsland ausgewiesen, in dem
die Ware vollsta‹ndig gewonnen oder hergestellt worden ist. Ist dieses unbe-
kannt, tritt an die Stelle das Versendungsland (das Land, aus dem die Ware in
das Erhebungsgebiet verbracht worden ist). In der Ausfuhr wird als Bestim-
mungsland das Land nachgewiesen, in dem die Ware gebraucht oder ver-
braucht, be- oder verarbeitet werden soll.
Quelle: Statistik Austria.
Melderkreis: INTRASTAT — Unternehmen, die ja‹hrlich mehr als 200.000
EUR Warenverkehr haben inklusive Zuscha‹tzungen von Firmen, die diesen
Wert nicht erreicht haben (rund 2% der innergemeinschaftlichen
Warenbewegungen).

9.5 Tourismus: Na‹chtigungen in O‹ sterreich
Beschreibung: O‹ sterreichs Beherbergungsbetriebe melden monatlich alle
Anku‹nfte und U‹ bernachtungen von Ga‹sten in der Gliederung nach Unter-
kunftsarten und Herkunftsla‹ndern. Ga‹ste sind Urlauber, Gescha‹ftsreisende,
Kurga‹ste und andere Personen, die nicht la‹nger als zwei Monate in einem Be-
herbergungsbetrieb na‹chtigen und zwar gleichgu‹ltig, ob entgeltlich oder un-
entgeltlich.
Quelle: Statistik Austria.
Methodik: Die Erhebung erfolgt durch die Gemeinden mittels Meldebla‹t-
tern (Durchschlag des Ga‹stebuchblattes) oder Betriebsbo‹gen. Die Daten
werden monatlich von rund 1.500 Gemeinden O‹ sterreichs an Statistik
Austria gemeldet. Dabei handelt es sich in der Regel um Gemeinden, die zu-
mindest 3.000 Na‹chtigungen pro Jahr verzeichnen.

10 Internationale Vergleiche
Der Vergleichbarkeit wegen werden Quellen internationaler Organisationen
herangezogen. Daher ko‹nnen die Daten fu‹r O‹ sterreich, wie sie in den
Tabellengruppen 1 bis 9 ausgewiesen sind, abweichen.

10.1 Wa‹hrungsreserven ohne Gold
Beschreibung: Gema‹§ dem Zahlungsbilanzhandbuch des IWF (5. Auflage)
umfassen die Wa‹hrungsreserven ohne Gold Sonderziehungsrechte (SZR),
Reserveposition beim IWF, Kredite an den IWF, Einlagen bei ausla‹ndischen
Banken, ausla‹ndische Schatzwechsel, ausla‹ndische Inhaberanleihen, Kredite
an ausla‹ndische Banken, aufgelaufene Zinsen. Die Bewertung erfolgt zum
Marktpreis.
Quelle: EZB, Thomson Reuters.

10.2 Goldreserven
Beschreibung: Gold und Goldforderungen der Notenbanken: physisches
Gold (z. B. Barren, Mu‹nzen) und nicht physisches Gold (z. B. Goldeinlagen).
Quelle: EZB, Thomson Reuters.

10.3 Geldmenge M3
Beschreibung: Das Geldmengenaggregat M3 la‹sst sich wie folgt darstellen:
M3 ist die Summe der Kredite an Nicht-MFIs im Euro-Wa‹hrungsgebiet plus
den Nettoforderungen an Ansa‹ssige au§erhalb des Euro-Wa‹hrungsgebiets
minus la‹ngerfristige finanzielle Verbindlichkeiten plus sonstige Gegenposten.

Quelle: EZB, Thomson Reuters, Eurostat.

10.4 Leitzinssa‹tze
Beschreibung: Kurzfristiger Zinssatz, dessen Vera‹nderung andere Zins-
sa‹tze beeinflusst. Als Leitzins bezeichnet man vor allem Zinssa‹tze, die von
einer Zentralbank im Rahmen ihrer geldpolitischen Ma§nahmen festgesetzt
werden ko‹nnen.
Quelle: Eurostat, Sveriges Riksbank, Schweizerische Nationalbank,
Thomson Reuters.

10.5 Drei-Monats-Zinssa‹tze
Beschreibung: Durchschnittszinssatz, zu dem ein erstklassiges Kredit-
institut bereit ist, einem anderen Kreditinstitut mit ho‹chster Bonita‹t Gelder
zur Verfu‹gung zu stellen. Dieser Zinssatz wird ta‹glich fu‹r Interbankeinlagen
mit Laufzeiten bis zu zwo‹ lf Monaten berechnet. In dieser Tabelle werden
die Drei-Monats-Zinssa‹tze als Richtsatz fu‹r kurzfristige Zinssa‹tze dargestellt.
Quelle: EZB, Thomson Reuters.

10.6 Renditen langfristiger staatlicher
Schuldverschreibungen

Beschreibung: Die Richtlinien des im Maastrichter Vertrag festgelegten
Konvergenzkriteriums fu‹r langfristige Zinssa‹tze fu‹r die WWU verlangen, dass
es sich bei den Daten um Renditen auf Staatsanleihen des Sekunda‹rmarktes
vor Abzug der Steuern mit einer Restlaufzeit von ungefa‹hr zehn Jahren han-
delt.
Quelle: EZB, Thomson Reuters, Eurostat, Norges Bank, Schweizerische
Nationalbank.

10.7 Prognosevergleich
Beschreibung: Wirtschaftsprognosen sind eine wesentliche Entschei-
dungsgrundlage zur Steuerung der Wirtschaftspolitik. Die gro§en Wirt-
schaftsinstitutionen vero‹ ffentlichen in der Regel zweimal ja‹hrlich (u‹blicher-
weise im Fru‹hjahr und Herbst) Prognosen fu‹r die na‹chsten zwei Jahre.
Die von Experten der EZB erstellten Projektionen (Ma‹rz und September)
erga‹nzen die gesamtwirtschaftlichen Projektionen des Eurosystems, die halb-
ja‹hrlich (Juni und Dezember) von Experten der EZB und der nationalen
Zentralbanken des Euro-Wa‹hrungsgebiets gemeinsam erarbeitet werden.
Quelle: EZB, Europa‹ische Kommission, OECD, IWF.

10.8 Bruttoinlandsprodukt — real
Beschreibung: Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist das Endergebnis aller
produktiven Ta‹tigkeiten von gebietsansa‹ssigen Produktionseinheiten (ESVG
95, 8.89). Es ist definiert als Wert aller neu erzeugten Waren und Dienstleis-
tungen abzu‹glich des Werts aller bei ihrer Herstellung verbrauchten Vorleis-
tungen.
Quelle: Eurostat.

10.9 Bruttoinlandsprodukt — je Einwohner
in Kaufkraftstandards

Beschreibung: Diese Tabelle zeigt das Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu
Marktpreisen in Kaufkraftstandards.
Das BIP zu Marktpreisen ist ein Ma§ fu‹r das Ergebnis der Produktionsta‹tigkeit
der gebietsansa‹ssigen produzierenden Einheiten.
Drei Arten der Ermittlung des BIP sind mo‹glich:
a) Das BIP ist gleich der Summe der Bruttowertscho‹pfung der institutionel-

len Sektoren oder Wirtschaftsbereiche (nach Abzug der unterstellten
Bankgebu‹hren) zuzu‹glich der Gu‹tersteuern und abzu‹glich der Gu‹ter-
subventionen (die nicht nach Sektoren und Wirtschaftsbereichen aufge-
gliedert werden); es ist ferner der Saldo des Produktionskontos der
gesamten Volkswirtschaft.

b) Das BIP ist gleich der gesamten letzten Verwendung von Waren und
Dienstleistungen durch gebietsansa‹ssige institutionelle Einheiten (Konsum
und Bruttoinvestitionen) zuzu‹glich der Exporte und abzu‹glich der Im-
porte von Waren und Dienstleistungen.

c) Das BIP ist gleich den auf der Verwendungsseite des Einkommens-
entstehungskontos der gesamten Volkswirtschaft ausgewiesenen Positio-
nen (Arbeitnehmerentgelt, Produktions- und Importabgaben abzu‹glich
Subventionen, Bruttobetriebsu‹berschuss und Selbststa‹ndigeneinkommen
der gesamten Volkswirtschaft) vor Abzug der Abschreibungen.

Wenn sich die wirtschaftlichen Gegebenheiten stark unterscheiden, sind
Mengenvergleiche naturgema‹§ schwierig und daher die Deflationierung
von Wertangaben mit Preisindizes die bessere Alternative. Das gilt fu‹r ra‹um-
liche Vergleiche noch mehr als fu‹r zeitliche Vergleiche. Mithilfe sorgfa‹ltiger
Produktbeschreibungen ko‹nnen die Preisrelationen aus dem preisstatisti-
schen Material der einzelnen La‹nder berechnet werden. Die aus nationalen
Wa‹hrungen ermittelten Preisrelationen fu‹hren zum Konzept der Kaufkraft-
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parita‹ten (KKP). Die Kaufkraftparita‹t der La‹nder A und B gibt an, wieviel
Wa‹hrungseinheiten des Landes B beno‹tigt werden, um im Land B die Menge
eines bestimmten Erzeugnisses zu kaufen, die im Land A mit einer
Wa‹hrungseinheit des Landes A gekauft werden kann. Kaufkraftparita‹ten
fu‹r Gu‹tergruppen und fu‹r weitere Aggregationsebenen bis zum Bruttoin-
landsprodukt ergeben sich aus den Parita‹ten einzelner Erzeugnisse durch Ge-
wichtung mit den Ausgabenanteilen. Der Preisniveauindex zwischen zwei
La‹ndern ergibt sich, indem die Kaufkraftparita‹t durch den Wechselkurs der
beiden La‹nder dividiert wird.
Quelle: Eurostat.

10.10 Industrievertrauen
Beschreibung: Der Vertrauensindikator fu‹r die Industrie errechnet sich als
das arithmetische Mittel der in Prozentpunkten angegebenen saldierten Mel-
dungen zu den Produktionserwartungen, zur Einscha‹tzung der Auftragslage
und zur Beurteilung der Fertigwarenlager (Letztere mit umgekehrtem Vor-
zeichen). Die Salden sind saisonbereinigt. Diese Werte werden von der
Europa‹ischen Kommission einmal monatlich fu‹r die EU-Mitgliedstaaten erho-
ben.
Quelle: Europa‹ische Kommission.

10.11 Verbrauchervertrauen
Beschreibung: Der Vertrauensindikator fu‹r die Verbraucher errechnet
sich als das arithmetische Mittel der in Prozentpunkten angegebenen saldier-
ten Meldungen zur finanziellen Lage der privaten Haushalte, zur allgemeinen
Wirtschaftsentwicklung, zur Einscha‹tzung der ku‹nftigen Entwicklung der
Arbeitslosigkeit (mit umgekehrtem Vorzeichen) und zur Einscha‹tzung der
ku‹nftigen Ersparnisbildung jeweils fu‹r die na‹chsten zwo‹ lf Monate. Die Salden
sind saisonbereinigt. Diese Werte werden von der Europa‹ischen Kommis-
sion einmal monatlich fu‹r die EU-Mitgliedstaaten erhoben.
Quelle: Europa‹ische Kommission.

10.12 Industrielle Produktion ohne Baugewerbe
Beschreibung: Der Produktionsindex ist ein Konjunkturindikator, der die
Produktion und die Ta‹tigkeit der Industrie widerspiegelt. Er misst das Pro-
duktionsvolumen in kurzen, regelma‹§igen Absta‹nden. In der vorliegenden
Tabelle wird das Baugewerbe nicht beru‹cksichtigt.
Quelle: Eurostat, OECD.

10.13 Produzentenpreisindizes
Beschreibung: Der Index der Erzeugerpreise auf dem Inlandsmarkt fu‹r
eine wirtschaftliche Ta‹tigkeit (2000 = 100) misst die durchschnittliche Preis-
entwicklung fu‹r alle Waren und Dienstleistungen, die aus dieser Ta‹tigkeit re-
sultieren und auf dem Inlandsmarkt verkauft werden.
Quelle: Eurostat, OECD.

10.14 Verbraucherpreisindizes
Beschreibung: Der Verbraucherpreisindex (VPI) misst die Preisvera‹nde-
rungen aller Waren und Dienstleistungen, die von privaten Haushalten im
sta‹dtischen Bereich fu‹r Konsumzwecke gekauft werden. Verbrauchsteuern
und Umsatzsteuern werden ebenfalls erfasst. Zur Berechnung des VPI wer-
den Preise fu‹r Waren und Dienstleistungen, jeweils landesweit in Einzelhan-
delsgescha‹ften und bei Dienstleistern, erhoben.
Quelle: Eurostat, Bureau of Labor Statistics, Statistics Bureau of Japan.

10.15 Arbeitslosenquoten
Beschreibung: Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an
der Erwerbsbevo‹ lkerung (Summe der Erwerbsta‹tigen und der Arbeitslosen).
Grundlage fu‹r diese Definition ist die International Labor Organization.
Quelle: Eurostat, OECD.

10.16 Budgetsalden
Beschreibung: Der Finanzierungssaldo des Staates ist die Differenz zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben des Staates. Der Sektor Staat gliedert sich
in die Teilsektoren Bund (Zentralstaat), La‹nder, Gemeinden und Sozial-
versicherung. Als Bezugsgro‹§e dient das nominelle BIP. Prognosewerte stam-
men von der jeweils aktuellen Prognose der Europa‹ischen Kommission.
Quelle: Eurostat, OECD.

10.17 Staatsschuldenquoten
Beschreibung: Der Sektor Staat gliedert sich in die Teilsektoren Bund
(Zentralstaat), La‹nder, Gemeinden und Sozialversicherung. Als Schulden-
stand gilt der Nominalwert, Fremdwa‹hrungsschulden werden zu Devisen-
marktkursen (Jahresendstand) in die Landeswa‹hrung umgerechnet (mit ge-
sonderten Bestimmungen fu‹r Vertra‹ge). Die nationalen Daten fu‹r den Sek-
tor Staat sind zwischen den Untersektoren konsolidiert. Als Bezugsgro‹§e
dient das nominelle BIP.
Quelle: Eurostat, IWF, OECD.

10.18 Leistungsbilanzsalden
Beschreibung: In der Leistungsbilanz werden alle Transaktionen zwischen
gebietsansa‹ssigen und gebietsfremden Einheiten erfasst, die wirtschaftliche
Werte beinhalten (au§er den Transaktionen mit finanziellen Werten). Zeit-
punkt der Verbuchung: Gema‹§ dem BPM5 erfolgt die Verbuchung je
Gescha‹ftsvorgang (Grundsatz der periodengerechten Zuordnung), d. h.,
die Transaktionen sind zu verbuchen, wenn der wirtschaftliche Wert geschaf-
fen, umgewandelt, u‹bertragen oder aufgelo‹st wird. Hauptkriterium ist der —
rechtliche oder wirtschaftliche — Eigentumswechsel. Bewertung: grundsa‹tz-
lich zu Marktpreisen.
Quelle: Europa‹ische Kommission.
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Indikatoren, Stichworte Tabellennummer

A
Abgabenerfolg des Bundes 7.20
Aktien, bo‹rsennotierte 4.2
Aktienindizes 4.3
Arbeitslose, vorgemerkte 7.17
Arbeitslosenquoten 7.17, 10.15
ATX 4.3
Aufwendungen (Kreditinstitute) 3.9.1�7
Auslandsto‹chter, -zweigstellen der Kreditinstitute 3.2
Auslandsaktiva der Kreditinistitute 3.12
Ausleihungen
— an Nichtbanken-Finanzintermedia‹re und Unternehmen 1.5.1
— an o‹ ffentliche Haushalte 1.5.3
— an private Haushalte 1.5.2
— fu‹r Konsumzwecke 1.5.2
— fu‹r Wohnbau 1.5.2
— nach Wa‹hrungen 1.6.1�2
— sonstige Ausleihungen 1.5.2
Ausweis des Eurosystems, konsolidiert 1.2.1�2
Au§enhandel 9.4

B
Banknoten, ausgegebene 1.1.2
Banknoten, Schilling 5.1.2
Banknotenumlauf 5.1.1, 1.2.2
Bankomaten 5.4
Bankomatkarten 5.4
Bargeldumlauf 1.3.1
Basiszinssa‹tze 2.1
Baukostenindex 6.5
Baupreisindex 6.5
Bausparkassen 3.14
Bescha‹ftigung 7.17
Betriebliche Vorsorgekassen 3.13
Betriebsergebnis (Kreditinstitute) 3.9.1�7
Bildungsquote 7.1
Bruttoinlandsprodukt, BIP
— Entstehung 7.5
— Entwicklung (inklusive Euroraum) 7.3�4
— internationaler Vergleich 10.8�9
— Prognosen 7.2.1�2
— pro Kopf 7.1, 10.9
— Verteilung 7.11
— Verwendung (inklusive Euroraum) 7.6�8
— Wachstumsbeitra‹ge (inklusive Euroraum) 7.9�10
Bruttoinvestititionen (VGR) 7.6�10
Budgetsalden 7.24, 10.16, 7.19

D
DAX 30 Performance 4.3
Deflatoren 6.2
Devisenkurse 2.15.1�3
Direkte Steuern 7.23
Direktinvestitionen 9.1.1�5, 9.2.1�5
Dow Jones 4.3
Drei-Monats-Zinssa‹tze
— EURIBOR 2.6
— internationaler Vergleich 10.5

E
Effektiver Wechselkurs, Euro, (nominell, real) 2.16
Einlagefazilita‹t 1.2.2
Einlagen
— auf Girokonten 1.2.2
— in Euro, von Nichtbanken 3.7
— nach Wa‹hrungen 1.7.1�2
— von Ansa‹ssigen im (au§erhalb) des Euroraums 1.7.1�2
— von inla‹ndischen Nichtbanken 3.7
— von nichtfinanziellen Unternehmen 1.4.3
— von privaten Haushalten 1.4.3

— von sonstigen o‹ ffentlichen Haushalten 1.4.3
— von Vertragsversicherungen und Pensionskassen 1.4.3
— von sonstigen Nichtbanken-Finanzintermedia‹ren 1.4.3
— von Zentralstaaten 1.4.3
Einlagekonten (Anzahl) 3.8
Eigenmittel
— Erfordernis 3.10
— Betriebliche Vorsorgekassen 3.13
Einlagenzinssa‹tze
— Bestand 2.8
— Neugescha‹ft 2.9
Einkommen
— pro Kopf 7.1
— Volkseinkommen 7.11
— Zahlungsbilanz 9.1.1�6
Emissionen 4.1
Emissionsrenditen 2.11
Eng verbundene Wa‹hrungen 2.17
EONIA 2.6
Ergebnis der gewo‹hnlichen Gescha‹ftsta‹tigkeit
(Kreditinstitute) 3.9.1�7
Ertragslage, Kreditinstitute 3.9
Erwerbsquote 7.1
Erzeugerpreisindex 6.1, 10.13
EURIBOR 2.6
Euro-Banknotenumlauf
Euro-Geldmarkt- und Eurosystemzinssa‹tze 2.2�2.6
EURO STOXX 50 4.3
Europa‹isches Wa‹hrungssystem 2.13
Euro-Umrechnungskurse, unwiderrufliche 2.12
Exporte 7.1, 7.6�10, 9.4

F
Finanzderivate 9.1.1�5, 9.2.1
Finanzierungssaldo 7.24
Finanzkennzahlen, OeNB 1.1
Finanzschuld, Bund 7.21�22
Fiskalindikatoren 7.24
Forderungen
— konsolidierter Ausweis, Aktiva 1.2.1
— laut Internationaler Vermo‹gensposition 9.2.1—5
— laut Zahlungsbilanz 9.1.1�5
— nach der Kreditho‹he 3.5
— nach geographischer Gliederung 3.12
— von Kreditinstituten an Nichtbanken 3.5
Forschungsquote 7.1
Foyerbankomaten 5.4
France CAC 40 4.3
Fremdenverkehr 9.5
FTSE 100 4.3

G
Gebarungserfolg des Bundes 7.19
Gegenposten von M3 1.3.1�2
Geldmarktpapiere 9.2.1—5
Geldmarktsa‹tze, Euro 2.6, 10.5
Geldmenge 1.3, 10.3
Geldvermo‹gensbildung 8.1.1, 8.2.1, 8.3.1,

8.4.1
Gesamtwirtschaftliche Finanzierungsrechnung
— Geldvermo‹gen 8.1.1, 8.2.1, 8.3.1,

8.4.1
— Verpflichtungen 8.1.2, 8.2.2, 8.3.2,

8.4.2
Gescha‹ftsstruktur, Kreditinstitute 3.4
Gesundheitsquote 7.1
Gold
— Forderungen 1.2.1
— Goldmu‹nzenumlauf 5.2
— Preise 6.10
— Reserven, internationaler Vergleich 2.10, 10.2
Gro§handelspreisindex 6.1
Gro§handelsumsa‹tze 7.18
Gro§kredite 3.6
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H
Handelsumsa‹tze 7.18
Hauptrefinanzierungsgescha‹fte, Eurosystem 2.3
Haushalt, allgemeiner 7.19
Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI) 6.1, 6.3, 10.14
HOAM.AT-Transaktionen, Zahlungsverkehr 5.3

I
Immobilienpreisindex 6.6
Importe 7.1, 7.6�10, 9.4
Indirekte Steuern 7.23
Industrielle Produktion ohne Baugewerbe 10.12
Industrievertrauen 7.12�13, 10.10
Inflationsindikatoren 6.1
Investmentfonds 3.15
Investitionen
— Internationale Vermo‹gensposition 9.2.1�5
— VGR 7.6�10
— Zahlungsbilanz 9.1.1�5
Investitionsquote 7.1

J
Jahresu‹berschuss (Kreditinstitute) 3.9.1�7

K
Kapitalbilanz 9.1.1�5
Karten (Bankomat-, Kredit-) 5.4
Kfz-Zulassungen 7.18
Konsumausgaben (VGR) 7.6�10
Konsumquote 7.1
Konsumentenvertrauen 7.15, 10.11
Kredit (Ausleihungen) 1.5—6
Kredite der OeNB an Ansa‹ssige
im Euro-Wa‹hrungsgebiet 1.1.1
Kreditinstitute
— Anzahl (Sektoren und Bundesland) 3.1�2
— Auslandsaktiva 3.12
— Auslandsto‹chter, -zweigstellen 3.2
— Bilanzpositionen 3.3
— Eigenmittel 3.10
— Ertragslage 3.9

— Aufwendungen 3.9.1�7
— Betriebsergebnis 3.9.1�7
— Ergebnis der gewo‹hnlichen Gescha‹ftsta‹tigkeit 3.9.1�7
— Jahresu‹berschuss 3.9.1�7

— Gescha‹ftsstruktur 3.4
— Liquidita‹t 3.11
Kreditkarten 5.4
Kreditzinssa‹tze
— Bestand 2.8
— Neugescha‹ft 2.10

L
Langfristig verzinsliche Wertpapiere 9.2.1—5
Laufende Ausgaben des Staates 7.23
Leistungsbilanz 9.1.1�6
Leistungsbilanzsaldo 7.1, 10.18
Leitzinssa‹tze 2.1, 10.4
Liquidita‹t (Kreditinstitute) 3.11
Lohnquote 7.1
Lohnstu‹ckkosten 7.1

M
M1 1.3
M2 1.3
M3 1.3, 10.3
Mengentender 2.5
MFIs 1.4
Mindestreserve 1.9�10
Mu‹nzumlauf 5.2

N
Na‹chtigungen 9.5
Nichtbanken
— Euro-Einlagen 3.7
— Forderungen 3.5
Nikkei 225 4.3

O
O‹ ffentlicher Haushalt 7.19
Offene Stellen 7.17
Offizielle Wa‹hrungsreserven 9.1.1�5, 9.2.1
O‹ lpreise 6.9

P
Pensionskassen 3.16
Portfolioinvestitionen 9.1.1�5, 9.2.1—5
Pra‹klusion, Banknoten 5.1�2
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A-SIT	 Zentrum für sichere  
	 Informationstechnologie – Austria
ASVG	 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz
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EBRD	 European Bank for Reconstruction and 
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ESVG	 Europäisches System  
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EU	 Europäische Union
EURIBOR	 Euro Interbank Offered Rate
Eurostat	 Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaft
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EWS	 Europäisches Währungssystem
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FATF	 Financial Action Task Force on Money Laundering
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GUS	 Gemeinschaft Unabhängiger Staaten
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HIPC	 Heavily Indebted Poor Countries
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IBRD	 International Bank for Reconstruction  
	 and Development (Internationale Bank für 
	 Wiederaufbau und Entwicklung, Weltbank)
IDB	 Inter-American Development Bank 
	 (Interamerikanische Entwicklungsbank)
IFES	 Institut für Empirische Sozialforschung
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	 (International Monetary Fund)
IWI	 Industriewissenschaftliches Institut
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LIBOR	 London Interbank Offered Rate
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NACE	 Nomenclature générale des activités économiques  
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NBG	 Nationalbankgesetz
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Verordnungen 
der Oesterreichischen Nationalbank

Verlautbart im 
Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung

Veröffentlicht im 
,,Monatsheft“ Nr.

Devisenrechtliche Kundmachungen

DL 3/91 Meldungen 24. 9. 1991 9/1991
1. Allgemeiner Teil
2. Ausnahmen von der Meldepflicht
3. Allgemeine Meldung
4. Meldungen von Banken
5. Meldungen von Nichtbanken
    und Finanzinstitutionen
6. Sondermeldungen

DL 2/93 Änderung der Kundmachung DL 3/91 5. 5. 1993 4/1993
DL 1/95 Aufhebung der Kundmachung DL 1/93; 

SR-Resolution 1022 (1995) betreffend 
die vorläufige Aussetzung der Sanktionen 
der Vereinten Nationen gegen die 
Bundesrepublik Jugoslawien

 
 
 
 

21. 12. 1995

 
 
 
 

11/1995
DL 1/96 Änderung der Kundmachung DL 3/91 3. 9. 1996 7/1996
DL 1/99 Änderung der Kundmachungen DL 1/91 

DL 2/91 und DL 3/91
 

3. 11. 1998
 

12/1998
DL 2/99 Aufhebung der Kundmachung DL 3/93 

betreffend Sanktionen 
der Vereinten Nationen gegen Libyen

 
 

30. 4. 1999

 
 

4/1999
DL 3/99 Änderung der Kundmachung DL 3/91 16. 12. 1999 11/1999
DL 1/01 Änderung der Kundmachung DL 3/91 19. 6. 2001 5/2001
DL 1/02 Änderung der Kundmachungen DL 1/91 und 

DL 3/91 zum Devisengesetz
 

25. 2. 2002
 

1/2002
DL 2/02 Änderung der Kundmachung DL 2/91; 

Resolution Nr. 1373 (2001) 
des UN-Sicherheitsrates

 
 

2. 9. 2002

 
 

7/2002
DL 3/02 Änderung der Kundmachung DL 2/02 20. 1. 2003 12/2002
DL 1/03 Aufhebung der Kundmachung DL 4/91 18. 7. 2003 6/2003
DL 2/03 Änderung der Kundmachung DL 2/2002 2. 9. 2003 7/2003
DL 3/03 Aufhebung der Kundmachung DL 1/91 

und DL 2/91
 

23. 12. 2003
 

11/2003
DL 1/04 Änderung der Kundmachung DL 2/2002 1. 3. 2004 1/2004

Sonstige devisenrechtliche Verordnungen

Verordnung betreffend statistische Erhebungen über 
die Importe und Exporte von Dienstleistungen

 
17. 8. 2004
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Verordnungen 
der Europäischen Gemeinschaft

Verlautbart im 
Amtsblatt der EG

Mindestreserve-Verordnungen
Nr. 2531/98 Verordnung des Rates der Europäischen Union 

über die Auferlegung einer Mindestreserve-Pflicht 
durch die Europäische Zentralbank

 
 

23. 11. 1998
Nr. 2532/98 Verordnung des Rates der Europäischen Union 

über das Recht der Europäischen Zentralbank, 
Sanktionen zu verhängen

 
 

23. 11. 1998
Nr. 2818/98 Verordnung der Europäischen Zentralbank 

über die Auferlegung einer Mindestreserve-Pflicht
 

1. 12. 1998
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Norbert Schuh, Peter Steindl
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Sonderhefte

Juni 06
Bankenstatistisches Jahrbuch 2005
Finanzvermögen 2005

September 06
Direktinvestitionen 2004

November 06
Internationale Vermögensposition Österreichs im Jahr 2005

Juni 07
Bankenstatistisches Jahrbuch 2006
Finanzvermögen 2006

September 07
Direktinvestitionen 2005
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Internationale Vermögensposition Österreichs im Jahr 2006

Juni 08
Bankenstatistisches Jahrbuch 2007

Oktober 08
Finanzvermögen 2007

Dezember 08
Internationale Vermögensposition Österreichs im Jahr 2007
Direktinvestitionen 2006

Juni 09
Struktur des Dienstleistungshandels 2006

Juli 09
Bankenstatistisches Jahrbuch 2008
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Näheres finden Sie unter www.oenb.at

Geldpolitik & Wirtschaft	 vierteljährlich

Die auf Deutsch und Englisch erscheinende Quartalspublikation der OeNB analy-
siert die laufende Konjunkturentwicklung, bringt mittelfristige makroökonomische 
Prognosen, veröffentlicht zentralbank- und wirtschaftspolitisch relevante Studien 
und resümiert Befunde volkswirtschaftlicher Workshops und Konferenzen der 
OeNB.

Focus on European Economic Integration	 vierteljährlich

Der Focus on European Economic Integration (FEEI) konzentriert sich auf die 
Region Zentral-, Ost- und Südosteuropa und reflektiert damit einen strategischen 
Forschungsschwerpunkt der OeNB. Die Beiträge der vierteljährlich auf Englisch 
erscheinenden Publikation umfassen extern begutachtete empirische und theore-
tische Studien zur makrofinanziellen und monetären Integration sowie einschlä-
gige Länderanalysen und länderübergreifende Vergleiche

Statistiken – Daten &  Analysen	 vierteljährlich

Diese Publikation enthält Kurzberichte und Analysen mit dem Fokus auf öster
reichischen Finanzinstitutionen sowie auf Außenwirtschaft und Finanzströmen. 
Den Analysen ist eine Kurzzusammenfassung vorangestellt, die auch in englischer 
Sprache zur Verfügung gestellt wird. Der Tabellen- und Erläuterungsabschnitt 
deckt finanzwirtschaftliche und realwirtschaftliche Indikatoren ab. Im Internet 
sind die Tabellen und Erläuterungen (jeweils deutsch und englisch) sowie ein zu-
sätzliches Datenangebot abrufbar. Im Rahmen dieser Serie erscheinen fallweise 
auch Sonderhefte, die spezielle statistische Themen behandeln.

econ.newsletter	 vierteljährlich

Der quartalsweise im Internet erscheinende Newsletter der Hauptabteilung Volks-
wirtschaft der OeNB informiert Kollegen aus anderen Zentralbanken oder inter
nationale Institutionen, Wirtschaftsforscher, politische Entscheidungsträger und 
an Ökonomie Interessierte über die Forschungsschwerpunkte und Tätigkeiten der 
Hauptabteilung Volkswirtschaft. Zusätzlich bietet der Newsletter Informationen 
über Publikationen, Studien oder Working Papers sowie über Veranstaltungen 
(Konferenzen, Vorträge oder Workshops) des laufenden Quartals. Der Newsletter 
ist in englischer Sprache verfasst.
Näheres finden Sie unter www.oenb.at/econ.newsletter

Finanzmarktstabilitätsbericht	 halbjährlich

Der auf Deutsch und Englisch erscheinende Finanzmarktstabilitätsbericht umfasst 
zwei Teile: Der erste Abschnitt enthält eine regelmäßige Analyse finanzmarkt
stabilitätsrelevanter Entwicklungen in Österreich und im internationalen Umfeld. 
Daneben werden im Rahmen von Schwerpunktartikeln auch gesonderte Themen 
herausgegriffen, die im Zusammenhang mit der Stabilität der Finanzmärkte stehen.

Periodische Publikationen
der Oesterreichischen Nationalbank
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Workshop-Bände	 drei- bis viermal jährlich

Die im Jahr 2004 erstmals herausgegebenen Bände enthalten in der Regel die 
Beiträge eines Workshops der OeNB. Im Rahmen dieser Workshops werden geld- 
und wirtschaftspolitisch relevante Themen mit nationalen und internationalen 
Experten aus Politik und Wirtschaft, Wissenschaft und Medien eingehend disku-
tiert. Die Publikation erscheint großteils auf Englisch.

Working Papers	 etwa zehn Hefte jährlich

Die Working-Paper-Reihe der OeNB dient der Verbreitung und Diskussion von 
Studien von OeNB-Ökonomen bzw. externen Autoren zu Themen, die für die 
OeNB von besonderem Interesse sind. Die Beiträge werden einem internationalen 
Begutachtungsverfahren unterzogen und spiegeln jeweils die Meinung der Autoren 
wider.

Volkswirtschaftliche Tagung (Tagungsband)	 jährlich

Die Volkswirtschaftliche Tagung der OeNB stellt eine Plattform für den inter
nationalen Meinungs- und Informationsaustausch zu währungs-, wirtschafts- und 
finanzmarktpolitischen Fragen zwischen Zentralbanken, wirtschaftspolitischen 
Entscheidungsträgern, Finanzmarktvertretern und der universitären Forschung 
dar. Der Konferenzband enthält alle Beiträge der Tagung.

Conference on European Economic Integration  
(Konferenzband)	 jährlich

OeNB-Konferenzbandreihe mit Schwerpunkt auf zentralbankrelevanten Fragen 
im Zusammenhang mit Zentral-, Ost- und Südosteuropa und dem EU-Erwei
terungsprozess. Erscheint in einem renommierten internationalen Verlag auf Eng-
lisch (Nachfolgekonferenz der „Ost-West-Konferenz“ der OeNB).
Näheres finden Sie unter http://ceec.oenb.at

Geschäftsbericht	 jährlich
In mehreren Kapiteln werden im Geschäftsbericht der OeNB die Geldpolitik, die 
Wirtschaftslage, neue Entwicklungen auf den Finanzmärkten im Allgemeinen und 
auf dem Gebiet der Finanzmarktaufsicht im Speziellen, die sich wandelnden Auf-
gaben der OeNB und ihre Rolle als internationaler Partner erörtert. Der Bericht 
enthält auch den Jahresabschluss der OeNB.

Wissensbilanz	 jährlich

Die Wissensbilanz beschreibt das intellektuelle Kapital der OeNB sowie dessen 
Einsatz in Geschäftsprozessen zur Erbringung der Leistungen. Sie stellt Zusammen-
hänge zwischen Human-, Beziehungs-, Struktur- und Innovationskapital dar und 
macht den Stellenwert einzelner Einflussfaktoren deutlich. Diese ganzheitliche Sicht-
weise ermöglicht eine Standortbestimmung und eine wissensbasierte strategische 
Ausrichtung.
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Adressen
der Oesterreichischen Nationalbank

	 Postanschrift	 Telefon	 Fernschreiber

Hauptanstalt
Otto-Wagner-Platz 3	 Postfach 61	 (+43-1) 404 20-6666	 114669 natbk
1090 Wien	 1011 Wien	T elefax: (+43-1) 404 20-2398	 114778 natbk
Internet: www.oenb.at
E-Mail: oenb.info@oenb.at

Zweiganstalten
Zweiganstalt Österreich West
Innsbruck 	
Adamgasse 2 	A damgasse 2	 (+43-512) 594 73-0
6020 Innsbruck	 6020 Innsbruck 	T elefax: (+43-512) 594 73-99

Zweiganstalt Österreich Süd
Graz 	
Brockmanngasse 84 	 Postfach 8 	 (+43-316) 81 81 81-0
8010 Graz	 8018 Graz 	T elefax: (+43-316) 81 81 81-99

Klagenfurt
10.-Oktober-Straße 13 	 10.-Oktober-Str. 13	 (+43-463) 576 88-0
9020 Klagenfurt	 9020 Klagenfurt 	T elefax: (+43-463) 576 88-99

Zweiganstalt Österreich Nord
Linz 	
Coulinstraße 28 	 Postfach 346 	 (+43-732) 65 26 11-0
4020 Linz	 4021 Linz 	T elefax: (+43-732) 65 26 11-99

Salzburg 	
Franz-Josef-Straße 18 	 Franz-Josef-Str. 18 	 (+43-662) 87 12 01-0
5020 Salzburg	 5020 Salzburg 	T elefax: (+43-662) 87 12 01-99

Repräsentanzen
Oesterreichische Nationalbank 		  (+44-20) 7623-6446
London Representative Office 		T  elefax: (+44-20) 7623-6447
5th floor, 48 Gracechurch Street
London EC3V 0EJ, Vereinigtes Königreich

Oesterreichische Nationalbank 		  (+1-212) 888-2334 	 (212) 422509 natb ny
New York Representative Office 		T  elefax: (+1-212) 888-2515
450 Park Avenue, Suite 1202 		
New York, N. Y. 10022, USA

Ständige Vertretung Österreichs bei der EU 	 (+32-2) 285 48-41, 42, 43
Avenue de Cortenbergh 30 		T  elefax: (+32-2) 285 48-48
B 1040 Brüssel, Belgien
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